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Apostolischer Stuhl

Papst Franziskus
Botschaft zum 53. Welttag der sozialen 

Kommunikationsmittel

„Denn wir sind als Glieder miteinander verbunden“ 
(Eph 4,25).

Von den Social Network Communities zur 
menschlichen Gemeinschaft

Liebe Brüder und Schwestern,

seit es das Internet gibt, hat sich die Kirche immer da-
für eingesetzt, es in den Dienst der zwischenmenschli-
chen Begegnung und allumfassender Solidarität zu stel-
len. Mit dieser Botschaft möchte ich Sie nochmals 
einladen, über das Fundament und die Bedeutung unse-
res In-Beziehung-Seins nachzudenken und bei all den 
Herausforderungen des gegenwärtigen kommunikati-
ven Kontextes den Wunsch des Menschen, der nicht in 
seiner Einsamkeit bleiben will, neu zu entdecken.

Die Metaphern „Netz“ und „Gemeinschaft“

Die Medienwelt ist heute so allgegenwärtig, dass sie 
sich nicht mehr von der Alltagswelt trennen lässt. Das 
Internet ist eine Ressource unserer Zeit. Es ist eine 
Quelle von Wissen und Beziehungen, die einst unvor-
stellbar war. Viele Experten jedoch weisen angesichts 
der tiefgreifenden Veränderungen, die die Technologie 
für die Logik der Produktion, Verbreitung und Nutzung 
von Inhalten mit sich bringt, auch auf die Risiken hin, 
die die Suche nach und den Austausch von authenti-
schen Informationen auf globaler Ebene bedrohen. 
Wenn das Internet auch eine außerordentliche Mög-
lichkeit des Zugangs zu Wissen darstellt, so ist es zu-
gleich ein Ort, der in besonderer Weise anfällig ist für 
Desinformation und eine bewusste und gezielte Defor-
mierung von Fakten und zwischenmenschlichen Bezie-
hungen, die oft diskreditierende Züge annehmen.

Es muss anerkannt werden, dass die sozialen Netz-
werke, obwohl sie einerseits dazu dienen, uns mehr zu 
verbinden, uns zueinander zu bringen und einander zu 
helfen, andererseits aber auch eine manipulative Nut-
zung personenbezogener Daten ermöglichen, um poli-
tische oder wirtschaftliche Vorteile zu erlangen, wobei 
der gebührende Respekt vor dem Menschen und seinen 
Rechten oft außen vor bleibt. Verschiedene Statistiken 
machen deutlich, dass jeder vierte Heranwachsende 
mit Cybermobbing zu tun hat. 1 

In der Komplexität dieses Szenarios mag es nützlich 
sein, nochmals über die dem Internet ursprünglich zu-
grundeliegende Metapher des Netzes nachzudenken, 
um sein positives Potenzial wieder neu zu entdecken. 
Die Gestalt des Netzes lädt uns ein, über die Vielzahl 
von Verbindungslinien und Knoten nachzudenken, die 
seine Stabilität ohne Zentrum und ohne hierarchische 
oder vertikale Organisationsstruktur sicherstellen. 
Das Netz funktioniert dank der gleichmäßigen Beteili-
gung aller Elemente. 

1 Um dieses Phänomen einzudämmen, wird eine Internatio-
nale Beobachtungsstelle für Cybermobbing mit Sitz im 
Vatikan eingerichtet.

Bezogen auf ihre anthropologische Dimension, erin-
nert die Metapher des Netzes an ein weiteres bedeu-
tungsvolles Gebilde, nämlich das der Gemeinschaft. 
Die Stärke einer Gemeinschaft hängt davon ab, wie 
kohäsiv und solidarisch sie ist, und davon, wie sehr in 
ihr ein Gefühl des Vertrauens herrscht und wie sehr sie 
gemeinsame Ziele verfolgt. Die Gemeinschaft als Netz 
der Solidarität erfordert gegenseitiges Zuhören und ei-
nen Dialog, der auf einem verantwortungsvollen Um-
gang mit der Sprache basiert. 

So wie es sich momentan darstellt, ist jedem klar, dass 
Social Network Community nicht automatisch das-
selbe bedeutet wie Gemeinschaft. Im besten Fall kön-
nen solche Communities Zusammenhalt und Solidari-
tät vorweisen, oft aber sind sie nur Ansammlungen von 
Individuen, die sich um Interessen oder Themen herum 
bilden und für die eine schwache Bindung der Einzel-
nen charakteristisch ist. Außerdem basiert die Identität 
in den sozialen Netzwerken zu oft auf Abgrenzung ge-
genüber anderen, gegenüber denen, die nicht zur Gruppe 
gehören. Man definiert sich über das, was trennt, und 
nicht über das, was eint. Damit schafft man eine Platt-
form für Verdächtigungen und die Äußerung aller Ar-
ten von Vorurteilen (ethnische, sexuelle, religiöse und 
andere). Dieser Trend ist ein Nährboden für Gruppie-
rungen, die Heterogenität ausschließen und auch im 
digitalen Bereich einen ungezügelten Individualismus 
nähren, ja manchmal sogar regelrechte Lawinen des 
Hasses lostreten. Das, was ein Fenster zur Welt sein 
sollte, wird so zu einem Schaufenster, in dem man den 
eigenen Narzissmus zur Schau stellt.

Das Internet ist eine Gelegenheit, die Begegnung mit 
anderen zu fördern, es kann uns aber auch immer tiefer 
in die Selbstisolation führen und wie das Netz einer 
Spinne zur Falle werden. Besonders junge Menschen 
sind anfällig für die Illusion, dass die sozialen Netz-
werke ihnen in Sachen Beziehungen alles geben könn-
ten, was sie brauchen. Das kann schließlich sogar zum 
gefährlichen Phänomen jugendlicher „Sozialeremiten“ 
führen, die Gefahr laufen, sich völlig von der Gesell-
schaft zu entfremden. Diese dramatische Dynamik of-
fenbart einen schweren Riss im Beziehungsgefüge der 
Gesellschaft, einen Riss, den wir nicht ignorieren kön-
nen.

Diese vielgestaltige und tückische Realität wirft ver-
schiedene Fragen ethischer, sozialer, rechtlicher, politi-
scher und wirtschaftlicher Natur auf und ist auch eine 
Anfrage an die Kirche. Während die Regierungen nach 
rechtlichen Regulierungsmaßnahmen suchen, um die 
ursprüngliche Vision eines freien, offenen und sicheren 
Netzes zu bewahren, haben wir alle die Möglichkeit 
und die Verantwortung, eine positive Nutzung des In-
ternets zu fördern.

Es ist klar, dass die Multiplikation von Verbindungen 
nicht ausreicht, um ein gegenseitiges Verständnis zu 
fördern. Wie aber können wir, im Bewusstsein, dass wir 
auch im Internet eine Verantwortung füreinander ha-
ben, unsere wahre gemeinschaftliche Identität finden? 

„Wir sind als Glieder miteinander verbunden“

Eine mögliche Antwort kann ausgehend von einer drit-
ten Metapher skizziert werden, von der Metapher des 
Leibes und seiner Glieder, mit deren Hilfe der heilige 
Paulus das Verhältnis der Gegenseitigkeit zwischen 
den Menschen beschreibt, das in einem Organismus 
begründet liegt, der sie vereint. „Legt deshalb die Lüge 
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ab und redet die Wahrheit, jeder mit seinem Nächsten; 
denn wir sind als Glieder miteinander verbunden“ 
(Eph 4,25). Das Als-Glieder-miteinander-Verbunden-
Sein ist die tiefe Motivation, mit der der Apostel uns 
auffordert, die Lüge abzulegen und die Wahrheit zu sa-
gen: Die Verpflichtung zur Bewahrung der Wahrheit 
ergibt sich aus der Notwendigkeit, das gegenseitige Ge-
meinschaftsverhältnis nicht zu leugnen. Tatsächlich 
offenbart sich die Wahrheit in der Gemeinschaft. Die 
Lüge hingegen besteht in der egoistischen Weigerung, 
die eigene Zugehörigkeit zum Leib anzuerkennen und 
in der Weigerung, sich anderen hinzugeben, womit 
man jedoch auch den einzigen Weg der Selbstfindung 
verliert.

Die Metapher des Leibes und seiner Glieder lässt uns 
über unsere Identität nachdenken, die auf Gemein-
schaft und Verschiedenheit basiert. Als Christen ver-
stehen wir uns alle als Glieder des einen Leibes, dessen 
Haupt Christus ist. Das hilft uns, andere Menschen 
nicht als potenzielle Konkurrenten zu sehen, sondern 
auch unsere Feinde als Mitmenschen zu betrachten. 
Dann müssen wir uns nicht länger über einen Gegner 
definieren, denn aus der Perspektive der Inklusion, die 
wir von Christus lernen, können wir das Anderssein 
neu entdecken, nämlich als integralen Bestandteil und 
Bedingung für Beziehung und Nähe.

Diese Fähigkeit zum Verständnis und zur zwischen-
menschlichen Kommunikation hat ihre Grundlage in 
der Liebesgemeinschaft der göttlichen Personen. Gott 
ist nicht Einsamkeit, sondern Gemeinschaft; er ist 
Liebe und damit Kommunikation, denn die Liebe kom-
muniziert immer, ja sie kommuniziert sich selbst, um 
dem anderen zu begegnen. Um mit uns zu kommuni-
zieren und sich uns mitzuteilen, passt Gott sich unse-
rer Sprache an und begründet in der Geschichte einen 
echten Dialog mit der Menschheit (vgl. Zweites Vatika-
nisches Konzil, Dogmatische Konstitution Dei Ver-
bum, 2). 

Weil wir als Ebenbilder Gottes geschaffen sind, der Ge-
meinschaft und Mitteilung seiner selbst ist, tragen wir 
immer ein gewisses Heimweh nach einem Leben in 
Gemeinschaft und nach Zugehörigkeit zu einer Ge-
meinschaft im Herzen. „Denn nichts ist unserer Natur 
so eigentümlich wie dieses, dass wir gesellig miteinan-
der leben und einander bedürfen“, sagt der heilige Basi-
lius. 2

Der aktuelle Kontext fordert uns alle auf, in Beziehun-
gen zu investieren und auch im Internet und durch das 
Internet den zwischenmenschlichen Charakter unse-
res Menschseins zu bekräftigen. Noch mehr sind wir 
Christen aufgerufen, jene Gemeinschaft sichtbar wer-
den zu lassen, die unsere Identität als Gläubige kenn-
zeichnet. Der Glaube ist schließlich selbst Beziehung 
und Begegnung. Unter dem Einfluss der Liebe Gottes 
können wir das Geschenk, das der andere ist, mitteilen, 
annehmen, verstehen und darauf reagieren. 

Gerade die Gemeinschaft nach dem Bild der Dreifaltig-
keit unterscheidet die Person vom Individuum. Aus 
dem Glauben an einen Gott, der dreifaltig ist, folgt, 
dass ich den anderen brauche, um ich selbst sein zu 
können. Ich bin nur dann wirklich Mensch, wirklich 
Person, wenn ich mit anderen in Beziehung trete. Der 

2 Vgl. Ausführliche Regeln (Regulae fusius tractatae), III, 1; 
vgl. Benedikt XVI., Botschaft zum 43. Welttag der sozialen 
Kommunikationsmittel (2009).

Begriff Person bezeichnet den Menschen als „Gesicht“, 
das dem anderen zugewandt ist und mit den anderen 
interagiert. Mit dem Übergang von der Individualität 
zur Personalität gewinnt unser Leben an Menschlich-
keit. Der wahre Weg der Menschwerdung führt vom 
Individuum, das den anderen als Rivalen wahrnimmt, 
zur Person, der ihn als Weggefährten anerkennt. 

Vom „Like“ zum „Amen“

Das Bild des Leibes und seiner Glieder erinnert uns da-
ran, dass die Nutzung der sozialen Netzwerke eine Er-
gänzung zur leibhaftigen Begegnung ist, die sich durch 
den Körper, das Herz, die Augen, den Blick und den 
Atem des anderen verwirklicht. Wenn das Netz zur Er-
weiterung oder in Erwartung einer solchen Begegnung 
genutzt wird, entspricht es seinem eigentlichen Wesen 
und bleibt eine Ressource für die Gemeinschaft. Wenn 
eine Familie das Internet nutzt, um besser verbunden 
zu sein, und sich dann an einen Tisch setzt und sich 
gegenseitig in die Augen schaut, dann ist es eine Res-
source. Wenn eine kirchliche Gemeinschaft ihre Akti-
vitäten durch das Internet koordiniert und dann ge-
meinsam Eucharistie feiert, dann ist es eine Ressource. 
Wenn das Netz einem die schönen oder leidvollen Er-
eignisse und Erfahrungen anderer nahebringt, wenn es 
uns hilft, gemeinsam zu beten und das Gute wiederzu-
entdecken in dem, was uns verbindet, dann ist es eine 
Ressource. 

So können wir von der Diagnose zur Therapie überge-
hen, indem wir den Weg öffnen zum Dialog, zur Begeg-
nung, zum Lächeln, zu liebevollen Gesten … Das ist 
das Netz, das wir wollen. Ein Netz, das nicht als Falle 
genutzt wird, sondern der Freiheit und dem Schutz ei-
ner Gemeinschaft freier Menschen dient. Die Kirche 
selbst ist ein von der eucharistischen Gemeinschaft 
geknüpftes Netz, wo die Einheit nicht auf „Likes“, son-
dern auf der Wahrheit, auf dem „Amen“ beruht, mit 
dem jeder seine Zugehörigkeit zum Leib Christi zum 
Ausdruck bringt und die anderen annimmt.

Aus dem Vatikan, am 24. Januar 2019, dem Gedenktag 
des hl. Franz von Sales.

FRANZISKUS

Hinweis: In Deutschland wird der Welttag der sozialen 
Kommunikationsmittel jeweils am zweiten Sonntag 
im September begangen.
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Papst Franziskus
Botschaft zum Welttag des Migranten und des 

Flüchtlings

„Es geht nicht nur um Migranten“

Liebe Brüder und Schwestern,

der Glaube versichert uns, dass das Reich Gottes bereits 
auf Erden geheimnisvoll präsent ist (vgl. Zweites Vati-
kanisches Konzil, Konstitution Gaudium et spes, 39); 
dennoch müssen wir auch in unserer heutigen Zeit 
schmerzhaft feststellen, dass es auf Hindernisse und 
Gegenkräfte stößt. Gewalttätige Konflikte und echte 
Kriege hören nicht auf, die Menschheit auseinanderzu-
reißen; ununterbrochen geschehen Ungerechtigkeiten 
und Diskriminierungen; man tut sich schwer, wirt-
schaftliche und soziale Ungleichgewichte auf lokaler 
oder globaler Ebene zu überwinden. Und es sind vor 
allem die Ärmsten und Benachteiligten, die dafür be-
zahlen.

Die wirtschaftlich am weitesten fortgeschrittenen Ge-
sellschaften entwickeln in ihrem Inneren die Tendenz 
eines ausgeprägten Individualismus, der, in Verbindung 
mit einer utilitaristischen Mentalität und in Auswei-
tung durch das Netzwerk der Medien, eine „Globalisie-
rung der Gleichgültigkeit“ hervorbringt. In diesem Sze-
nario sind Migranten, Flüchtlinge, Vertriebene und 
Opfer von Menschenhandel zu Sinnbildern der Aus-
grenzung geworden, weil ihnen, neben den Schwierig-
keiten, die ihre Lage an sich schon beinhaltet, oft ein 
negatives Urteil anhaftet, das sie als Ursache gesell-
schaftlicher Missstände ansieht. Die Einstellung ihnen 
gegenüber ist ein Alarmzeichen, das vor dem morali-
schen Niedergang warnt, der einen erwartet, wenn man 
der Wegwerfmentalität weiterhin Raum gibt. In der Tat 
steht so jedes Subjekt, das nicht den Maßstäben des 
physischen, psychischen und sozialen Wohlbefindens 
entspricht, in der Gefahr, an den Rand gedrängt und 
ausgegrenzt zu werden. 

Aus diesem Grund stellt die Anwesenheit von 
Migranten und Flüchtlingen – wie überhaupt von 
schutzbedürftigen Menschen – für uns heute eine Ein-
ladung dar, einige wesentliche Dimensionen unserer 
christlichen Existenz und unserer Menschlichkeit wie-
derzugewinnen, die Gefahr laufen, in einem komfor-
tablen Lebensstandard einzuschlafen. Deshalb also 
„geht es nicht nur um Migranten“, das heißt: wenn wir 
uns für sie interessieren, geschieht dies auch in unse-
rem eigenen und im Interesse aller; wenn wir uns um 
sie kümmern, wachsen wir alle; indem wir ihnen zuhö-
ren, geben wir auch dem Teil von uns eine Stimme, den 
wir vielleicht verborgen halten, weil er heutzutage 
nicht gut angesehen ist.

„Habt Vertrauen, ich bin es; fürchtet euch nicht!“ 
(Mt 14,27). Es geht nicht nur um Migranten: Es geht 
auch um unsere Ängste. Die Bosheiten und Widerwär-
tigkeiten unserer Zeit lassen „unsere Angst vor den 
‚anderen‘ wachsen, den Unbekannten, den Ausgegrenz-
ten, den Fremden. […] Und das zeigt sich in der heutigen 
Zeit besonders deutlich angesichts der Ankunft von 
Migranten und Flüchtlingen, die auf der Suche nach 
Schutz, Sicherheit und einer besseren Zukunft an un-
sere Tür klopfen. Es ist wahr, dass Furcht berechtigt ist, 
auch weil die Vorbereitung auf diese Begegnung fehlt“ 
(Predigt in Sacrofano, 15. Februar 2019). Das Problem 
ist nicht, dass wir Zweifel und Ängste haben. Das Pro-

blem ist, dass diese unsere Denk- und Handlungsweise 
so weit konditionieren, dass sie uns intolerant, ver-
schlossen und vielleicht sogar – ohne dass wir es mer-
ken – rassistisch machen. Und so beraubt uns die Angst 
des Wunsches und der Fähigkeit, dem anderen, dem 
Menschen, der sich von mir unterscheidet, zu begeg-
nen; sie beraubt mich einer Möglichkeit, dem Herrn zu 
begegnen (vgl. Predigt in der Messe zum Welttag des 
Migranten und Flüchtlings, 14. Januar 2018).

„Wenn ihr nämlich nur die liebt, die euch lieben, wel-
chen Lohn könnt ihr dafür erwarten? Tun das nicht 
auch die Zöllner?“ (Mt 5,46). Es geht nicht nur um 
Migranten: Es geht um Nächstenliebe. Durch Werke 
der Liebe zeigen wir unseren Glauben (vgl. Jak 2,18). 
Und die höchste Form der Nächstenliebe ist diejenige, 
die denen gegenüber praktiziert wird, die nichts zu-
rückgeben und vielleicht nicht einmal danken können. 
„Hier geht es um das Bild, das wir als Gesellschaft ab-
geben wollen, und um den Wert eines jeden Lebens. […] 
Der Fortschritt unserer Völker […] bemisst sich vor al-
lem an der Fähigkeit, sich von den Schicksalen derer 
berühren und bewegen zu lassen, die an die Tür klopfen 
und mit ihren Blicken alle falschen Götzen, die das Le-
ben mit Hypotheken belasten und versklaven, diskredi-
tieren und entmachten; Götzen, die ein illusorisches 
und flüchtiges Glück versprechen, welches das wirkli-
che Leben und das Leiden der anderen außer Acht lässt“ 
(Ansprache beim Besuch der Caritas der Diözese Rabat, 
30. März 2019).

„Ein Samariter aber, der auf der Reise war, kam zu ihm; 
er sah ihn und hatte Mitleid“ (Lk 10,33). Es geht nicht 
nur um Migranten: Es geht um unsere Menschlichkeit. 
Was diesen Samariter – aus jüdischer Sicht einen Frem-
den – dazu bringt stehen zu bleiben, ist das Mitleid, ein 
Gefühl, das sich nicht rein rational erklären lässt. Das 
Mitleid berührt den sensibelsten Bereich unserer 
Menschlichkeit und weckt den Drang, denjenigen „zu 
Nächsten zu werden“, die wir in Schwierigkeiten se-
hen. Wie Jesus selbst uns lehrt (vgl. Mt 9,35–36; 14,13–
14; 15,32–37), bedeutet Mitleid, das Leiden anderer 
wahrzunehmen und unverzüglich Maßnahmen zur 
Linderung, Heilung und Rettung zu ergreifen. 

Mitleid zu haben bedeutet, der Zärtlichkeit Raum zu 
geben, die zu unterdrücken die heutige Gesellschaft so 
oft von uns verlangt. „Sich den anderen zu öffnen, 
macht nicht ärmer, sondern es bereichert, denn es hilft, 
menschlicher zu sein: sich als aktiven Teil eines größe-
ren Ganzen zu erkennen und das Leben als ein Ge-
schenk für die anderen zu verstehen; als Ziel nicht die 
eigenen Interessen zu betrachten, sondern das Wohl der 
Menschheit“ (Ansprache in der Heydar-Aliyev-Mo-
schee in Baku, Aserbaidschan, 2. Oktober 2016). 

„Hütet euch davor, einen von diesen Kleinen zu verach-
ten! Denn ich sage euch: Ihre Engel im Himmel sehen 
stets das Angesicht meines himmlischen Vaters“ 
(Mt 18,10). Es geht nicht nur um Migranten: Es geht 
darum, niemanden auszuschließen. Die heutige Welt 
ist von Tag zu Tag elitärer und grausamer gegenüber 
den Ausgeschlossenen. Die Entwicklungsländer wer-
den zugunsten einiger weniger privilegierter Märkte 
weiterhin ihrer besten natürlichen und menschlichen 
Ressourcen beraubt. Kriege betreffen nur bestimmte 
Regionen der Welt, aber die Waffen zu ihrer Herstellung 
werden in anderen Regionen produziert und verkauft, 
die sich dann jedoch um die aus diesen Konflikten her-
vorgehenden Flüchtlinge nicht kümmern wollen. Im-
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mer sind es die Kleinen, die den Preis dafür zahlen, die 
Armen und die am meisten Schutzbedürftigen, die man 
hindert, am Tisch zu sitzen, und denen man die Reste 
des Banketts übriglässt (vgl. Lk 16,19–21). „Die Kirche 
‚im Aufbruch‘ versteht es, furchtlos die Initiative zu 
ergreifen, auf die anderen zuzugehen, die Fernen zu 
 suchen und zu den Wegkreuzungen zu gelangen, um 
die Ausgeschlossenen einzuladen“ (Apostolisches 
Schreiben Evangelii gaudium, 24). Eine exklusivisti-
sche Entwicklung macht die Reichen reicher und die 
Armen ärmer. Eine echte Entwicklung zielt darauf ab, 
alle Männer und Frauen der Welt einzubeziehen und 
ihr ganzheitliches Wachstum zu fördern, zudem trägt 
sie Sorge für die zukünftigen Generationen.

„Wer bei euch groß sein will, der soll euer Diener sein, 
und wer bei euch der Erste sein will, soll der Sklave 
aller sein“ (Mk 10,43–44). Es geht nicht nur um 
Migranten: Es geht darum, die Letzten an die erste 
Stelle zu setzen. Jesus Christus verlangt von uns, nicht 
der Logik der Welt nachzugeben, die eine Übervortei-
lung anderer zu meinem persönlichen Vorteil oder zu 
dem der Meinen rechtfertigt: zuerst ich und dann die 
anderen! Stattdessen ist das wahre Motto des Christen: 
„Die Letzten zuerst“. „Eine individualistische Menta-
lität ist der Nährboden, auf dem jenes Gefühl der 
Gleichgültigkeit gegenüber dem Nächsten reift, das 
dazu führt, mit ihm umzugehen wie mit einer bloßen 
Handelsware; das dazu treibt, sich nicht um das 
Menschsein der anderen zu kümmern, und das die Per-
sonen schließlich feige und zynisch werden lässt. Sind 
das denn nicht die Gefühle, die wir oft gegenüber den 
Armen, den Ausgegrenzten, den Letzten der Gesell-
schaft hegen? Und wie viele Letzte haben wir in unse-
ren Gesellschaften! Unter ihnen denke ich vor allem an 
die Migranten mit ihrer Last an Schwierigkeiten und 
Leiden, denen sie täglich begegnen auf ihrer manchmal 
verzweifelten Suche nach einem Ort, wo sie in Frieden 
und Würde leben können“ (Ansprache an das Diploma-
tische Korps, 11. Januar 2016). Nach der Logik des Evan-
geliums kommen die Letzten zuerst, und wir müssen 
uns in ihren Dienst stellen. 

„Ich bin gekommen, damit sie das Leben haben und es 
in Fülle haben“ (Joh 10,10). Es geht nicht nur um 
Migranten: Es geht um den ganzen Menschen und um 
alle Menschen. In dieser Aussage Jesu finden wir das 
Herzstück seiner Sendung, nämlich die Sorge darum, 
dass alle das Geschenk des Lebens in Fülle empfangen, 
wie es dem Willen des Vaters entspricht. In allem poli-
tischen Handeln, in jedem Programm, in allem pasto-
ralen Wirken müssen wir immer den Menschen in den 
Mittelpunkt stellen, in seinen vielfältigen Dimensio-
nen, einschließlich der spirituellen. Dies gilt für alle 
Menschen, denen eine grundlegende Gleichheit 
zuerkannt werden muss. Deshalb ist Entwicklung 
„nicht einfach gleichbedeutend mit ‚wirtschaftlichem 
Wachstum‘. Wahre Entwicklung muss umfassend sein, 
sie muss jeden Menschen und den ganzen Menschen im 
Auge haben“ (Paul VI. Enzyklika Populorum progres-
sio, 14).

„Ihr seid also jetzt nicht mehr Fremde und ohne Bürger-
recht, sondern Mitbürger der Heiligen und Hausgenos-
sen Gottes“ (Eph 2,19). Es geht nicht nur um Migranten: 
Es geht darum, die Stadt Gottes und des Menschen 
aufzubauen. In dieser unserer Epoche, die auch Zeital-
ter der Migration genannt wird, werden viele unschul-
dige Menschen Opfer der „großen Täuschung“ gren-
zenloser technologischer und konsumorientierter 

Entwicklung (vgl. Enzyklika Laudato si‘, 34). Und so 
begeben sie sich auf die Reise zu einem „Paradies“, das 
ihre Erwartungen unerbittlich verrät. Ihre manchmal 
unangenehme Präsenz trägt dazu bei, den Mythos eines 
Fortschritts zu entzaubern, der nur wenigen vorbehal-
ten ist, aber auf der Ausbeutung vieler Menschen ba-
siert. „Es geht also darum, dass wir als Erste und dann 
mit unserer Hilfe auch die anderen im Migranten und 
im Flüchtling nicht nur ein Problem sehen, das bewäl-
tigt werden muss, sondern einen Bruder und eine 
Schwester, die aufgenommen, geachtet und geliebt wer-
den müssen – eine Gelegenheit, welche die Vorsehung 
uns bietet, um zum Aufbau einer gerechteren Gesell-
schaft, einer vollkommeneren Demokratie, eines soli-
darischeren Landes, einer brüderlicheren Welt und ei-
ner offeneren christlichen Gemeinschaft entsprechend 
dem Evangelium beizutragen“ (Botschaft zum Welttag 
des Migranten und des Flüchtlings 2014).

Liebe Brüder und Schwestern, die Antwort auf die Her-
ausforderung der gegenwärtigen Migration lässt sich in 
vier Verben zusammenfassen: aufnehmen, schützen, 
fördern und integrieren. Aber diese Verben gelten nicht 
nur bezüglich der Migranten und Flüchtlinge. Sie drü-
cken die Sendung der Kirche zu den Menschen an den 
Rändern der Existenz aus, die aufgenommen, geschützt, 
gefördert und integriert werden müssen. Wenn wir 
diese Verben in die Praxis umsetzen, tragen wir zum 
Aufbau der Stadt Gottes und des Menschen bei, fördern 
wir die ganzheitliche menschliche Entwicklung jedes 
Einzelnen und helfen auch der Weltgemeinschaft, den 
Zielen nachhaltiger Entwicklung näherzukommen, die 
sie sich gesetzt hat und die sonst schwer zu erreichen 
sein werden.

Deshalb geht es nicht nur um die Sache der Migranten, 
es geht nicht nur um sie, sondern um uns alle, um die 
Gegenwart und die Zukunft der Menschheitsfamilie. 
Die Migranten, insbesondere die am meisten Schutzbe-
dürftigen, helfen uns, die „Zeichen der Zeit“ zu erken-
nen. Durch sie ruft uns der Herr zur Bekehrung auf. Er 
ruft uns auf, uns vom Exklusivismus, der Gleichgültig-
keit und der Wegwerfmentalität zu befreien. Durch 
diese Menschen lädt der Herr uns ein, unser christli-
ches Leben in seiner Gesamtheit wiederaufzunehmen 
und – jeder entsprechend seiner eigenen Berufung – 
zum Aufbau einer Welt beizutragen, die immer mehr 
dem Plan Gottes entspricht.

Dies ist das Anliegen, das ich mit meinem Gebet be-
gleite. Im Vertrauen auf die Fürsprache der Jungfrau 
Maria, der Mutter derer, die auf dem Weg sind, erbitte 
ich allen Migranten und Flüchtlingen der Welt und den-
jenigen, die sich zu ihren Wegbegleitern machen, Got-
tes reichen Segen.

Aus dem Vatikan, am 30. April 2019

FRANZISKUS

 Hinweis: Der Welttag wird weltweit am 29. September 
2019 begangen. In Deutschland ist er Bestandteil der 
Interkulturellen Woche vom 22. bis 29. September 2019.
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Apostolisches Schreiben in Form eines 
Motu proprio „Vos estis lux mundi“

von Papst Franziskus

„Ihr seid das Licht der Welt. Eine Stadt, die auf einem 
Berg liegt, kann nicht verborgen bleiben“ (Mt 5,14). Un-
ser Herr Jesus Christus ruft jeden Gläubigen, ein 
leuchtendes Vorbild an Tugend, Integrität und Heilig-
keit zu sein. Wir alle sind nämlich berufen, in unserem 
Leben und insbesondere in unserer Beziehung zum 
Nächsten konkretes Zeugnis für den Glauben an Chris-
tus zu geben.

Die Verbrechen sexuellen Missbrauchs beleidigen un-
seren Herrn, verursachen physische, psychische und 
spirituelle Schäden bei den Opfern und verletzen die 
Gemeinschaft der Gläubigen. Damit solche Phäno-
mene in all ihren Formen nicht mehr geschehen, 
braucht es eine ständige und tiefe Umkehr der Herzen, 
die durch konkrete und wirksame Handlungen bezeugt 
wird; diese beziehen alle in der Kirche mit ein, sodass 
die persönliche Heiligkeit und der moralische Einsatz 
dazu beitragen können, die volle Glaubwürdigkeit der 
Verkündigung des Evangeliums und die Wirksamkeit 
der Sendung der Kirche zu fördern. Dies wird nur mit 
der Gnade des Heiligen Geistes, der in die Herzen aus-
gegossen ist, möglich, denn wir müssen immer des 
Wortes Jesu eingedenk sein: „Getrennt von mir könnt 
ihr nichts vollbringen“ (Joh 15,5). Auch wenn schon 
vieles getan wurde, müssen wir weiter aus den bitteren 
Lektionen der Vergangenheit lernen, um hoffnungsvoll 
in die Zukunft zu blicken.

Diese Verantwortung fällt in erster Linie auf die Nach-
folger der Apostel, denen Gott die pastorale Leitung 
seine Volkes anvertraut hat, und fordert von ihnen den 
Einsatz, den Spuren des göttlichen Meisters nahe zu 
folgen. Aufgrund ihres Dienstamtes nämlich leiten sie 
„die ihnen zugewiesenen Teilkirchen als Stellvertreter 
und Gesandte Christi durch Rat, Zuspruch, Beispiel, 
aber auch in Autorität und heiliger Vollmacht, die sie 
indes allein zum Aufbau ihrer Herde in Wahrheit und 
Heiligkeit gebrauchen, eingedenk, dass der Größere 
werden soll wie der Geringere und der Vorsteher wie 
der Diener“ (Zweites Vatikanisches Konzil, Dogmati-
sche Konstitution Lumen gentium, 27). Was die Nach-
folger der Apostel dringender betrifft, geht auch alle an, 
die auf verschiedene Weise Dienste in der Kirche über-
nehmen, die evangelischen Räte leben oder gerufen 
sind, dem christlichen Volk zu dienen. Daher ist es gut, 
auf universalkirchlicher Ebene Verfahrensweisen an-
zuwenden, um diesen Straftaten, die das Vertrauen der 
Gläubigen verraten, vorzubeugen und entgegenzuwir-
ken.  

Mein Wunsch ist es, dass dieser Einsatz in völlig kirch-
licher Weise ausgeführt wird und demnach Ausdruck 
der Gemeinschaft ist, die uns vereint, im gegenseitigen 
und offenen Hören auf die Beiträge derer, denen dieser 
Prozess der Umkehr am Herzen liegt.

Deshalb verfüge ich:

TITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Art. 1 – Anwendungsbereich

§ 1. Die vorliegenden Normen finden Anwendung im 
Fall von Meldungen in Bezug auf Kleriker oder auf An-

gehörige von Instituten des geweihten Lebens oder Ge-
sellschaften des apostolischen Lebens, die Folgendes 
betreffen:

a) Straftaten gegen das sechste Gebot des Dekalogs, 
nämlich:

I. unter Gewalt oder Drohung oder durch Amts-
missbrauch erfolgter Zwang, sexuelle Hand-
lungen zu vollziehen oder zu erleiden;

II. der Vollzug sexueller Handlungen mit einer 
minderjährigen oder mit einer schutzbedürfti-
gen Person;

III. die Herstellung, die Darbietung, der Besitz oder 
die Verbreitung von kinderpornografischem 
Material auch auf telematischem Weg sowie 
die Anwerbung oder Verleitung einer minder-
jährigen oder schutzbedürftigen Person, an 
pornografischen Darbietungen teilzunehmen.

b) die Verhaltensweisen, die von den in Artikel 6 ge-
nannten Personen verwirklicht werden und in 
Handlungen oder Unterlassungen bestehen, die da-
rauf gerichtet sind, die zivilen Untersuchungen 
oder kirchenrechtlichen Untersuchungen verwal-
tungsmäßiger oder strafrechtlicher Natur gegen-
über einem Kleriker oder einer Ordensperson be-
züglich der unter dem Buchstaben a) dieses 
Paragrafen genannten Vergehen zu beeinflussen 
oder zu umgehen.

§ 2. Bezüglich der vorliegenden Normen versteht man 
unter:

a) „minderjährig“: jede Person, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat oder ihr vom Gesetz 
gleichgestellt wird;

b) „schutzbedürftige Person“: jede Person im Zustand 
von Krankheit, von physischer oder psychischer Be-
einträchtigung oder von Freiheitsentzug, wodurch 
faktisch, auch gelegentlich, ihre Fähigkeit zu ver-
stehen und zu wollen eingeschränkt ist, zumindest 
aber die Fähigkeit, der Schädigung Widerstand zu 
leisten.

c) „kinderpornografisches Material“: jede Darstel-
lung einer minderjährigen Person, die unabhängig 
vom verwendeten Mittel in explizite sexuelle 
Handlungen, seien sie real oder simuliert, verwi-
ckelt ist, oder jede Darstellung der Geschlechtsor-
gane von Minderjährigen zu vorwiegend sexuellen 
Zwecken.

Art. 2 – Annahme der Meldungen und Datenschutz

§ 1. Unter Berücksichtigung der Weisungen, die even-
tuell von den jeweiligen Bischofskonferenzen, Synoden 
der Bischöfe der Patriarchatskirchen und der großerzbi-
schöflichen Kirchen oder von den Hierarchenräten der 
Metropolitankirchen sui iuris in Kraft gesetzt wurden, 
müssen die Diözesen oder Eparchien – einzeln oder ge-
meinsam – innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
der vorliegenden Normen ein oder mehrere feste Sys-
teme bestimmen, die der Öffentlichkeit leicht zugäng-
lich sind, um Meldungen einzureichen. Dies kann auch 
durch die Errichtung einer eigenen kirchlichen Behörde 
geschehen. Die Diözesen und Eparchien informieren 
den Päpstlichen Vertreter über die Einrichtung der in 
diesem Paragrafen genannten Systeme.
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§ 2. Die Informationen, von denen in diesem Artikel die 
Rede ist, werden so geschützt und behandelt, dass die 
Sicherheit, die Unversehrtheit und die Vertraulichkeit 
gemäß can. 471, 2° CIC und can. 244 § 2, 2° CCEO ge-
währleistet ist.

§ 3. Vorbehaltlich der Bestimmung in Artikel 3 § 3 lei-
tet der Ordinarius, der die Meldung erhalten hat, diese 
unverzüglich an den Ordinarius des Ortes, wo die Ta-
ten stattgefunden haben sollen, sowie an den eigenen 
Ordinarius der angezeigten Person weiter. Beide wer-
den nach Maßgabe des Rechts entsprechend dem, was 
für den spezifischen Fall vorgesehen ist, vorgehen.

§ 4. Im Sinne dieses Titels sind die Eparchien den Diö-
zesen gleichgestellt und der Hierarch dem Ordinarius.

Art. 3 – Meldung

§ 1. Vorbehaltlich der in can. 1548 § 2 CIC und can. 1229 
§ 2 CCEO vorgesehenen Fälle hat ein Kleriker oder ein 
Angehöriger eines Instituts des geweihten Lebens oder 
einer Gesellschaft des apostolischen Lebens jedes Mal, 
wenn er Nachricht darüber hat oder triftige Gründe zur 
Annahme hat, dass eine der Taten nach Artikel 1 be-
gangen wurde, die Pflicht, die Tatsache beizeiten dem 
Ordinarius des Ortes, wo die Taten stattgefunden ha-
ben sollen, oder einem anderen Ordinarius gemäß 
can. 134 CIC und can. 984 CCEO zu melden, unter Vor-
behalt der Bestimmung des § 3 dieses Artikels.

§ 2. Jeder kann eine Meldung machen im Hinblick auf 
die Verhaltensweisen nach Artikel 1, indem er von den 
Bestimmungen nach dem voranstehenden Artikel oder 
von jeder anderen geeigneten Art und Weise Gebrauch 
macht. 

§ 3. Wenn die Meldung eine der in Artikel 6 genannten 
Personen betrifft, wird diese der Autorität gemacht, die 
auf Grundlage der Artikel 8 und 9 festgestellt wurde. 
Die Meldung kann immer direkt oder über den Päpstli-
chen Vertreter an den Heiligen Stuhl gerichtet werden.

§ 4. Die Meldung enthält möglichst alle erforderlichen 
Umstände, wie Angaben zu Zeit und Ort der Taten, der 
beteiligten oder informierten Personen, sowie jede an-
dere Gegebenheit, die hilfreich sein kann, um eine ge-
naue Beurteilung der Taten zu gewährleisten.

§ 5. Die Nachrichten können auch ex officio erworben 
worden sein.

Art. 4 – Schutz dessen, der die Meldung macht

§ 1. Die Tatsache, eine Meldung gemäß Art. 3 zu erstat-
ten, stellt keine Verletzung des Amtsgeheimnisses dar.

§ 2. Unbeschadet dessen, was in can. 1390 CIC und 
cann. 1452 und 1454 CCEO vorgesehen ist, sind Beein-
trächtigungen, Vergeltung oder Diskriminierungen 
aufgrund der Tatsache, Meldung gemacht zu haben, 
verboten und können die Verhaltensweisen nach Arti-
kel 1 § 1, Buchstabe b) ergänzen.

§ 3. Wer eine Meldung erstattet, dem kann kein Schwei-
gegebot hinsichtlich ihres Inhalts auferlegt werden.

Art. 5 – Sorge für die Personen

§ 1. Die kirchlichen Autoritäten setzen sich dafür ein, 
dass diejenigen, die sagen, verletzt worden zu sein, zu-
sammen mit ihren Familien mit Würde und Respekt 
behandelt werden; sie bieten ihnen im Besonderen:

a) Annahme, Gehör und Begleitung, auch mittels spe-
zifischer Dienste;

b) spirituelle Betreuung;

c) medizinische, therapeutische und psychologische 
Betreuung entsprechend dem spezifischen Fall.

§ 2. Das Bild und die Privatsphäre der betroffenen Per-
sonen sind genauso geschützt wie die Vertraulichkeit 
der persönlichen Daten.

TITEL 2
BESTIMMUNGEN HINSICHTLICH DER 
BISCHÖFE UND GLEICHGESTELLTEN

Art. 6 – Subjektsbezogener Anwendungsbereich

Die Verfahrensnormen des vorliegenden Titels betref-
fen die unter Artikel 1 aufgeführten Verhaltensweisen 
folgender Personen:

a) Kardinäle, Patriarchen, Bischöfe und Gesandte des 
Papstes;

b) Kleriker, die die pastorale Leitung einer Teilkirche 
oder einer ihr gleichgestellten lateinischen oder 
ostkirchlichen Struktur, einschließlich der der Per-
sonalordinariate, innehaben oder innehatten, für 
während der Amtszeit (durante munere) begangene 
Taten;

c) Kleriker, die die pastorale Leitung einer Personal-
prälatur innehatten oder innehaben, für während 
der Amtszeit (durante munere) begangene Taten;

d) diejenigen, die oberste Leiter (moderator supremus) 
von Instituten des geweihten Lebens oder Gesell-
schaften des apostolischen Lebens päpstlichen 
Rechts wie auch von Klöstern sui iuris sind oder 
waren, für während der Amtszeit (durante munere) 
begangene Taten.

Art. 7 – Zuständiges Dikasterium

§ 1. Im Sinne des vorliegenden Titels sind unter „zu-
ständiges Dikasterium“ die Kongregation für die Glau-
benslehre hinsichtlich der ihr von den geltenden Nor-
men reservierten Straftaten zu verstehen. Hinzu 
kommen in allen anderen Fällen, je nach Zuständigkeit 
aufgrund des Eigenrechts der Römischen Kurie:

–  die Kongregation für die Ostkirchen;

–  die Kongregation für die Bischöfe;

–  die Kongregation für die Evangelisierung der Völ-
ker;

–  die Kongregation für den Klerus;

–  die Kongregation für die Institute des geweihten 
Lebens und die Gesellschaften des apostolischen 
Lebens.

§ 2. Zur Gewährleistung der besseren Abstimmung in-
formiert das zuständige Dikasterium über die Meldung 
und den Ausgang der Untersuchung das Staatssekreta-
riat und die anderen unmittelbar betroffenen Dikaste-
rien.

§ 3. Die in diesem Titel erwähnten Mitteilungen zwi-
schen Metropoliten und dem Heiligen Stuhl erfolgen 
über den Päpstlichen Vertreter.
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Art. 8 – Verfahren, das im Fall einer Meldung über 
einen Bischof der Lateinischen Kirche 

anzuwenden ist

§ 1. Die Autorität, die eine Meldung erhält, leitet diese 
sowohl an den Heiligen Stuhl als auch an den Metropo-
liten der Kirchenprovinz weiter, in der die gemeldete 
Person ihren Wohnsitz hat.

§ 2. Wenn die Meldung den Metropoliten betreffen oder 
der Metropolitansitz vakant sein sollte, wird diese so-
wohl an den Heiligen Stuhl als auch an den dienstältes-
ten Suffraganbischof weitergeleitet, für den in diesem 
Fall die folgenden Bestimmungen hinsichtlich des Me-
tropoliten anzuwenden sind.

§ 3. Falls die Meldung einen Päpstlichen Gesandten be-
trifft, wird diese direkt dem Staatssekretariat übermit-
telt.

Art. 9 – Verfahren, das gegenüber Bischöfen der 
Ostkirchen anzuwenden ist

§ 1. Im Fall von Meldungen über einen Bischof einer 
Patriarchatskirche, einer großerzbischöflichen Kirche 
oder einer Metropolitankirche sui iuris werden diese an 
den jeweiligen Patriarchen, Großerzbischof oder Me-
tropoliten der Kirche sui iuris weitergeleitet.

§ 2. Falls die Meldung einen Metropoliten einer Patri-
archatskirche oder großerzbischöflichen Kirche be-
trifft, der sein Amt innerhalb des Territoriums dieser 
Kirchen ausübt, wird diese an den jeweiligen Patriar-
chen oder Großerzbischof weitergeleitet.  

§ 3. In den oben genannten Fällen leitet die Autorität, 
die die Meldung erhalten hat, diese auch an den Heili-
gen Stuhl weiter.

§ 4. Falls die gemeldete Person ein Bischof oder Metro-
polit außerhalb des Territoriums der Patriarchatskir-
che, der großerzbischöflichen Kirche oder Metropoli-
tankirche sui iuris sein sollte, wird die Meldung an den 
Heiligen Stuhl weitergeleitet. 

§ 5. Falls die Meldung einen Patriarchen, einen Groß-
erzbischof oder einen Metropoliten einer Kirche sui 
iuris oder einen Bischof der anderen Ostkirchen sui 
iuris betrifft, wird diese an den Heiligen Stuhl weiter-
geleitet.

§ 6. Die folgenden Bestimmungen bezüglich des Metro-
politen finden Anwendungen auf die kirchliche Autori-
tät, an die die Meldung auf Grundlage des vorliegenden 
Artikels ergeht.

Art. 10 – Anfängliche Pflichten des Metropoliten

§ 1. Ausgenommen den Fall, dass die Meldung offen-
kundig haltlos ist, bittet der Metropolit das zuständige 
Dikasterium umgehend um den Auftrag, die Untersu-
chung einzuleiten. Sofern der Metropolit die Meldung 
für offenkundig haltlos erachtet, informiert er den 
Päpstlichen Vertreter darüber.

§ 2. Das Dikasterium trifft unverzüglich Vorkehrun-
gen, jedenfalls innerhalb von dreißig Tagen nach Erhalt 
der ersten Meldung seitens des Päpstlichen Vertreters 
oder der Bitte um Beauftragung seitens des Metropoli-
ten, indem es angemessene Anweisungen bezüglich der 
Vorgehensweise im konkreten Fall gibt.

Art. 11 – Übertragung der Untersuchung an eine 
andere Person als den Metropoliten

§ 1. Sollte das zuständige Dikasterium es für ange-
bracht halten, die Untersuchung einer anderen Person 
als dem Metropoliten zu übertragen, so wird dieser in-
formiert. Der Metropolit übergibt alle relevanten Infor-
mationen und Dokumente an die vom Dikasterium 
beauftragte Person.

§ 2. In dem im vorhergehenden Paragrafen behandelten 
Fall sind die folgenden Bestimmungen bezüglich des 
Metropoliten auf die mit der Durchführung der Unter-
suchung beauftragten Person anzuwenden.

Art. 12 – Durchführung der Untersuchung

§ 1. Nach Erhalt des Auftrags durch das zuständige Di-
kasterium und unter Beachtung der erhaltenen Anwei-
sungen wird der Metropolit persönlich oder mittels ei-
ner oder mehrerer geeigneter Personen

a) die bezüglich der Taten relevanten Informationen 
sammeln;

b) die für die Untersuchung notwendigen Informatio-
nen und Dokumente, die in den Archiven der 
kirchlichen Behörden aufbewahrt sind, einsehen;

c) die Mitarbeit anderer Ordinarien oder Hierarchen, 
wo erforderlich, erhalten;

d) die Personen und Einrichtungen, auch auf ziviler 
Seite, die für die Untersuchung nützliche Informa-
tionen liefern können, um Auskunft bitten.

§ 2. Wenn es erforderlich sein sollte, eine minderjährige 
oder schutzbedürftige Person anzuhören, wird der Me-
tropolit dies auf eine angemessene Art und Weise tun, 
die deren Lage Rechnung trägt.

§ 3. Falls es triftige Gründe zur Annahme gibt, dass die 
Untersuchung betreffende Informationen oder Doku-
mente unterschlagen oder vernichtet werden könnten, 
trifft der Metropolit die für ihre Bewahrung notwendi-
gen Maßnahmen.

§ 4. Auch wenn er auf andere Personen zurückgreift, 
bleibt der Metropolit dennoch für die Leitung und 
Durchführung der Untersuchungen wie auch für den 
genauen Vollzug der im Artikel 10 § 2 enthaltenen An-
weisungen verantwortlich.

§ 5. Dem Metropoliten steht ein gemäß can. 483 § 2 
CIC und can. 253 § 2 CCEO frei gewählter Notar zur 
Seite.

§ 6. Der Metropolit ist gehalten, unparteiisch und frei 
von Interessenskonflikten zu handeln. Falls er meint, 
sich in einem Interessenskonflikt zu befinden oder 
nicht imstande zu sein, die notwendige Unparteilich-
keit zur Gewährleistung der Integrität der Untersu-
chung zu bewahren, ist er verpflichtet, sich zu enthal-
ten und den Umstand dem zuständigen Dikasterium 
zu melden.

§ 7. Für die Person, gegen die ermittelt wird, gilt die 
Unschuldsvermutung.

§ 8. Sofern es vom zuständigen Dikasterium gefordert 
wurde, informiert der Metropolit die Person über die 
Untersuchung zu ihren Lasten, hört sie hinsichtlich der 
Tatsachen an und lädt sie dazu sein, einen Schriftsatz 
zur Verteidigung einzureichen. In diesen Fällen kann 
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die Person, gegen die ermittelt wird, von einem Proku-
rator Gebrauch machen.

§ 9. Alle dreißig Tage übermittelt der Metropolit dem 
zuständigen Dikasterium ein Informationsschreiben 
über den Stand der Untersuchungen.

Art. 13 – Einbeziehung qualifizierter Personen

§ 1. In Übereinstimmung mit den allfälligen Leitlinien 
der Bischofskonferenz, der Synode der Bischöfe oder des 
Hierarchenrats über die Art und Weise, dem Metropo-
liten bei seinen Untersuchungen zu helfen, können die 
Bischöfe der jeweiligen Provinz einzeln oder gemein-
sam Verzeichnisse qualifizierter Personen erstellen, 
aus denen der Metropolit die geeignetsten auswählen 
kann, um ihn, den Erfordernissen des Falls entspre-
chend, in der Untersuchung zu unterstützen, insbeson-
dere unter Beachtung der Mitwirkung, die gemäß 
can. 228 CIC und can. 408 CCEO von Laien geleistet 
werden kann.

§ 2. Dem Metropoliten steht es in jedem Fall frei, an-
dere gleichermaßen qualifizierte Personen zu wählen.

§ 3. Jeder, der den Metropoliten in der Untersuchung 
unterstützt, ist gehalten, unparteiisch und frei von In-
teressenskonflikten zu handeln. Falls er meint, sich in 
einem Interessenskonflikt zu befinden oder nicht im-
stande zu sein, die notwendige Unparteilichkeit zur 
Gewährleistung der Integrität der Untersuchung zu be-
wahren, ist er verpflichtet, sich zu enthalten und den 
Umstand dem Metropoliten zu melden.

§ 4. Die Personen, die den Metropoliten unterstützen, 
leisten den Eid, den Auftrag angemessen und treu zu 
erfüllen.

Art. 14 – Dauer der Untersuchung

§ 1. Die Untersuchungen müssen innerhalb der Frist 
von neunzig Tagen oder innerhalb der in den Anwei-
sungen von Artikel 10 § 2 angegebenen Frist abge-
schlossen werden. 

§ 2. Bei Vorliegen gerechter Gründe kann der Metropo-
lit das zuständige Dikasterium um Fristverlängerung 
bitten.

Art. 15 – Vorbeugende Maßnahmen

Falls die Tatsachen oder die Umstände es erfordern, 
schlägt der Metropolit dem zuständigen Dikasterium 
die Anwendung von vorbeugenden Vorkehrungen oder 
Maßnahmen vor, die gegenüber der Person, gegen die 
ermittelt wird, angemessen sind.

Art. 16 – Einrichtung eines Fonds

§ 1. Die Kirchenprovinzen, die Bischofskonferenzen, 
die Synoden der Bischöfe und die Hierarchenräte kön-
nen einen Fonds einrichten, der für die Bestreitung der 
Untersuchungskosten bestimmt ist. Dieser wird nach 
Vorschrift der cann. 116 und 1303 § 1, 1° CIC und des 
can. 1047 CCEO eingerichtet und entsprechend den 
Normen des kanonischen Rechts verwaltet.

§ 2. Auf Antrag des beauftragten Metropoliten werden 
ihm die für die Untersuchung notwendigen Summen 
vom Verwalter des Fonds zur Verfügung gestellt, unbe-
schadet der Verpflichtung, ihm eine Rechnungslegung 
beim Abschluss der Untersuchung vorzulegen.

Art. 17 – Übermittlung der Akten und des Votums

§ 1. Nach Beendigung der Untersuchung übermittelt 
der Metropolit dem zuständigen Dikasterium die Ak-
ten zusammen mit seinem Votum über die Untersu-
chungsergebnisse und als Antwort auf die allenfalls 
ergangenen Anweisungen gemäß Art. 10 § 2.

§ 2. Unbeschadet anschließender Anweisungen des zu-
ständigen Dikasteriums erlöschen die Vollmachten des 
Metropoliten mit der Beendigung der Untersuchung.

§ 3. Unter Beachtung der Anweisungen des zuständigen 
Dikasteriums informiert der Metropolit die Person, die 
angibt, geschädigt worden zu sein, oder ihre gesetzli-
chen Vertreter auf Anfrage über den Ausgang der Unter-
suchung.

Art. 18 – Anschließende Maßnahmen

Das zuständige Dikasterium verfährt nach Maßgabe 
des Rechts entsprechend dem, was für den spezifischen 
Fall vorgesehen ist, außer es verfügt eine zusätzliche 
Untersuchung.

Art. 19 – Einhaltung der staatlichen Gesetze

Die vorliegenden Normen finden Anwendung, ohne die 
jeweils von den staatlichen Gesetzen festgelegten 
Rechte und Pflichten zu beeinträchtigen, insbesondere 
diejenigen in Bezug auf allfällige Meldepflichten an die 
zuständigen zivilen Behörden.

Die vorliegenden Normen sind für drei Jahre ad experi-
mentum approbiert.

Ich lege fest, dass das vorliegende Apostolische 
Schreiben in Form eines Motu proprio durch Veröffent-
lichung im L’Osservatore Romano promulgiert wird, 
am 1. Juni 2019 in Kraft tritt und dann in den Acta 
Apostolicae Sedis publiziert wird. 

Gegeben zu Rom, bei Sankt Peter, am 7. Mai 2019, dem 
siebten des Pontifikats.

FRANZISKUS
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Deutsche Bischofskonferenz

Konkret und wirksam gegen sexuellen 
Missbrauch vorgehen

Bischof Ackermann zum Motu proprio 
„Vos estis lux mundi“ von Papst Franziskus

Zum vom Vatikan veröffentlichten Motu proprio „Vos 
estis lux mundi“ erklärt Bischof Dr. Stephan Acker-
mann (Trier), Beauftragter der Deutschen Bischofskon-
ferenz für Fragen des sexuellen Missbrauchs im kirch-
lichen Bereich und für Fragen des Kinder- und 
Jugendschutzes:

„Das mit Datum vom 7. Mai 2019 unterzeichnete Motu 
proprio Vos estis lux mundi setzt die Reihe der Doku-
mente fort1, mit denen Papst Franziskus als universal-
kirchlicher Gesetzgeber den Kampf gegen den sexuel-
len Missbrauch durch kirchliche Amtsträger noch 
konsequenter und präziser als bisher weiterführen will.

Dazu weitet das Motu proprio bisherige Straftatbe-
stände des kirchlichen Rechts aus: Es umfasst bei-
spielsweise nicht nur Kleriker, sondern auch Ordensan-
gehörige, die keine Kleriker sind. Es weitet die Gruppe 
der möglichen Opfer aus auf ‚schutzbedürftige Perso-
nen‘. Damit sind Personen gemeint, die aufgrund unter-
schiedlicher Bedingungen in ihrer Fähigkeit, sich gegen 
Übergriffe zu wehren, eingeschränkt sind. Die Straf-
barkeit der Erstellung von pornografischem Material 
bleibt nicht mehr auf Kinder beschränkt, sondern wird 
auf Minderjährige insgesamt und schutzbedürftige Per-
sonen ausgedehnt (Art. 1).

Über diese inhaltlichen Erweiterungen hinaus zielt das 
Dokument zum einen auf Straftaten, die mutmaßlich 
von höheren Geistlichen begangen wurden, zum ande-
ren zielt es auf die Pflichten bzw. Pflichtverletzungen 
derjenigen, die in der Verantwortung stehen, die Straf-
taten zu verfolgen. Auch hier sind vor allem die höhe-
ren Geistlichen angesprochen, wie etwa Kardinäle, Pa-
triarchen, Bischöfe und Nuntien, aber auch Generalobere 
und Äbte (Art. 6). Sie werden auf die im Motu proprio 
festgelegten Verfahrensweisen verpflichtet. Alle Diöze-
sen haben binnen eines Jahres nach Inkrafttreten des 
Motu proprio feste Meldesysteme für Missbrauchsfälle 
einzurichten, die der Öffentlichkeit leicht zugänglich 
sind (Art. 2 § 1). Hiermit wird gesetzlich festgeschrie-
ben, was wir in Deutschland mit den diözesanen An-
sprechpersonen bereits seit 2010 eingerichtet haben 
(vgl. Leitlinien Nr. 4–11).

Das Motu proprio trifft zeitliche Festlegungen, die eine 
Zügigkeit der Verfahren sicherstellen sollen: So werden 
die römischen Behörden verpflichtet, nach Erhalt einer 
Meldung innerhalb von 30 Tagen zu reagieren (Art. 10 
§ 2). Und die Ebene der Ortskirchen wird dazu ver-
pflichtet, der zuständigen römischen Stelle monatlich 
eine Information über den aktuellen Stand der Untersu-
chungen zu geben (Art. 12 § 9). Neu ist dabei die Rolle, 
die dem Metropoliten im Prozess zukommt, wenn ein 
Bischof beschuldigt wird: Er ist in der Regel derjenige, 
der einer Anschuldigung nachzugehen hat. Die Beauf-

1 Für die jüngste Zeit sei insbesondere auf das Motu proprio 
Come una madre amorevole vom 4. Juni 2016 und das Motu 
proprio Sulla protezione dei minori e delle persone vulne-
rabili vom 26. März 2019 verwiesen.

tragung dazu erhält er durch die römischen Behörden 
(Art. 10 § 1). Zur Erfüllung seiner Aufgabe sollen ihm 
qualifizierte Personen zur Seite stehen, wobei eigens 
auch auf die Mitwirkung von Laien hingewiesen wird 
(Art. 13). Sollte der Metropolit selbst beschuldigt wer-
den, hat ein anderer Bischof dessen Aufgabe wahrzu-
nehmen (Art. 8 § 2).

Das Motu proprio vermerkt in einem eigenen Artikel, 
dass den mutmaßlich Betroffenen nicht nur mit Res-
pekt begegnet werden soll, sondern auch diverse Hilfen 
anzubieten sind (Art. 5 § 1).

Abschließend stellt das Dokument unmissverständ-
lich fest, dass die in ihm formulierten Normen nicht 
die ‚jeweils von den staatlichen Gesetzen festgelegten 
Rechte und Pflichten …beeinträchtigen, insbesondere 
diejenigen in Bezug auf allfällige Meldepflichten an die 
zuständigen zivilen Behörden‘. (Art. 19)

Für Deutschland werden wir zeitnah prüfen, welche 
möglichen Auswirkungen das Dokument, das am 
1. Juni 2019 in Kraft tritt, vor allem auf unsere nationa-
len Leitlinien hat. Diese befinden sich aktuell ohnehin 
in einer Phase der Überprüfung.“
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Bischöfliches Ordinariat

BO-Nr. 3198 – 29.05.19
PfReg. B 6.2

Satzung für den Diözesanrat in der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart nach Beschluss des 

Diözesanrats vom 29.09.2018

§ 1
Aufgaben

In der Diözese Rottenburg-Stuttgart wird ein Diöze-
sanrat gebildet. Er hat als Diözesanpastoralrat und als 
 Katholikenrat im Sinne des Konzilsdekrets über das 
Apostolat der Laien (Nr. 26) sowie als Kirchensteuer-
vertretung (Diözesansteuervertretung) folgende Aufga-
ben:

1. Er dient in gemeinsamer Verantwortung mit dem 
Bischof und seinen Mitarbeiter/-innen im Bischöf-
lichen Ordinariat der Erfüllung des Heilsauftrags 
der Kirche in der Diözese.
Er arbeitet dabei mit den anderen diözesanen, regi-
onalen und örtlichen Gremien sowie mit bestehen-
den Einrichtungen und Ämtern zusammen.

2. Er regt die Arbeit der pfarrlichen, überpfarrlichen 
und regionalen Gremien sowie der kirchlich aner-
kannten Organisationen und Gruppen unter Wah-
rung ihrer Eigenständigkeit an und fördert sie.

3. Er kann zu wichtigen Anliegen im Namen der Ka-
tholiken der Diözese in der Öffentlichkeit Erklä-
rungen abgeben.

4. Er ist die Steuervertretung (Diözesansteuervertre-
tung) im Sinne des § 9 des baden-württember-
gischen Kirchensteuergesetzes (KiStG) vom 
15.06.1978, und zwar in dem Umfang, wie er in der 
jeweils gültigen Fassung der Kirchensteuerordnung 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart – KiStO festge-
legt ist.

5. Er bildet Diözesanausschüsse unter Beiziehung 
von Sachverständigen und in Zusammenarbeit mit 
den bestehenden Einrichtungen und Ämtern. Er 
gibt diesen Ausschüssen Aufträge für ihre Tätig-
keit und nimmt ihre Arbeitsberichte entgegen.

6. Er wirkt im Rahmen des geltenden Rechts mit im 
Verfahren für die Bestellung des Bischofs und der 
Weihbischöfe.

7. Er benennt seine Vertreter/-innen für diözesane 
und überdiözesane Gremien.

8. Er berät mit bei der Errichtung wichtiger diözesa-
ner Institutionen.

9. Er bildet einen Schlichtungsausschuss zur 
 Ver mittlung in Konfliktfällen der Kirchengemein-
de   räte/-innen, Dekanatsräte/-innen und Regional-
räte/-innen, soweit nicht aufgrund des geltenden 
 Diözesanrechts oder aufgrund von Verträgen das 
Bischöfliche Ordinariat zuständig ist.

§ 2
Zusammensetzung

(1) Stimmberechtigte Mitglieder sind:

1. Der Bischof oder sein Vertreter.

2. Der Generalvikar.

3. Bis zu 23 stimmberechtigte Mitglieder des Diö-
zesanpriesterrats (§ 2 der Satzung für den Diöze-
sanpriesterrat in der Diözese Rottenburg-Stutt-
gart in der Neufassung vom 02.06.2006).

4. 56 gewählte Laienvertreter/-innen aus den De-
kanaten.
Jedes Dekanat entsendet mindestens 1 Ver-
treter/-in.
Die 56 Vertreter/-innen werden nach Anzahl der 
Katholiken/-innen in den Dekanaten ermittelt. 
Der Berechnungsmodus wird durch den Diöze-
sanen Wahlausschuss (§ 1 WahlO) für jede Wahl 
so gewählt, dass sich 56 Sitze ergeben, und ist 
im Geschäftsführenden Ausschuss festzustel-
len. Er wird in den Durchführungsbestimmun-
gen zur Wahl im Kirchlichen Amtsblatt veröf-
fentlicht.
Die Vertreter/-innen werden von den gewählten 
Mitgliedern der Kirchengemeinderäte (§ 21 
Abs. 1 Nr. 3 der Kirchengemeindeordnung – 
KGO und den entsprechenden vom Bischof 
 eingesetzten Mitgliedern der Vertretungsgre-
mien (§ 62 Abs. 1–4 KGO) durch geheime Wahl 
ermittelt. Das Nähere regelt die Ordnung für die 
Wahl der Laienvertreter/-innen aus den 
 Dekanaten im Diözesanrat – WahlO – nach Be-
schluss des Diözesanrats vom 29.09.2018.

5. Ein von den Ständigen Diakonen der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart benannter Vertreter.

6. Sechs von der Arbeitsgemeinschaft der katholi-
schen Organisationen und Verbände in der Diö-
zese Rottenburg-Stuttgart (ako) benannte 
Vertreter/-innen.

7. Eine vom Ordensrat benannte Vertreterin der 
Frauenorden in der Diözese Rottenburg-Stutt-
gart.

8. Zwei Vertreter/-innen der katholischen auslän-
dischen Mitbürger/-innen. Sie werden von den 
Pastoralräten der Gemeinden für Katholiken 
ihrer Muttersprache gewählt und müssen ver-
schiedenen Sprachgruppen angehören. Näheres 
wird durch eine diözesane Ordnung geregelt.

9. (1)  Je ein/-e Vertreter/-in der diözesanen Be-
rufsgemeinschaften, sofern diese nicht Mit-
glied in der ako sind
a) der Pastoralreferentinnen und Pastoral-

referenten,
b) der Gemeindereferentinnen und Ge-

meindereferenten,
c) der Religionslehrerinnen und Religi-

onslehrer.
  Die Vertreter/-innen werden von deren diö-

zesanen Berufsgemeinschaften benannt.

(2) Zwei weitere Vertreter/-innen der anderen 
diözesanen Berufsgemeinschaften, sofern 
diese nicht Mitglied in der ako sind.
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Jede dieser Berufsgemeinschaften kann 
nur eine/-n Vertreter/-in benennen; werden 
hierbei mehr als zwei Vertreter/-innen ins-
gesamt benannt, wählen die in Nr. 1 bis 8, 
10 und 11 genannten Diözesanratsmitglie-
der zwei Vertreter/-innen aus.

10. Drei ehrenamtliche Vertreter/-innen der Ju-
gend, von denen
a) zwei von der Diözesanversammlung des 

BDKJ,
b) eine/-r von den anderen Trägern der Kirch-

lichen Jugendarbeit in der Diözese benannt 
werden.

11. Bis zu vier weitere Persönlichkeiten, die vom 
Bischof berufen werden.

(2) Beratende Mitglieder sind:

1. Die Leiter/-innen der Hauptabteilungen des Bi-
schöflichen Ordinariats, der Offizial und der 
Justitiar der Diözese.

2. Die beratenden Mitglieder des Diözesanpries-
terrats.

3. Ein/-e Vertreter/-in der Auszubildenden der 
pastoralen Berufe (Gemeindeassistenten/
-innen; Pastoralassistenten/-innen).

4. Der Sprecher der Diözesantheologen

5. Bis zu vier weitere Persönlichkeiten, die vom 
Diözesanrat zugewählt werden.

6. Zwei von der Delegiertenversammlung des 
 Diözesancaritasverbandes zu benennende 
Vertreter/-innen der Träger von Einrichtungen 
der katholischen Caritas in der Diözese Rot-
tenburg-Stuttgart.

7. Ein von den Diözesanen Arbeitsgemeinschaf-
ten der Mitarbeitervertretungen in der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart benannte/-r Vertreter/-in.

8. Der/die vom Diözesanrat bestellte Geschäfts-
führer/-in.

Die beratenden Mitglieder haben Rede- und Antrags-
recht.

§ 3
Konstituierung

(1) Die konstituierende Sitzung wird vom Bischof in-
nerhalb von zwei Monaten nach amtlicher Be-
kanntgabe des Gesamtwahlergebnisses in der Diö-
zese (§ 11 WahlO) einberufen. Wahlanfechtungen 
hindern eine Einberufung der konstituierenden 
Sitzung nicht (§ 12 WahlO).

(2) Auf der konstituierenden Sitzung wird eine eventu-
ell nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 erforderliche Zuwahl vor-
genommen. Ferner werden bei der konstituieren-
den Sitzung von den stimmberechtigten Mitgliedern 
des Diözesanrats aus ihrer Mitte ein/-e Laie/-in als 
Sprecher/-in des Diözesanrats, der/die Beisitzer/-in 
des Präsidiums (§ 5 Abs. 3 Nr. 3) und der Geschäfts-
führende Ausschuss gewählt.

§ 4
Amtsdauer

(1) Die Amtsdauer des jeweiligen Diözesanrats beträgt 
fünf Jahre. Er und seine Ausschüsse führen ihr Amt 

weiter bis zu Konstituierung des neuen Diözesan-
rats. Während einer Sedisvakanz werden die Rechte 
des Bischofs durch den Diözesanadministrator 
wahrgenommen.

(2) Mitglieder des Diözesanrats verlieren ihr Mandat, 
wenn die Voraussetzungen für ihre Wählbarkeit 
nicht mehr gegeben sind.

(3) Scheidet ein gewähltes Mitglied des Diözesanrats 
vorzeitig aus, so rückt für den Rest der Amtsdauer 
der/die Kandidat/-in mit der nächsthöheren Stim-
menzahl des Dekanats oder der Personengruppe 
nach. Sollte kein Ersatzmitglied vorhanden sein, ist 
eine Nachwahl durchzuführen.

(4) Die Mitglieder des Diözesanrats sind zum Erschei-
nen bei den Sitzungen verpflichtet. Einem Mitglied 
des Diözesanrats kann vom Geschäftsführenden 
Ausschuss bei dreimaligem unentschuldigtem 
Fernbleiben, bei wiederholter Verletzung bzw. 
Nichterfüllung seiner Aufgaben oder aus anderen 
wichtigen Gründen die Mitgliedschaft entzogen 
werden. Über eine Einsprache gegen den Entzug der 
Mitgliedschaft beschließt der Diözesanrat.

§ 5
Vorsitz, Präsidium

(1) Der Bischof oder sein Vertreter ist Vorsitzender des 
Diözesanrats. Er lädt zu den Sitzungen des Diöze-
sanrats ein. Er oder ein Mitglied des Präsidiums 
eröffnet, vertagt und schließt die Sitzungen.

(2) Die Leitung der Sitzungen des Diözesanrats kann 
vom Vorsitzenden auch einem anderen Mitglied 
des Präsidiums übertragen werden.

(3) Dem Präsidium gehören außer dem Bischof bzw. 
seinem Vertreter an:
1. Der Generalvikar.
2. Der/die Sprecher/-in des Diözesanrats.
3. Die beiden Beisitzer/-innen. Der/die eine wird 

von den in § 2 Abs. 1 Nr. 4 bis 11 genannten 
Mitgliedern des Diözesanrats gewählt. Die 
Stelle des anderen wird vom Sprecher des Diö-
zesanpriesterrats eingenommen.

(4) Die Mitglieder des Präsidiums des Diözesanrats 
sind berechtigt, an den Sitzungen der Ausschüsse 
teilzunehmen.

§ 6
Arbeitsweise

(1) Der Diözesanrat tritt nach Bedarf, wenigstens je-
doch zweimal im Jahr zusammen. Die Einberu-
fung erfolgt in der Regel einen Monat vorher unter 
Übersendung der Tagesordnung. Der Diözesanrat 
wird außerdem einberufen, wenn der Bischof oder 
der Geschäftsführende Ausschuss dies verlangt 
oder ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder 
des Diözesanrats dies beantragt.

(2) Der/die Versammlungsleiter/-in sorgt für die Auf-
rechterhaltung der Ordnung und die Beachtung der 
Geschäftsordnung. Der Vorsitzende bzw. sein Ver-
treter und die von ihm Bevollmächtigten müssen 
auf Verlangen bei allen Verhandlungen auch außer 
der Reihe zum Wort zugelassen werden.

(3) Der Diözesanrat ist beschlussfähig, wenn von den 
stimmberechtigten Mitgliedern mindestens die 
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Hälfte anwesend ist. Die Beschlussfähigkeit bleibt 
erhalten, solange nicht auf Antrag die Beschlussun-
fähigkeit festgestellt wird. Solange die Sitzung des 
Diözesanrats nicht geschlossen wurde, kann das 
Präsidium die Beschlussfähigkeit erneut feststellen 
lassen.
Wird der Diözesanrat wegen Beschlussunfähigkeit 
geschlossen, ist die Sitzung zu vertagen. Können in 
der neuerlich einberufenen Sitzung des Diözesan-
rats wegen Beschlussunfähigkeit keine Beschlüsse 
gefasst werden, ist er unverzüglich aufzulösen. In 
diesem Fall muss möglichst bald eine Neuwahl 
ausgeschrieben und spätestens innerhalb von 9 Mo-
naten der neue Diözesanrat einberufen werden.

(4) Auf Antrag wird geheim abgestimmt. Beschlüsse 
werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Stimment-
haltung wird als solche gewertet.
Bei Beschlüssen als Kirchensteuervertretung, Be-
schlüssen über die eigene Zusammensetzung oder 
bei Erklärungen als Katholikenrat bedarf es der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen.
Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 
Beschlüsse werden rechtskräftig mit der Zu-
stimmung des Bischofs. Der Bischof kann einen 
Beschluss zu einer erneuten Beratung an den 
 Diözesanrat zurückverweisen. Die rechtskräftigen 
Beschlüsse des Diözesanrats werden im Kirchli-
chen Amtsblatt veröffentlicht.

(5) Über die Verhandlungen wird eine Niederschrift 
gefertigt; sie wird vom Vorsitzenden oder seinem 
Vertreter, von dem/der Sprecher/-in und von dem/
der Schriftführer/-in unterzeichnet. Auf Verlangen 
eines Mitglieds sind dessen Erklärungen in die Nie-
derschrift aufzunehmen.

(6) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorge-
nommen. Offen kann nur gewählt werden, wenn 
dies beantragt wird und kein Mitglied widerspricht. 
Gewählt ist, wer im ersten Wahlgang von mehr als 
der Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten 
eine Stimme erhält. Bei weiteren Wahlgängen ist 
der gewählt, der die meisten Stimmen erhält. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(7) Die gewählten Mitglieder des Diözesanrats und die 
berufenen Mitglieder der Diözesanausschüsse sind 
ehrenamtlich tätig. Notwendige Auslagen werden 
ihnen auf Antrag erstattet.

(8) Das Nähere regelt eine Geschäftsordnung.

(9) Soweit der Diözesanrat als Kirchensteuervertre-
tung tätig wird, richtet sich das Verfahren nach der 
KiStO.

§ 7
Geschäftsführender Ausschuss

(1) Der Geschäftsführende Ausschuss vertritt den Di-
özesanrat zwischen den Sitzungen und nimmt die 
laufenden Aufgaben wahr. Er ist dabei an die grund-
sätzlichen Beschlüsse des Diözesanrats gebunden. 
Er nimmt Anträge zur Tagesordnung entgegen und 
bereitet die Sitzungen vor. Er koordiniert die Arbeit 
der Ausschüsse des Diözesanrats.

(2) Stimmberechtigte Mitglieder des Geschäftsfüh-
renden Ausschusses sind:
1. Das Präsidium.

2. Zwei Mitglieder des Priesterrats (§ 2 Abs. 1 
Nr. 3).

3. Vier gewählte Laienvertreter/-innen aus den 
Dekanaten (§ 2 Abs. 1 Nr. 4).

4. Eine Person aus den nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 bis 11 
benannten Vertretern.

(3) Beratende Mitglieder sind:
1. Die Hauptabteilungsleiter/-innen des Bischöf-

lichen Ordinariats, der Offizial und der Justi-
tiar der Diözese sowie die Mitglieder des Dom-
kapitels.

2. Der/die vom Diözesanrat bestellte Geschäfts-
führer/-in.

(4) Die Wahl der in Abs. 2 Nr. 2 bis 4 genannten Ver-
treter erfolgt durch die Mitglieder der genannten 
Gruppen.

(5) Den Vorsitz führt der Bischof bzw. sein Vertreter 
oder ein anderes Präsidiumsmitglied. Der Vorsit-
zende lädt zu den Sitzungen nach Bedarf ein. Der 
Ausschuss muss einberufen werden, wenn dies 
mindestens vier seiner Mitglieder verlangen. Für 
Beschlüsse des Geschäftsführenden Ausschusses 
gilt § 6 Abs. 3 entsprechend.

(6) Der Geschäftsführende Ausschuss berichtet dem 
Diözesanrat über seine Tätigkeit.

§ 8
Pastoralausschuss

(1) Der Pastoralausschuss identifiziert pastorale The-
men und bereitet sie für den Diözesanrat inhaltlich 
so vor, dass sie der Diözesanrat in seiner Funktion 
als Pastoralrat angemessen und zielorientiert bera-
ten kann.
Er bereitet die zweijährlichen Sitzungen des Diöze-
sanrats zu den Pastoralen Schwerpunkten inhalt-
lich vor. Er wirkt mit bei der Fortschreibung der 
Pastoralen Prioritäten und initiiert und fördert den 
Austausch zwischen Räten in den Seelsorgeeinhei-
ten, Dekanaten und auf Diözesanebene. In seine 
Beratungen bezieht er die Anfragen, Probleme, 
 Erfahrungen, Anregungen aus den Seelsorgeeinhei-
ten, Dekanaten und anderen spezielleren Seelsorge-
bereichen ein und bündelt diese. Den mutter-
sprachlichen Gemeinden gilt ein besonderes 
Augen merk.

(2) Dem Ausschuss gehören 12 stimmberechtigte Mit-
glieder des Diözesanrats an:
–  zwei Mitglieder des Diözesanpriesterrats (§ 2, 

Abs. 1 Nr. 3.),
–  sechs Mitglieder aus der Gruppe der 

Laienvertreter/-innen aus den Dekanaten (§ 2, 
Abs. 1, Nr. 4),

–  ein Mitglied der Berufsgemeinschaften der Pas-
toralen Berufe (§ 2, Abs. 1, Nr. 9 (1)),

–  ein Mitglied der katholischen ausländischen 
Mitbürger/-innen (§ 2, Abs. 1, Nr. 8),

–  ein Mitglied aus den Vertreter/-innen der ako 
(§ 2, Abs. 1, Nr. 6),

–  ein Mitglied der nach § 2 Abs 1 Nr. 10 benann-
ten Jugendvertreter/-innen.

Mit beratender Stimme: 
der/die Geschäftsführer/-in und die Leiter/-innen 
der Hauptabteilungen Pastorale Konzeption und 
Pastorales Personal oder die von ihnen benannten 
Vertreter/-innen.
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(3) Die Ausschussmitglieder wählen ihren Vorsitzen-
den.

(4) Der Pastoralausschuss arbeitet mit den entspre-
chenden Gremien und Einrichtungen in der Diö-
zese zusammen.

§ 9
Finanzausschuss

(1) Der Diözesanrat bildet aus seinen Mitgliedern ei-
nen ständigen Ausschuss für Finanzfragen (Finanz-
ausschuss). Dieser berät mit der Diözesanverwal-
tung den Entwurf eines Diözesanhaushaltsplanes 
so weit vor, dass er dem Diözesanrat zur Beschluss-
fassung vorgelegt werden kann (§ 6 Abs. 2 KiStO).
Der Finanzausschuss berät alle Themen mit finan-
ziellen Konsequenzen und arbeitet in diesen Fragen 
dem Diözesanrat zu.
Er nimmt die Ergebnisse der Jahresrechnung und 
deren Prüfung entgegen und spricht dem Diözesan-
rat gegenüber Empfehlungen zur weiteren Be-
schlussfassung aus.

(2) Dem Finanzausschuss gehören zwölf stimmbe-
rechtigte Mitglieder des Diözesanrats an, davon 
mindestens sieben aus den nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 
benannten Vertreter/-innen aus den Dekanaten. 
Diese werden in der Konstituierenden Sitzung, spä-
testens in der darauffolgenden Sitzung des Diöze-
sanrats gewählt.

Mit beratender Stimme: 
der Generalvikar, der/die Geschäftsführer/-in und 
der/die Leiter/-in der Hauptabteilung Finanzen und 
der Hauptabteilung Kirchengemeinden und Deka-
nate oder die von ihnen benannten Vertreter/-in-
nen.

(3) Die Ausschussmitglieder wählen ihre/-n Vor-
sitzende/-n.

(4) Der Finanzausschuss arbeitet mit den entsprechen-
den Gremien und Einrichtungen in der Diözese 
zusammen.

§ 10
Bauausschuss

(1) Der Diözesanrat bildet aus seinen Mitgliedern ei-
nen ständigen Ausschuss für Bauangelegenheiten 
(Bauausschuss). Dieser prüft bei allen Baumaßnah-
men, die geplant werden und deren finanzieller Ge-
samtansatz 1 Million € und mehr betragen, deren 
Übereinstimmung mit den pastoralen Zielen der 
Diözese und die Voraussetzungen des § 21 Abs. 1 
und 2 der Haushaltsordnung (HO). Er gibt entspre-
chende Empfehlungen an die zuständigen Gremien 
des Diözesanrats.

(2) Dem Bauausschuss gehören sechs bis acht stimm-
berechtigte Mitglieder des Diözesanrats an. Unter 
diesen Mitgliedern muss je ein Mitglied des Ge-
schäftsführenden Ausschusses und des Finanzaus-
schusses sein. Die Mitglieder werden spätestens in 
der Sitzung des Diözesanrats nach der Konstituie-
rung des Geschäftsführenden Ausschusses und des 
Finanzausschusses gewählt.

Mit beratender Stimme:
der Generalvikar, der/die Geschäftsführer/-in und 
der/die Leiter/-in der Hauptabteilung Finanzen 
oder die von ihnen benannten Vertreter/-innen.

(3) Die Ausschussmitglieder wählen ihre/-n Vor-
sitzende/-n.

(4) Der Bauausschuss arbeitet mit den entsprechenden 
Gremien und Einrichtungen in der Diözese zusam-
men.

§ 11
Weitere Diözesanausschüsse

(1) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann der Diözesan-
rat ständige oder für bestimmte Aufgaben zeitlich 
begrenzte Ausschüsse bilden. Sie tragen die Be-
zeichnung „Diözesanausschuss für ...“.

(2) Über die Bildung solcher Ausschüsse, ihre Aufga-
ben und Zusammensetzung entscheidet der Diöze-
sanrat. Diese Ausschüsse können sachkundige 
Männer und Frauen berufen, die dem Diözesanrat 
nicht angehören. Deren Berufung bedarf der Bestä-
tigung durch den Geschäftsführenden Ausschuss.

(3) Der Bischof benennt die den jeweiligen weiteren 
Diözesanausschüssen zugeordnete/-n Leiter/-innen 
der Hauptabteilungen des Bischöflichen Ordinari-
ats. Sie nehmen an den Sitzungen mit beratender 
Stimme teil und sind antragsberechtigt. Sie können 
sich durch Mitarbeiter/-innen ihrer Wahl vertreten 
lassen.

(4) Die Ausschussmitglieder wählen ihre/-n Vor-
sitzende/-n, der in der Regel Mitglied des Diözesan-
rates sein soll.

(5) Die Diözesanausschüsse arbeiten mit den entspre-
chenden Gremien und Einrichtungen in der Diö-
zese zusammen.

§ 12
Arbeitsweise der Diözesanausschüsse

Für die Arbeitsweise der Diözesanausschüsse gelten die 
Bestimmungen des § 6 der Satzung entsprechend.

§ 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Ordnung ist im Kirchlichen Amtsblatt für die 
Diözese Rottenburg-Stuttgart bekannt zu machen und 
tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Rottenburg, den 7. Juni 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof
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BO-Nr. 3199 – 29.05.19
PfReg. B 6.2

Geschäftsordnung des Diözesanrats in der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart nach Beschluss 

des Diözesanrats vom 29.09.2018

§ 1
Einberufung, Tagesordnung

(1) Der Vorsitzende des Diözesanrats lädt zu den Sit-
zungen ein. Sitzungstermin, Sitzungsort und Ta-
gesordnung werden vom Geschäftsführenden Aus-
schuss festgelegt.

(2) Die Einberufung erfolgt in der Regel einen Monat 
vorher unter Übersendung der Tagesordnung. Un-
terlagen zur Tagesordnung können jederzeit nach-
gereicht werden. Anträge zur Tagesordnung des 
Diözesanrats können bis zum Beginn der Sitzung 
schriftlich an das Präsidium über die Geschäfts-
stelle gerichtet werden. Über die Aufnahme in die 
Tagesordnung entscheidet der Diözesanrat bei Be-
ginn der Sitzung. Der Diözesanrat kann Gegen-
stände von der Tagesordnung absetzen, die Reihen-
folge ändern, die Sitzung unterbrechen, aussetzen 
oder vertagen.

(3) Der Vorsitzende oder ein Mitglied des Präsidiums 
eröffnet die Sitzung und schließt die Sitzung, wenn 
die Tagesordnung erledigt ist oder das Präsidium 
aufgrund der Beschlussunfähigkeit das Ende der 
Sitzung beschlossen hat oder der Diözesanrat die 
Vertagung beschließt. Der Vorsitzende oder ein 
Mitglied des Präsidiums kann die Sitzung schlie-
ßen, wenn eine ordnungsgemäße Fortsetzung in 
Folge nicht zu beseitigender Unruhe unmöglich 
wird.

§ 2
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Diözesanrats sind grundsätzlich 
öffentlich. Der Vorsitzende kann auf Vorschlag des 
Geschäftsführenden Ausschusses auch zu nicht öf-
fentlichen Sitzungen einladen. Die Öffentlichkeit 
kann mit Mehrheitsbeschluss des Diözesanrats 
ausgeschlossen werden.

(2) Sitzungen des Geschäftsführenden Ausschusses 
und der Diözesanausschüsse sind in der Regel nicht 
öffentlich. Die Öffentlichkeit kann über die Bera-
tungen informiert werden.

§ 3
Sitz- und Redeordnung

(1) Der Geschäftsführende Ausschuss legt die Sitzord-
nung fest.

(2) Das erste und letzte Wort hat bei Ausschussberich-
ten der/die Berichterstatter/-in, bei Anträgen der/
die Antragssteller/-in. Der Bischof bzw. sein Vertre-
ter und die von ihm Bevollmächtigten müssen auf 
Verlangen bei allen Verhandlungen auch außer der 
Reihe zum Wort zugelassen werden. Im Übrigen 
wird nach der Reihenfolge in der Rednerliste ge-
sprochen.

(3) Zur Geschäftsordnung muss das Wort außerhalb 
der Reihe gewährt werden. Bemerkungen zur Ge-

schäftsordnung müssen sich auf die geschäftliche 
Behandlung des zur Beratung anstehenden Gegen-
standes oder auf die Anwendung der Geschäftsord-
nung beschränken.

§ 4
Verhandlungsleitung

(1) Der/die Versammlungsleiter/-in handhabt die Ord-
nung und übt das Hausrecht aus.

(2) Der/die Versammlungsleiter/-in kann bei Verstö-
ßen gegen die Ordnung zur Ordnung rufen. Bei wie-
derholten Verstößen gegen die Ordnung kann er/sie 
mit Zustimmung des Diözesanrats das Wort ent-
ziehen oder einen Anwesenden aus der Sitzung ver-
weisen. Der Beschluss ergeht ohne Beratung.

(3) Bei Sitzungsverweis kann der/die Betroffene bis 
zum Beginn der nächsten Sitzung Einsprache erhe-
ben. Dies gilt nicht für Zuhörer/-innen. Über die 
Einsprache stimmt der Diözesanrat ohne Beratung 
ab.

§ 5
Anträge

(1) Anträge (Anträge zur Tagesordnung, Anträge zur 
Geschäftsordnung, Anträge zur Sache) können von 
jedem Mitglied (§ 2 der Diözesanratssatzung) ge-
stellt werden.

(2) Anträge sind außerhalb der Sitzung stets schrift-
lich an das Präsidium über die Geschäftsstelle zu 
richten. Innerhalb der Sitzung können Anträge 
auch mündlich an das Präsidium gerichtet werden, 
sofern das Präsidium im Einzelfall nicht eine 
schriftliche Einreichung verlangt. Schriftliche An-
träge sind vom Präsidium bzw. von der Geschäfts-
stelle dem Diözesanrat bekannt zu geben. Die An-
träge müssen so gefasst sein, wie sie zum Beschluss 
erhoben werden sollen.

(3) Über einen Antrag zur Geschäftsordnung muss ab-
gestimmt werden, bevor die Beratungen in der Sa-
che weitergeführt werden. Eine Aussprache über 
einen Antrag zur Geschäftsordnung findet nicht 
statt. Der/die Versammlungsleiter/-in muss jedoch 
auf Wunsch je ein Mitglied des Diözesanrats für 
und gegen den Antrag sprechen lassen. Schluss der 
Debatte, Abschluss der Rednerliste, Vertagung des 
Verhandlungsgegenstandes, Übergang zur Tages-
ordnung können von Personen, die bereits zur Sa-
che gesprochen haben, nicht beantragt werden.

(4) Die Beratung eines Sachantrages beginnt mit einer 
Aussprache über die Grundsätze der Angelegen-
heit, auf die er sich bezieht. Sodann wird über jeden 
einzelnen Teil der betreffenden Angelegenheit be-
raten und abgestimmt. Das Präsidium kann mit 
Zustimmung des Diözesanrats die Reihenfolge än-
dern sowie die Beratung über mehrere Teile mitei-
nander verbinden. Der Abstimmung über die ein-
zelnen Teile schließt sich die Abstimmung über die 
gesamte Angelegenheit an.

§ 6
Fragestunde

(1) Zu Beginn einer Sitzung des Diözesanrats findet in 
der Regel eine Fragestunde statt. Sie soll 60 Minu-
ten nicht überschreiten.
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(2) Jedes Mitglied des Diözesanrats hat das Recht, an 
das Präsidium und den Geschäftsführenden Aus-
schuss des Diözesanrats sowie an das Bischöfliche 
Ordinariat und den Diözesanverwaltungsrat An-
fragen zu richten. Sie sollen, wenn möglich, münd-
lich beantwortet werden. Anfragen, die spätestens 
drei Wochen vor einer Sitzung eingegangen sind, 
müssen als erste in der Fragestunde der betreffen-
den Sitzung beantwortet werden. Zu jeder Anfrage 
können drei Zusatzfragen gestellt werden. Die erste 
Zusatzfrage steht dem/der Fragesteller/-in zu.

§ 7
Fragestellung bei Abstimmungen

(1) Ist die Beratung geschlossen, wird abgestimmt. Je-
der Abstimmungsgegenstand ist von dem/der 
Versammlungsleiter/-in so zu fassen, dass darüber 
mit Ja oder Nein abgestimmt werden kann.

(2) Liegen zu einem Gegenstand mehrere Anträge vor, 
bestimmt der/die Versammlungsleiter/-in die Rei-
henfolge der Abstimmung. Dabei erhalten Ände-
rungsanträge ihre Stelle vor den Anträgen, auf die 
sie sich beziehen, weitergehende vor denjenigen, 
die eine geringere Abweichung von dem Hauptan-
trag enthalten.

(3) Wird gegen die Fassung der Frage oder der Anträge 
oder gegen die Festsetzung ihrer Reihenfolge Ein-
spruch erhoben, entscheidet der Diözesanrat durch 
Abstimmung ohne Aussprache.

(4) Sind Änderungsanträge angenommen, die den 
Hauptantrag umgestalten, wird über den Hauptan-
trag in seiner neuen Gestalt abgestimmt. Wird die-
ser abgelehnt, entfallen damit die schon angenom-
menen Änderungsanträge.

§ 8
Abstimmungsmodus

(1) Die Abstimmung erfolgt in der Regel durch Hand-
aufheben.

(2) Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleich-
heit gilt ein Antrag als abgelehnt.

§ 9
Wahlen

(1) Wahlen werden von den Mitgliedern des Präsidi-
ums geleitet. Zur Hilfe bei der Auszählung können 
auch Personen herangezogen werden, die nicht Mit-
glieder des Diözesanrats sind.

(2) Wahlvorschläge können nur von Mitgliedern des 
Diözesanrats eingebracht werden. Der Geschäfts-
führende Ausschuss kann im Diözesanrat einen 
eigenen Wahlvorschlag vorlegen. Das Präsidium 
kann verlangen, dass Wahlvorschläge schriftlich 
abgegeben werden.

(3) Bei der Wahl von Diözesanausschüssen gemäß § 11 
der Satzung des Diözesanrats beschließt der Diöze-
sanrat, wie viele Mitglieder dem Ausschuss ange-
hören sollen. Weitere Mitglieder eines Diöze-
sanausschusses können jederzeit auf Vorschlag des 
Diözesanausschusses und nach Bestätigung durch 
den Geschäftsführenden Ausschuss berufen wer-
den.

(4) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorge-
nommen. Offen kann nur gewählt werden, wenn 
dies beantragt wird und kein Mitglied widerspricht. 
Gewählt ist, wer im ersten Wahlgang von mehr als 
der Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten 
eine Stimme erhält. Beim zweiten Wahlgang ist der 
gewählt, der die meisten der abgegebenen Stimmen 
erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

§ 10
Protokoll

(1) Das Protokoll enthält mindestens die Beschlüsse 
im Wortlaut und die Abstimmungsergebnisse. Auf 
Verlangen eines Mitglieds sind dessen Erklärungen 
in das Protokoll aufzunehmen.

(2) Vor Eintritt in die Tagesordnung wird das Protokoll 
der vorhergehenden Sitzung genehmigt.

§ 11
Ausschüsse

(1) Der Diözesanrat kann jederzeit einen Verhand-
lungsgegenstand einem Ausschuss zur Beratung 
überweisen.

(2) Die Ausschüsse können Berater/-innen zu ihren 
Sitzungen hinzuziehen.

(3) Die konstituierende Sitzung eines Ausschusses 
wird vom Sprecher des Diözesanrats oder von ei-
nem anderen Mitglied des Präsidiums einberufen 
und von ihm oder einem Mitglied des Geschäfts-
führenden Ausschusses geleitet. In dieser Sitzung 
werden Aufgaben und Zusammensetzung bespro-
chen. Spätestens in der darauffolgenden Sitzung 
werden ein/eine Vorsitzende/r, ein/eine Schrift-
führer/-in und deren Stellvertreter/-innen gewählt 
und Vereinbarungen zur Arbeitsweise getroffen. 
Die Einberufung und Leitung einer weiteren Sit-
zung bis zum Abschluss der Wahlen erfolgt durch 
das an Lebensjahren älteste Mitglied.

(4) Die Mitglieder des Präsidiums und der/die 
Geschäftsführer/-in des Diözesanrats sind berech-
tigt, an den Sitzungen der Ausschüsse teilzuneh-
men.

(5) Einladungen und Niederschriften werden der Ge-
schäftsstelle zur Kenntnisnahme übersandt.

(6) Die Amtszeit der Ausschüsse richtet sich nach der 
Amtszeit des Diözesanrats.

§ 12
Zuständigkeit von Ausschüssen bei der 

Haushaltsordnung
Unbeschadet des § 6 Abs. 1 der Kirchensteuerordnung 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart in der ab 01.01.1973 
geltenden Fassung (KABl. 1972, S. 191 f.), zuletzt geän-
dert am 12.03.1986 (KABl. 1986, S. 449 f.), gilt für die 
nachstehend aufgeführten Bestimmungen der Haus-
haltsordnung die folgende Zuständigkeitsregelung:

1. Beschlussfassung durch den Diözesanrat bei
– § 16 Abs. 3 (Rücklagen),
– § 25 Abs. 1 und 3, § 26 Abs. 2 und 3 (Haushalt),
– § 61 Abs. 1 (Jahresrechnung).

2. Beschlussfassung durch den Geschäftsführenden 
Ausschuss nach Anhörung des Bauausschusses bei
– § 21 Abs. 5 (Sperrvermerk bei Investitionen).
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3. Beschlussfassung durch den Geschäftsführenden 
Ausschuss nach Anhörung des Finanzausschusses 
bei
– § 33 Abs. 2 (zustimmungspflichtige über- und 

außerplanmäßige Ausgaben im Einzelfall),
– § 36 Abs. 1 (Gewährleistungen, Kreditzusagen),
– § 37 Abs. 2 (Maßnahmen von finanzieller Be-

deutung),
– § 44 Abs. 1 (Schaffung einer neuen Stelle bei 

unabweisbarem Bedürfnis).

4. Vorlage bzw. Mitteilung an den Diözesanrat bei
– § 24 Abs. 4 (Haushalt),
– § 61 Abs. 2 (Jahresrechnung),
– § 63 (Eilentscheidungen).

5. Mitteilungen an den Geschäftsführenden Aus-
schuss und den Finanzausschuss bei
– § 33 Abs. 2 (mitteilungspflichtige über- und au-

ßerplanmäßige Ausgaben im Einzelfall).

§ 13
Reisekostenvergütung, Verdienstausfall, Kostenersatz 

und Aufwandsentschädigung

(1) 1.  Die stimmberechtigten Mitglieder des Diö-
zesanrats und seiner Ausschüsse erhalten eine 
Reisekostenvergütung gemäß dem Landes-
reisekostengesetz.

2. Die stimmberechtigten Mitglieder des Diöze-
sanrats und seiner Ausschüsse erhalten bei 
Verdienstausfall außer der Reisekostenvergü-
tung auf Antrag eine Entschädigung von 
€ 120,- pro Tag oder auf Nachweis die Kosten 
des tatsächlich entstandenen Verdienstaus-
falls.

(2) Abs. 1 gilt auch für beratende Mitglieder des Diöze-
sanrats und seiner Ausschüsse, sofern nicht diesen 
Personen für denselben Anlass ein Anspruch auf 
eine entsprechende Entschädigung aus einem 
Dienstverhältnis zusteht.

(3) Den Mitgliedern des Diözesanrats werden auf 
Nachweis die Kosten ersetzt, die ihnen in Aus-
übung eines Mandats bzw. eines Auftrags durch 
den Diözesanrat oder durch den Geschäftsführen-
den Ausschuss entstehen.

(4) Für den/die Sprecher/-in und den/die Beisitzer/-in 
gem. § 5 Abs. 3 Nr. 3 Satz 2 der Satzung des Diöze-
sanrats sowie für die Vorsitzenden der Ausschüsse 
des Diözesanrats kann auf Antrag eine angemes-
sene Aufwandspauschale gewährt werden. Die Vo-
raussetzungen und die Höhe werden vom Ge-
schäftsführenden Ausschuss im Einvernehmen 
mit dem Ordinarius festgelegt.

§ 14
Auslegung

(1) Über Zweifel bei der Auslegung der Geschäftsord-
nung entscheidet der Diözesanrat.

(2) Im Einzelfall sind Abweichungen von der Ge-
schäftsordnung zulässig, wenn ausdrücklich dar-
auf hingewiesen wird und niemand widerspricht.

§ 15
Inkrafttreten

Diese Ordnung ist im Kirchlichen Amtsblatt für die 
Diözese Rottenburg-Stuttgart bekannt zu machen und 
tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Rottenburg, den 7. Juni 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

BO-Nr. 3200 – 29.05.19
PfReg. B 6.2

Ordnung für die Wahl der Laienvertreter/
-innen aus den Dekanaten nach Beschluss des 

Diözesanrats vom 29.09.2018

I. Vorbereitung der Wahl

§ 1
Diözesanwahlausschuss

Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl der 
Laienvertreter/-innen aus den Dekanaten im Diözesan-
rat (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 der Diözesanratssatzung) ist ein 
vom amtierenden Diözesanrat bestellter Wahlaus-
schuss zuständig.

§ 2
Dekanatswahlausschüsse

(1) Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl 
in den einzelnen Dekanaten ist der Dekanatsrat 
zuständig.

(2) Er beruft zur Aufstellung des Wahlvorschlags min-
destens acht Wochen vor Beginn des Wahlzeit-
raums einen Dekanatswahlausschuss.

(3) Dem Dekanatswahlausschuss gehören an:
1. Der Dekan als Vorsitzender.
2. Der/die Zweite Vorsitzende des Dekanatsrats.
3. Drei bis fünf von den Laienmitgliedern des 

 Dekanatsrats zu wählende Beisitzer/-innen.
4.  Mit beratender Stimme der/die Dekanats-

referent/-in.
Kandidiert ein Mitglied des Dekanatswahlaus-
schusses, so scheidet es aus dem Wahlausschuss 
aus.

§ 3
Wahlberechtigung und Wählbarkeit

(1) Wahlberechtigt sind die gewählten Mitglieder der 
Kirchengemeinderäte (§ 21 Abs. 1 Nr. 3 der Kir-
chengemeindeordnung – KGO), die entsprechenden 
vom Bischof eingesetzten Mitglieder der Vertre-
tungsgremien (§ 62 Abs. 1–4 KGO) und die gewähl-
ten Mitglieder der Pastoralräte der Gemeinden für 
Katholiken anderer Muttersprache (1.4 der Richtli-
nien für die Pastoral mit Katholiken anderer Mut-
tersprache in den Seelsorgeeinheiten der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart vom 08.03.2005, KABl. 2005, 
S. 103 ff.).
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(2) Wählbar als Laienvertreter/-in für den Diözesanrat 
sind Kirchengemeindemitglieder, die nach § 26 
Abs. 1 KGO für die Kirchengemeinderäte wählbar 
sind.

§ 4
Vorläufiger Wahlvorschlag

(1) Der Dekanatswahlausschuss stellt in gemeinsamer 
Beratung und Beschlussfassung für das Dekanat 
einen Wahlvorschlag zusammen, der mindestens 
doppelt so viele Kandidaten/-innen enthält als für 
das jeweilige Dekanat zu wählen sind.

(2) Nachdem die vorgeschlagenen Kandidaten/-innen 
schriftlich ihr Einverständnis zur Nominierung 
gegeben haben, wird dieser Wahlvorschlag mindes-
tens sechs Wochen vor Beginn des Wahlzeitraums 
in allen Kirchengemeinden des Dekanats auf die 
ortsübliche Weise bekannt gemacht.

§ 5
Ergänzungsvorschläge

(1) Wahlberechtigte Mitglieder der Kirchengemeinden 
bzw. der Gemeinden für Katholiken anderer Mut-
tersprache haben die Möglichkeit, dem Kirchen-
gemeinderat, dem entsprechenden vom Bischof ein-
gesetzten Vertretungsgremium bzw. dem 
Pastoralrat der Gemeinden für Katholiken anderer 
Muttersprache Kandidaten/-innen vorzu schlagen.

(2) Der Kirchengemeinderat einer jeden Kirchenge-
meinde, das entsprechende vom Bischof eingesetzte 
Vertretungsgremium und der Pastoralrat einer 
 jeden Gemeinde für Katholiken anderer Mutter-
sprache ist berechtigt, für sein Dekanat eine/-n wei-
teren Kandidaten/-in vorzuschlagen. Einem sol-
chen Ergänzungsvorschlag, der durch einfachen 
Mehr heitsbeschluss zustande kommt, ist die 
schriftliche Zustimmung des/der Kandidaten/-in 
beizufügen.

(3) Ergänzungsvorschläge müssen spätestens drei Wo-
chen vor dem Wahlbeginn beim Dekanatswahlaus-
schuss eingegangen sein.

§ 6
Endgültiger Wahlvorschlag

(1) Der Dekanatswahlausschuss prüft nach Ablauf der 
Frist für Ergänzungsvorschläge die Wählbarkeit der 
weiter vorgeschlagenen Kandidaten/-innen. Er fasst 
den vorläufigen Wahlvorschlag und die Ergän-
zungsvorschläge zum endgültigen Wahlvorschlag 
für das Dekanat zusammen. In ihm sind die 
Kandidaten/-innen in alphabetischer Reihenfolge 
mit Angabe von Beruf und Wohnung aufzuführen.

(2) Der endgültige Wahlvorschlag ist vom Dekanats-
wahlausschuss mindestens zwei Wochen vor Wahl-
beginn in ortsüblicher Weise in den Kirchenge-
meinden des Dekanats bekannt zu machen.

II. Durchführung der Wahl

§ 7
Wahlzeitraum, Briefwahl

Die Wahl der Laienvertreter/-innen für den Diözesanrat 
erfolgt in der ganzen Diözese innerhalb des vom Bi-
schof festgesetzten Zeitraums durch Briefwahl.

§ 8
Wahlvorstand

(1) Der Dekanatswahlausschuss beruft zu Beginn des 
Wahlzeitraums den Wahlvorstand, der die Stim-
menauszählung vornimmt.

(2) Der Wahlvorstand besteht aus dem Dekan als Vor-
sitzendem und wenigstens zwei Beisitzer/-innen. 
Letztere müssen stimmberechtigte Kirchenge-
meinderäte aus dem betreffenden Dekanat sein.
Wahlbewerber/-innen dürfen nicht Mitglieder des 
Wahlvorstandes sein.

§ 9
Wahlvorgang

(1) Die amtlichen Stimmzettel sind zusammen mit 
den übrigen Briefwahlunterlagen (Briefwahlschein, 
Wahlumschlag und Wahlbriefumschlag) vom De-
kanatswahlausschuss allen Wahlberechtigten der 
Kirchengemeinderäte im Dekanat rechtzeitig zu-
zusenden.

(2) Jede/r Wähler/-in hat so viele Stimmen, wie 
Kandidaten/-innen in seinem/ihrem Dekanat ge-
wählt werden. Er/sie bezeichnet seine/ihre 
Kandidaten/-innen auf der Namensliste eindeutig. 
Jede/r Kandidat/-in kann nur eine Stimme erhalten.

(3) Der/die Wähler/-in steckt den ausgefüllten Stimm-
zettel in den amtlichen Wahlumschlag, den er/sie 
nicht verschließt, unterschreibt unter Angabe von 
Ort und Tag die Versicherung auf der Vorderseite 
des Briefwahlscheins, steckt den Wahlumschlag 
und den Briefwahlschein getrennt voneinander in 
den amtlichen Wahlbriefumschlag, verschließt 
diesen Wahlbriefumschlag und schickt ihn dem 
Dekan, dessen Anschrift auf dem Wahlbriefum-
schlag angegeben ist.

III. Feststellung des Wahlergebnisses

§ 10
Zählung der Stimmen

(1) Der Dekan als Vorsitzender des Wahlvorstands 
sammelt die eingehenden Wahlbriefe und hält sie 
ungeöffnet bis zum Tag der Stimmenauszählung 
unter Verschluss.

(2) Die Stimmenauszählung erfolgt durch den Wahl-
vorstand. Zunächst wird die Zahl der eingegange-
nen Wahlbriefe festgestellt. Dann werden die Wahl-
briefe geöffnet, die Briefwahlscheine geprüft und 
die Wahlumschläge in eine Urne gelegt und durch-
einander gemischt. Dann werden die Wahlum-
schläge geöffnet und die für den/die einzelne/-n 
Kandidaten/-in abgegebenen Stimmen gezählt.

(3) Stimmzettel, auf denen mehr Namen angekreuzt 
sind, als Kandidaten/-innen für das Dekanat zu 
wählen sind, sowie Stimmzettel mit einem unzu-
lässigen Kennzeichen oder Zusatz und unverändert 
 abgegebene Stimmzettel sind ungültig und hin-
sichtlich ihrer Zahl in der Niederschrift festzuhal-
ten.

(4) Stimmzettel mit zweifelhafter Kennzeichnung der 
zu Wählenden sind zunächst auszuscheiden. Über 
ihre Gültigkeit entscheidet der Wahlvorstand vor 
Schluss der Stimmenzählung. Diese Stimmzettel 
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müssen fortlaufend nummeriert und der Wahlnie-
derschrift beigefügt werden.

(5) Der Wahlvorstand fasst seine Beschlüsse, an denen 
wenigstens drei Mitglieder teilnehmen müssen, 
mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Dekans.

§ 11
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Der Wahlvorstand stellt das vorläufige Wahlergeb-
nis fest.

(2) Gewählt ist, wer im Dekanat die meisten Stimmen 
erhält. Bei Stimmengleichheit zieht der Wahlvor-
stand das Los.

(3) Das Ergebnis der Stimmenzählung und etwaige Be-
schlüsse nach § 10 Abs. 4 sind in der Wahlnieder-
schrift festzuhalten.

(4) Der Dekanatswahlausschuss überprüft anhand der 
Wahlniederschrift die Stimmenzählung und die 
Entscheidungen des Wahlvorstands und stellt das 
Wahlergebnis endgültig fest.

(5) Die Namen der Gewählten sind spätestens am 
Sonntag nach der Feststellung des endgültigen 
Wahlergebnisses in allen Kirchengemeinden des 
Dekanats bekannt zu geben.

(6) Die Wahlniederschrift ist nach Ablauf der Wahlan-
fechtungsfrist dem Vorsitzenden des Diözesan-
wahlausschusses zu übersenden. Er gibt das Ge-
samtwahlergebnis in der Diözese im Kirchlichen 
Amtsblatt bekannt.

(7) Die Stimmzettel und die Briefwahlunterlagen wer-
den nach der Bekanntgabe des endgültigen Wahler-
gebnisses eine Woche lang unter Verschluss ver-
wahrt. Ist in dieser Frist die Wahl angefochten 
worden, werden sie bis zur rechtskräftigen Ent-
scheidung darüber unter Verschluss verwahrt und 
danach vernichtet.

§ 12
Wahlanfechtung

(1) Wahlanfechtungen können von jedem/jeder Wahl-
berechtigten sowie den Kandidaten/-innen inner-
halb einer Woche nach Bekanntgabe des Wahler-
gebnisses beim Dekanatswahlausschuss schriftlich 
eingereicht werden. Sie müssen binnen einer weite-
ren Woche schriftlich begründet werden.

(2) Gründe für die Wahlanfechtung sind:
1. Mängel in der Person des/der Gewählten,
2. Verfahrensmängel, die für das Wahlergebnis 

erheblich sind (Verletzung wesentlicher Wahl-
vorschriften oder irrige Feststellung des Wahl-
ergebnisses).

(3) Nach Eingang der schriftlichen Begründung einer 
Wahlanfechtung legt der Dekanatswahlausschuss 
diese mit seiner schriftlichen Stellungnahme un-
verzüglich dem Vorsitzenden des Diözesanwahl-
ausschusses zur Entscheidung vor. Wahlanfech-
tungen haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 13
Inkrafttreten

Diese Ordnung ist im Kirchlichen Amtsblatt für die 
Diözese Rottenburg-Stuttgart bekannt zu machen und 
tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Rottenburg, den 7. Juni 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

BO-Nr. 3201 – 29.05.19
PfReg. B 6.2

Ordnung zur Anwendung der Regelungen für 
den Diözesanrat der Diözese Rottenburg-
Stuttgart nach dessen Beschlüssen vom 

29.09.2018

Beschlossen vom Diözesanrat am 24.05.2019

Artikel 1: Anwendung neu erlassener Regelungen für 
den Diözesanrat der Diözese Rottenburg-Stuttgart und 
dessen Wahl

(1) Folgende Regelungen für den Diözesanrat der Diö-
zese Rottenburg-Stuttgart und dessen Wahl finden 
nach näherer Maßgabe der Absätze 2 und 3 erst-
mals Anwendung für die 11. Wahlperiode des Diö-
zesanrats:

1. Satzung für den Diözesanrat in der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart nach Beschluss des Diö-
zesanrats vom 29.09.2018 (KABl. 2019, 
S. 263 ff.),

2. Geschäftsordnung des Diözesanrats in der Di-
özese Rottenburg-Stuttgart nach Beschluss des 
Diözesanrats vom 29.09.2018 (KABl. 2019, 
S. 267 ff.),

3. Ordnung für die Wahl der Laienvertreter/-in-
nen aus den Dekanaten im Diözesanrat nach 
Beschluss des Diözesanrats vom 29.09.2018 
(KABl. 2019, S. 269 ff.).

(2) Anzuwenden sind die Regelungen nach Absatz 1 
Nummern 1 und 2, soweit sie Vorschriften für die 
Wahl und deren Durchführung sowie für die Zu-
sammensetzung des Diözesanrats enthalten, be-
reits für die Wahl zum 11. Diözesanrat und alle 
diese Wahl vorbereitenden Maßnahmen. Soweit 
diese Regelungen Vorschriften für die Einberufung 
und Konstituierung des Diözesanrats enthalten, 
sind sie für die Einberufung und Konstituierung 
des 11. Diözesanrats anzuwenden. Ab dem Zeit-
punkt der Konstituierung des 11. Diözesanrats sind 
sämtliche Regelungen nach Absatz 1 Nummern 1 
und 2 anzuwenden.

(3) Die Ordnung nach Absatz 1 Nummer 3 ist für die 
Wahl zum 11. Diözesanrat und alle diese Wahl vor-
bereitenden und durchführenden Maßnahmen so-
wie für künftige Wahlen zum Diözesanrat anzu-
wenden.
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(4) Soweit nach den Absätzen 2 und 3 die in Absatz 1 
genannten Regelungen anzuwenden sind, verlieren 
die bis dahin geltenden Vorschriften, die durch 
neues Recht ersetzt werden, ihre Geltung.

Artikel 2: Bekanntmachung, Inkrafttreten

Diese Ordnung ist im Kirchlichen Amtsblatt für die 
Diözese Rottenburg-Stuttgart bekannt zu machen und 
tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amts-
blatt in Kraft.

Rottenburg, den 7. Juni 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

BO-Nr. 1971 – 09.04.18
PfReg. B 2.1

Bischöfliches Gesetz für die Prüfung durch die 
Stabsstelle Revision der Diözese Rottenburg-

Stuttgart (Prüfungsordnung – PO)

Präambel

Zur Ausübung der Finanzkontrolle und zur Prüfung 
der rechtlichen und wirtschaftlichen Ordnungsmäßig-
keit des Verwaltungshandelns hinsichtlich der Haus-
halts- und Wirtschaftsführung sowie der Verwaltung 
des Kirchenvermögens der Diözese Rottenburg-Stutt-
gart bedient sich der Ordinarius im Sinne des can. 1276 
§ 1 des Codex Iuris Canonici (CIC) einer Prüfungsein-
richtung.

Diese wird zur Erfüllung ihres Auftrags in Formen des 
öffentlichen Rechts nach Maßgabe dieser Prüfungsord-
nung tätig. Hierzu erbringt sie selbstständige und un-
abhängige Prüfungs- und Beratungsleistungen.

Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung sind alle 
Regelungen und Formulierungen in dieser Prüfungs-
ordnung geschlechtsneutral zu verstehen.

§ 1
Prüfungseinrichtung, Anwendungsbereich

(1) Zur Unterstützung des Ordinarius in seiner Über-
wachungs- und Kontrollfunktion im Sinne des 
can. 1276 § 1 CIC ist in der Bischöflichen Kurie der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart eine öffentlich-
rechtliche Prüfungsstelle eingerichtet. Sie wird 
kirchenhoheitlich tätig und führt die Bezeichnung 
„Stabsstelle Revision“. Sie ist zuständig für die in 
dieser Prüfungsordnung beschriebenen Aufgaben.

(2) Die Prüfungsordnung findet Anwendung für die 
Tätigkeit der Stabsstelle Revision für die Diözese 
Rottenburg-Stuttgart, ihre unselbstständigen Ein-
richtungen und Sondervermögen sowie für Auf-
tragsprüfungen.

§ 2
Status der Stabsstelle

(1) Die Stabsstelle Revision ist bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben unabhängig und nicht an Weisungen ge-

bunden. Hierbei ist sie frei von Einflussnahme 
durch die Diözesanleitung oder durch Dritte und 
lediglich den geltenden staatlichen und kirchli-
chen Rechtsvorschriften unterworfen. Ihren Prü-
fern dürfen aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
keine dienstlichen oder sonstigen Nachteile dro-
hen.

(2) Die Stabsstelle Revision ist dienstrechtlich unmit-
telbar dem Generalvikar unterstellt und nur die-
sem verantwortlich. Diese Zuordnung ist unter 
Wahrung der erforderlichen Unabhängigkeit dele-
gierbar.

(3) Unabhängig von einer Delegation informiert der 
Leiter der Stabsstelle den Bischof sowie den Gene-
ralvikar in Angelegenheiten von besonderer Bedeu-
tung. 

(4) In Fällen von strafbaren Handlungen, wesentlichen 
Dienstpflichtverletzungen oder sonstigen Unregel-
mäßigkeiten sowie bei begründendem Verdacht auf 
solche, welche die Stabsstelle Revision bei ihren 
Prüfungen feststellt oder die ihr auf andere Weise 
zur Kenntnis gelangen, ist der Generalvikar unver-
züglich zu unterrichten.

§ 3
Organisation

(1) Der Leiter der Stabsstelle Revision wird vom Bi-
schof ernannt; er leitet die Stabsstelle und ist Vor-
gesetzter der Prüfer und Mitarbeiter. Er regelt ei-
genverantwortlich den internen Dienstbetrieb und 
die Organisation der Stabsstelle.

(2) Die Prüfer werden auf Vorschlag des Stabsstellen-
leiters vom Generalvikar bestellt. 

(3) Der Stabsstellenleiter soll Kirchenbeamter auf Le-
benszeit sein. Der Leiter und die Prüfer dürfen zum 
Bischof, zum Generalvikar, zum Diözesanökono-
men, zum Finanzdirektor sowie zum Leiter und zu 
den Beschäftigten in der Abteilung Rechnungswe-
sen nicht in einem die Befangenheit begründeten 
Verhältnis nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 GemO BW 
stehen. Sie dürfen eine andere Stellung in der Diö-
zese Rottenburg-Stuttgart nur innehaben, wenn 
dies mit der Unabhängigkeit und den Aufgaben der 
Stabsstelle Revision vereinbar ist.

§ 4
Zuständigkeit

(1) Die Stabsstelle Revision ist die zuständige Prü-
fungsstelle für die Diözese Rottenburg-Stuttgart 
als Körperschaft des öffentlichen Rechts, deren un-
selbstständige Einrichtungen und Sondervermö-
gen.

(2) Sie kann auf Antrag des Diözesanrates und mit Zu-
stimmung des Generalvikars mit der Prüfung der 
Jahresrechnung der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
und der Verteilung der Kirchensteuer und des von 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart verwalteten diö-
zesanen und kirchengemeindlichen Kirchensteuer-
anteils (§ 5) sowie auf Antrag des Bistumsverwal-
tungsrates und mit Zustimmung des Generalvikars 
mit der Prüfung des Bistums Rottenburg-Stuttgart 
(§ 9) beauftragt werden.
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(3) Sie kann mit Zustimmung des Generalvikars Prü-
fungen bei Rechtspersonen im nicht verfassten Be-
reich der Kirche, die unter bischöflicher Aufsicht 
stehen, durchführen, sofern die zuständigen Gre-
mien oder Vertretungsorgane dieser Rechtsperso-
nen eine solche beantragen (§ 10).

(4) Bischof und Generalvikar können die Stabsstelle 
Revision mit der Prüfung des Bistums Rottenburg-
Stuttgart und aller Rechtspersonen im verfassten 
Bereich der Kirche mit ihren unselbstständigen 
Einrichtungen und Sondervermögen sowie mit 
Themen- und Fachbereichsprüfungen (§ 7) bei die-
sen und der Diözese Rottenburg-Stuttgart beauftra-
gen. Sofern diese Rechtspersonen von der Ordnung 
für die Prüfung der Kirchengemeinden und der 
sonstigen ortskirchlichen Rechtspersonen sowie 
der Dekanate der Diözese Rottenburg-Stuttgart er-
fasst sind, kann die Stabsstelle Revision nach An-
hörung der hierfür zuständigen Hauptabteilungs-
leitung und unter Beachtung der grundsätzlichen 
Zuständigkeit der Abteilung Kirchengemeinden/
Rechnungsprüfungsamt im Rahmen der Amtshilfe 
oder durch gemeinsame Beauftragung tätig wer-
den.

(5) Die Stabsstelle Revision ist berechtigt, im Auftrag 
des Bischofs oder des Generalvikars bei anderen 
Rechtspersonen, die Zuwendungen aus dem Diöze-
sanhaushalt oder dessen Sonderrechnungen und 
Sondervermögen erhalten, die bestimmungsge-
mäße sowie rechtmäßige und wirtschaftliche Ver-
wendung dieser Zuwendungen sowie das Vorliegen 
der Voraussetzungen für deren Bewilligung zu prü-
fen.

(6) Die Stabsstelle Revision kann Beratungsleistungen 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach Abs. 1 und in 
begründeten Einzelfällen erbringen.

(7) Weitere Aufgaben und Zuständigkeiten können der 
Stabsstelle Revision durch die Ordnung für die 
Durchführung von Prüfungen oder durch Organi-
sationserlass unter Maßgabe von § 11 übertragen 
werden.

§ 5
Prüfung der Jahresrechnung der Diözese Rottenburg-

Stuttgart und der Verwaltung und Verteilung der 
Kirchensteuer (§ 8 KiStO)

(1) Ist die Stabsstelle Revision mit der Prüfung der Jah-
resrechnung der Diözese Rottenburg-Stuttgart so-
wie der Verteilung der Kirchensteuer und des von 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart verwalteten diö-
zesanen und kirchengemeindlichen Kirchensteuer-
anteils (§ 8 KiStO) beauftragt, ist Gegenstand der 
Prüfung die Jahresrechnung unter Einbeziehung 
der Unterlagen des Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesens, der Vermögensverwaltung und erfor-
derlichenfalls anderer Akten. 

(2) Die Jahresrechnung ist darauf zu prüfen, ob

1. bei den Erträgen, Aufwendungen, Einzahlun-
gen und Auszahlungen sowie bei der Vermö-
gens- und Schuldenverwaltung nach den beste-
henden Vorschriften verfahren worden ist,

2. die einzelnen Vorgänge sachlich und rechne-
risch in vorschriftsmäßiger Weise begründet 
und belegt sind,

3. der Haushaltsplan eingehalten worden ist,

4. das in der Jahresrechnung ausgewiesene Ver-
mögen sowie die Schulden, Rückstellungen, 
Rücklagen sowie die Haushalts- und Bud-
getreste richtig nachgewiesen worden sind.

(3) Die Prüfung umfasst insbesondere

1. die Frage, ob die einzelnen Maßnahmen der 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung 
und der Vermögens- und Schuldenverwaltung 
den zu beachtenden Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften sowie den Verträgen und dienstli-
chen Regelungen entsprechen,

2. die Vollständigkeit der Jahresrechnung mit ih-
ren Bestandteilen und Anlagen und ob diese 
den Formvorschriften entsprechen,

3. die vorschriftsmäßige Erledigung der Kassen- 
und Rechnungsgeschäfte, insbesondere ob
a. die Bücher ordnungsgemäß angelegt, ge-

führt und abgeschlossen sind,

b. für die Kassengeschäfte die vorgeschriebe-
nen Kassenanordnungen und die übrigen 
Belege vorliegen und diese danach ord-
nungsgemäß ausgeführt worden sind.

4. die Frage, ob die Erträge, Aufwendungen, Ein-
zahlungen und Auszahlungen dem Grunde 
und der Höhe nach den Rechtsvorschriften, 
Verträgen und dienstlichen Regelungen ent-
sprechen sowie rechtzeitig und vollständig er-
fasst, in der richtigen zeitlichen und sachlichen 
Ordnung gebucht und auch im Übrigen ord-
nungsgemäß abgewickelt worden sind,

5. die Frage, ob Feststellungen früherer Prüfungs-
berichte noch unerledigt sind.

(4) Die Prüfung kann sich auf alle Merkmale, die Ge-
genstand der rechnerischen Feststellung sind, ins-
besondere darauf, ob die Beträge in den Büchern 
und Belegen richtig errechnet sind, erstrecken, so-
fern nicht datenelektronische Verfahren dies ent-
behrlich machen.

(5) In den Bericht zur Prüfung der Jahresrechnung 
können Ergebnisse der Themen- und Fachbereichs-
prüfungen aufgenommen werden. Er kann be-
schreibende und erläuternde Elemente sowie gut-
achtliche Äußerungen enthalten.

§ 6
Prüfung der Rechnungslegung von Sonderrechnungen 

und Sondervermögen

(1) Sofern die Stabsstelle Revision mit der Prüfung der 
Jahresrechnung der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
beauftragt ist, prüft sie ebenfalls die Rechnungsle-
gung der Sonderrechnungen der Anlagen zur Jah-
resrechnung und der Sondervermögen in zeitlichen 
Abständen nach pflichtgemäßem Ermessen, soweit 
Satzungen/Betriebsstatute oder besondere Anord-
nungen keine andere Regelung zur Beauftragung 
der Abschlussprüfung vorsehen. Über das Ergebnis 
wird dem vom Diözesanrat beauftragten oder von 
Satzung/Betriebsstatut definierten Aufsichtsgre-
mium berichtet.

(2) Für die Prüfung nach Abs. 1 finden die Regelungen 
des § 5 Anwendung, sofern die Eigenart der Rech-
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nungslegung nicht abweichende Prüfungsinhalte 
oder ein abweichendes Vorgehen bedingt.

§ 7
Themen- und Fachbereichsprüfung

Themen- und Fachbereichsprüfungen beinhalten unter 
dem Schwerpunkt von Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit u. a. die Prüfung von Prozessen, Strukturen 
und Systemen. Sie können sich auch auf die Recht- und 
Zweckmäßigkeit beziehen.

§ 8
Kassenprüfung

(1) Jährlich ist eine unvermutete Kassenprüfung durch 
den Budgetverantwortlichen oder eine von ihm be-
nannte Person durchzuführen. Die Stabsstelle Re-
vision kann jederzeit Kassenprüfungen, auch un-
vermutet, vornehmen.

(2) Die Kassenprüfung nach Abs. 1 S. 2 umfasst eine 
Gegenüberstellung des Kassenistbestandes mit 
dem Kassensollbestand. Daneben können weitere 
Gegenstände und Vorgänge, wie die ordnungsge-
mäße Abwicklung des Zahlungsverkehrs, Abrech-
nung von Handvorschüssen, Funktionsfähigkeit 
des internen Kontrollsystems inkl. Kassenaufsicht, 
Kassensicherheit, Form und Inhalt der Kassenbü-
cher und Belege etc., geprüft werden.

§ 9
Prüfung des Bistums Rottenburg-Stuttgart

(1) Die Stabsstelle Revision kann mit der Prüfung des 
Bistums Rottenburg-Stuttgart nach § 4 Abs. 2 und 
Abs. 4 beauftragt werden. Die Regelungen der Prü-
fungsordnung und der Ordnung für die Durchfüh-
rung von Prüfungen gelten entsprechend.

(2) Für den Prüfungsgegenstand gilt § 5 entsprechend, 
sofern dieser nicht durch den Auftraggeber benannt 
wird.

§ 10
Prüfungen bei Rechtspersonen im nicht verfassten 

Bereich der Kirche auf Antrag

(1) Bei Prüfungen auf Antrag bei Rechtspersonen im 
nicht verfassten Bereich der Kirche unter bischöfli-
cher Aufsicht nach § 4 Abs. 3 wird der Gegenstand 
der Prüfung durch den Auftraggeber benannt (Auf-
tragsprüfungen). Die Regelungen der Prüfungsord-
nung und der Ordnung für die Durchführung von 
Prüfungen gelten entsprechend.

(2) Die Prüfung erstreckt sich in der Regel auf die 
rechtliche und wirtschaftliche Ordnungsmäßig-
keit des Verwaltungshandelns hinsichtlich der 
Haushalts- und Wirtschaftsführung sowie der Ver-
waltung der Finanzmittel.

(3) Über die Annahme von Auftragsprüfungen ent-
scheidet der Leiter der Stabsstelle.

§ 11
Prüfungsplanung und ordnungsgemäße 

Auftragserfüllung

(1) Die Prüfungsplanung erfolgt eigenverantwortlich 
durch die Leitung der Stabsstelle Revision und wird 
dem Generalvikar zur Kenntnis gegeben. Von ihr 

darf nur abgewichen werden, wenn dies begründbar 
ist, auch um aktuellen Ereignissen Rechnung zu 
tragen.

(2) Der Leiter der Stabsstelle Revision hat den General-
vikar darauf hinzuweisen, wenn der Stabsstelle 
Revision die personellen oder fachlichen Ressour-
cen fehlen, Aufträge ordnungsgemäß zu erfüllen. 
Der Generalvikar hat im Einvernehmen mit der 
Leitung der Stabsstelle Revision zu entscheiden, 
wie eine ordnungsgemäße Auftragserfüllung ge-
währleistet und durchgeführt werden kann.

§ 12
Prüfungsdurchführung

Die Prüfungsmethoden und der Prüfungsumfang lie-
gen im pflichtgemäßen Ermessen der Stabsstelle Revi-
sion; sie bestimmt Zeit und Art der Prüfung. Die Prü-
fung kann sich auf Teilbereiche oder Stichproben 
beschränken und soll risikoorientiert sowie zukunfts-
gerichtet sein.

§ 13
Rechte und Pflichten

(1) Die Stabsstelle Revision ist im Rahmen ihrer Auf-
gaben befugt, sämtliche notwendigen Auskünfte 
und Unterlagen zu verlangen.

(2) Zur Gewährleistung einer effektiven Prüfungs-
durchführung sind der Stabsstelle Revision von al-
len Stellen der Diözese Rottenburg-Stuttgart sämt-
liche schriftlichen und elektronischen Daten, 
Unterlagen und Akten, deren Inhalt im Prüfungs-
verfahren von Bedeutung sein kann, unverzüglich 
zur Verfügung zu stellen. In diesem Rahmen darf 
sie in Personal- und Gehaltsakten Einsicht neh-
men, soweit dem Anliegen der Stabsstelle Revision 
nach Überzeugung des Prüfers nicht durch Aus-
kunft aus jenen Genüge geleistet werden kann. 
Ebenso sind ihr alle Auskünfte zu erteilen und Er-
hebungen auf Anforderung vorzulegen, die sie zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben für erforderlich hält.

(3) Die Mitarbeiter der Stabsstelle Revision sind zur 
Wahrung des Datengeheimnisses und zur Amts-
verschwiegenheit verpflichtet.

(4) Die federführende Stelle in der Verwaltung infor-
miert die Stabsstelle Revision von der Absicht des 
Erlasses und wesentlicher Änderungen von Rege-
lungen und Verfahren auf dem Gebiet des Haus-
halts-, Rechnungs- und Kassenwesens rechtzeitig. 
Die Stabsstelle Revision kann sich zu diesen äu-
ßern.

(5) Die Stabsstelle Revision wird über anstehende ex-
terne Prüfungen informiert und hat das Recht, 
diese zu begleiten. Ihr sind Mehrfertigungen von 
Prüfungsberichten der Finanzbehörden, der staatli-
chen Prüfungseinrichtungen (z. B. Rechnungshöfe, 
Steuer- und Sozialversicherungsprüfung), der durch 
die Diözese Rottenburg-Stuttgart bestimmten Ab-
schlussprüfer sowie Abschlussberichte und Gut-
achten in Wirtschafts-, Finanz-, Steuer- und Orga-
nisationsangelegenheiten von den federführenden 
Stellen umgehend zuzuleiten.
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§ 14
Weisungsfreiheit

(1) Die Stabsstelle Revision ist bei der Erfüllung der 
ihr zugewiesenen Aufgaben unabhängig und an 
Weisungen nicht gebunden. Es dürfen ihr keine 
Weisungen erteilt werden, insbesondere hinsicht-
lich des Umfangs, der Art und Weise oder das Er-
gebnis der Prüfung betreffend.

(2) Die Stabsstelle Revision ist nicht berechtigt, in die 
Geschäftsführung der Dienststellen/Abteilungen 
einzugreifen oder Weisungen für den Geschäftsbe-
trieb zu geben.

§ 15
Prüfungsentgelte

Die Stabsstelle Revision ist berechtigt, bei Prüfungen 
gemäß §§ 6, 9 und 10 und bei Prüfungen im Sinne des 
§ 5 betreffend der Prüfung der Verwaltung und Vertei-
lung der Kirchensteuer Gebühren sowie Ersatz für Kos-
ten, Aufwendungen und Auslagen zu erheben.

§ 16
Fremdvergabe

Die Stabsstelle Revision kann sich zur Durchführung 
ihrer Aufgaben nach pflichtgemäßem Ermessen der 
Unterstützung oder des Sachverstands Externer bedie-
nen.

§ 17
Ordnung für die Durchführung von Prüfungen

Der Generalvikar erlässt auf der Grundlage dieser Prü-
fungsordnung und nach Anhörung der Sitzung des Bi-
schöflichen Ordinariats eine Ordnung für die Durch-
führung von Prüfungen für die Stabsstelle Revision. 
Diese regelt insbesondere Rechte, Aufgaben, Verfahren 
und Arbeitsweise der Stabsstelle Revision.

§ 18
Inkrafttreten

Diese Prüfungsordnung ist im Kirchlichen Amtsblatt 
für die Diözese Rottenburg-Stuttgart bekannt zu ma-
chen. Sie tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig wird die „Prüfungsordnung für die 
Innenrevision beim Bischöflichen Ordinariat“ vom 
13.02.1992 außer Kraft gesetzt.

Rottenburg, den 24. Mai 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

BO-Nr. 1972 – 09.04.18
PfReg. B 2.1

Ordnung für die Durchführung von Prüfungen 
durch die Stabsstelle Revision der Diözese 

Rottenburg-Stuttgart (DOPr)

Die Ordnung für die Durchführung von Prüfungen der 
Stabsstelle Revision bestimmt Rahmen und Grund-
sätze für ihr Tätigwerden auf Grundlage von § 17 Prü-
fungsordnung.

Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung sind alle 
Regelungen und Formulierungen in dieser Ordnung 
 geschlechtsneutral zu verstehen.

§ 1
Organisation der Stabsstelle

(1) Die Stabsstelle Revision besteht aus dem Leiter, 
dessen Stellvertreter, den Prüfern und sonstigen 
Mitarbeitern. Leiter und Stellvertreter bilden die 
Leitung der Stabsstelle Revision.

(2) Der Stellvertreter vertritt den Leiter bei dessen Ab-
wesenheit und nimmt Leitungsaufgaben im Rah-
men von Delegationen oder eines Geschäftsvertei-
lungsplans wahr.

(3) Der Leiter der Stabsstelle ist für die Organisation, 
Geschäftsverteilung und Prüfungsplanung verant-
wortlich.

(4) Die Stabsstelle Revision führt ein Dienstsiegel.

§ 2
Befugnisse und Zusammenarbeit

(1) Alle diözesanen Organisationseinheiten sowie die 
geprüften Einrichtungen unterstützen die Stabs-
stelle Revision in entgegenkommender Weise.

(2) Die Stabsstelle Revision ist im Rahmen ihrer Auf-
gaben befugt, alle erforderlichen Auskünfte und 
Nachweise zu verlangen und Stellungnahmen ein-
zuholen. Über die Erforderlichkeit entscheidet im 
Rahmen der Verhältnismäßigkeit und im Rahmen 
von § 2 Abs. 1 PO und § 13 Abs. 2 PO allein der 
zuständige Prüfer.

(3) Der Stabsstelle Revision ist durch die geprüfte 
Stelle unter Berücksichtigung der Budgetverant-
wortung und Leitungszuständigkeit auf Verlangen 
eine unterzeichnete Vollständigkeitserklärung 
vorzulegen.

(4) Akten, Schriftstücke, Stellungnahmen, Unterla-
gen der Finanzbuchhaltung sowie der Personalver-
waltung und Personalbuchhaltung als auch sons-
tige Dokumente sind in schriftlicher oder 
digitalisierter Form der Stabsstelle Revision auf 
Verlangen innerhalb der vom Prüfer festgesetzten 
Frist vorzulegen und auf Wunsch auszuhändigen. 
In Personal- und Gehaltsakten darf gemäß § 13 
Abs. 2 PO Einsicht genommen werden; sie unter-
liegen den geltenden Schutzbestimmungen.

(5) Der Stabsstelle Revision sind die erforderlichen Zu-
gangs-, Zugriffs- und Auswertungsrechte auf IT-
Fachanwendungen einzuräumen. Sie ist berechtigt, 
Erhebungen und Auswertungen von den Fachberei-
chen, insbesondere aus IT-Fachanwendungen, an-
zufordern.

(6) Darüber hinaus kann die Stabsstelle Revision je-
derzeit Ortsbesichtigungen durchführen. Den Mit-
arbeitern ist der Zutritt zu allen Grundstücken, 
Gebäuden und Räumen der geprüften Einrichtung 
sowie das Öffnen von Behältnissen zu gestatten.

(7) Bei finanzrelevanten Entscheidungen, die den ver-
fassten Bereich der Kirche und öffentlich-rechtli-
che kirchliche Stiftungen in der Diözese Rotten-
burg-Stuttgart betreffen, sind dem Leiter der 
Stabsstelle Revision die Unterlagen des Diözesan-
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verwaltungsrates und des Diözesanvermögensver-
waltungsrates (Protokolle, dazugehörige Anlagen 
und Tischvorlagen) auszuhändigen, sofern dies für 
die Erfüllung der Aufgaben der Stabsstelle Revision 
erforderlich ist. Ausgenommen sind aufsichtsrecht-
liche Genehmigungen und Maßnahmen nach der 
Kirchengemeindeordnung und den hierzu ergange-
nen ausführenden und ergänzenden Regelungen 
sowie Personalangelegenheiten. Unabhängig von 
Satz 2 sind der Stabsstelle Revision für die Durch-
führung der Prüfungen im Einzelfall die in Satz 1 
benannten Unterlagen auf Anfrage auszuhändigen.

(8) Der Leiter der Stabsstelle Revision erhält von der 
Geschäftsstelle des Diözesanrates die Tagesord-
nungen mit Anlagen, Tischvorlagen und Protokolle 
der Sitzungen des Diözesanrates, des Finanzaus-
schusses und des Bauausschusses. 

(9) Prüfungsberichte können in den zuständigen Auf-
sichtsgremien durch die Stabsstelle Revision vorge-
stellt werden.

(10) Zur Sicherstellung der Aufgabenerfüllung unter-
richten und beteiligen die Verantwortlichen die 
Stabsstelle Revision unter Darlegung des Sach-
verhalts umgehend über alle Unregelmäßigkeiten 
(insbesondere dolose Handlungen, Kassenfehl-
beträge, sonstige schädigende Handlungen zum 
Nachteil der Diözese Rottenburg-Stuttgart, schwer-
wiegende Störungen im Bereich der Informations-
verarbeitung, außergewöhnliche Vorkommnisse in 
der Buchhaltung usw.), die festgestellt werden oder 
bei denen ein konkreter Verdacht besteht.

(11) Der Stabsstelle Revision sind die Namen und Funk-
tionsbezeichnungen sowie Unterschrifts proben der 
verfügungs-, anordnungs- und zeichnungsbefugten 
Bediensteten sowie erteilte Delegationen mitzutei-
len. Dies gilt ebenso für organisatorische Grundla-
gen (Organisationserlasse, Organigramme etc.).

§ 3
Weitere Aufgaben

Weitere Aufgaben und Zuständigkeiten nach § 4 
Abs. 6 PO können der Stabsstelle Revision unter der 
Gewährleistung entsprechender Ressourcen vom Ge-
neralvikar im Einzelfall übertragen werden, dadurch 
dürfen die in den §§ 5–10 PO genannten Aufgaben nicht 
beeinträchtigt werden.

§ 4
Prüfungsdurchführung

(1) Die Stabsstelle Revision wählt ihre Prüfungsme-
thode sowie Gegenstand, Umfang und Zeitfolge der 
Prüfungen nach eigenem Ermessen. Die Stabsstelle 
Revision kann sich bei der Prüfung auf Teilberei-
che, Stichproben und Schwerpunkte beschränken.

(2) Die Stabsstelle Revision kündigt die Prüfung recht-
zeitig beim Leiter der zu prüfenden Organisations-
einheit oder Einrichtung an, sofern der Prüfungs-
zweck dem nicht entgegensteht. Die Ankündigung 
kann bereits Anforderungen bezüglich vorzulegen-
der oder beim Prüfbesuch bereitzuhaltender Unter-
lagen in schriftlicher oder elektronischer Form so-
wie eventuelle weitere Anforderungen für die 
Vorbereitung der Prüfung enthalten.

(3) Die Stabsstelle Revision führt die Prüfung mit ei-
genem Personal durch. Sie kann im Rahmen eines 
Budgets externe Sachverständige mit Prüfungen 
und Gutachten beauftragen.

(4) Das Ergebnis der Prüfung wird in einem schriftli-
chen Prüfungsbericht zusammengefasst.

(5) Die Verantwortlichen haben innerhalb der gesetz-
ten Frist die Möglichkeit, eine Stellungnahme zum 
Berichtsentwurf abzugeben sowie ein Abschlussge-
spräch mit dem Prüfer zu führen, es sei denn, der 
Verantwortliche verzichtet auf dieses Gespräch 
oder es ist aus Sicht des Prüfers wegen geringer Be-
anstandungen entbehrlich. Erfolgt keine Stellung-
nahme innerhalb der gesetzten Frist, gilt der Prü-
fungsberichtsentwurf als inhaltlich anerkannt.

(6) Die Stabsstelle Revision erstellt ein Berichtsraster, 
welches eine Zusammenfassung der Prüfungsfest-
stellungen und -empfehlungen enthält. Dieses 
wird den für die Umsetzung Verantwortlichen zur 
Verfügung gestellt.

(7) Sofern es die konkreten Umstände des Sachver-
halts oder die Eigenart der Prüfung verlangen oder 
dies vom Prüfungszweck gefordert wird, kann 
nach pflichtgemäßem Ermessen von Abs. 5 und 
Abs. 6 abgewichen werden. Hierüber ist dem Auf-
traggeber der Prüfung zu berichten; die Maßnahme 
ist zu begründen.

§ 5
Berichtsempfänger

(1) Die Empfänger der Prüfungsberichte sind die 
Hauptabteilungsleiter der geprüften Organisati-
onseinheiten und die vertretungsberechtigen Or-
gane der Einrichtungen sowie, falls vorhanden, die 
jeweils Aufsicht führenden Organe und weitere 
Verantwortliche. Näheres ergibt sich aus dem je-
weils gültigen Ablaufschema. Dem Diözesanver-
waltungsrat sind die Prüfungsberichte ganz oder 
auszugsweise zur Kenntnis zu geben, sofern 
Rechtsvorschriften dies vorsehen.

(2) Für den von der Stabsstelle Revision erstellten Be-
richt zur Prüfung der Jahresrechnung der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart, welche vom Diözesanrat 
 beauftragt wird, gelten die bislang festgelegten 
 Regelungen (Erlass BO A 2148 vom 13.11.2006).

(3) Der Generalvikar erhält alle Prüfungsberichte zur 
Kenntnis, mit Ausnahme jener, die von den selbst-
ständigen Einrichtungen auf der Grundlage eines 
Antrags beauftragt wurden.

(4) Der Diözesanverwaltungsrat hat nach § 5 Abs. 2 
Statut des Diözesanverwaltungsrats der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart das Recht, Prüfungsberichte 
anzufordern.

(5) Die Stabsstelle Revision kann Prüfungsberichte 
oder Auszüge hieraus den jeweils zuständigen Ab-
teilungen und Stabsstellen zur Verfügung stellen.

(6) Sofern externe Stellen mit Prüfungen beauftragt 
wurden, sind durch den Auftraggeber deren Ergeb-
nisse und Berichte der Stabsstelle Revision vorzu-
legen und mit einem Begleitschreiben an die Be-
richtsempfänger weiterzuleiten.
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§ 6
Weitergabe von Berichten

Die Prüfungsberichte und -feststellungen der Stabs-
stelle Revision sind für die Berichtsempfänger be-
stimmt, grundsätzlich intern zu verwenden und ver-
traulich zu behandeln. Eine Weiterleitung an Dritte 
bedarf eines sachlichen Grundes und ist ohne die vor-
herige Zustimmung des Generalvikars oder der Stabs-
stelle Revision nicht gestattet.

§ 7
Prüfungsnachbereitung/Umsetzungsprüfung

(1) Die Umsetzung der vereinbarten Prüfungsfeststel-
lungen und -empfehlungen innerhalb der festge-
setzten Frist obliegt den jeweils zuständigen 
Hauptabteilungsleitern, dem Diözesanjustitiar, 
dem Geschäftsführer des Kirchlichen Hilfsfonds 
sowie dem Bistumsverwalter. Der Stabsstelle Revi-
sion ist über die Umsetzung und die getroffenen 
Maßnahmen zu berichten.

(2) Mit Erlassen des Generalvikars vom 13.11.2006 
wurde die Stabsstelle Revision beauftragt, die Kon-
trolle der Umsetzung von Prüfungsfeststellungen 
vorzunehmen. Ist die Umsetzung unzureichend 
oder unterbleibt diese ohne Angabe triftiger Gründe 
oder erfolgt diese nicht fristgerecht, ist unmittelbar 
dem Generalvikar zu berichten.

(3) Kann bzgl. der Umsetzung kein Einvernehmen er-
zielt werden, entscheidet der Generalvikar.

(4) Eine Überprüfung der Umsetzung durch die Stabs-
stelle Revision beinhaltet die beauftragte Jahresab-
schlussprüfung bei selbstständigen Stiftungen und 
Vereinen nicht.

§ 8
Budget, Bewirtschaftung und Zahlungsanordnung

(1) Für die Fremdvergabe von Revisionsaufgaben nach 
§ 16 PO werden im Budgetkreis des Generalvikars 
Sachmittel im Rahmen des Haushaltsplanes be-
reitgestellt. Darüber hinaus werden der Stabsstelle 
Revision zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben wei-
tere Sachmittel zur Verfügung gestellt (u. a. Reise- 
und Fortbildungskosten). Die Bewirtschaftungsbe-
fugnis kann vom Generalvikar delegiert werden.

(2) Die Mitarbeiter der Stabsstelle Revision dürfen 
Auszahlungen weder anordnen noch ausführen.

§ 9
Regelkommunikation mit Generalvikar, 

Diözesanjustitiar

(1) Der Generalvikar und der Diözesanjustitiar unter-
richten den Leiter der Stabsstelle über aktuelle Vor-
haben, die die Zuständigkeit der Stabsstelle Revi-
sion berühren können.

(2) Des Weiteren finden zwischen dem Generalvikar, 
dem Diözesanjustitiar, dem Leiter der Stabsstelle 
Revision und dessen Stellvertreter in regelmäßigen 
Abständen Leitungsgespräche sowie im Beisein der 
Prüfer ein Jahresgespräch statt.

(3) Zwischen dem Stabsstellenleiter und dem Diöze-
sanjustitiar findet ein regelmäßiger Jour fixe statt.

§ 10
Schlussbestimmungen und Inkrafttreten 

(1) Der Generalvikar erlässt zur Visualisierung und 
Konkretisierung der Prüfungsabläufe verbindliche 
Ablaufschemata.

(2) Diese Ordnung ist im Kirchlichen Amtsblatt für 
die Diözese Rottenburg-Stuttgart bekannt zu ma-
chen. Sie tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

Rottenburg, den 24. Mai 2019

Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

BO-Nr. 3548 – 11.06.19
PfReg. F 1.1 c

Dekret
Bischöfliches Gesetz zur Regelung der 

Mindestbeförderungsfristen kirchlicher 
Beamter in der Diözese Rottenburg-Stuttgart 

in der Laufbahn des höheren Dienstes

Nachstehendes Gesetz in der Fassung, wie sie der Diö-
zesanverwaltungsrat in seiner Sitzung am 13. Mai 2019 
beschlossen hat, setze ich hiermit in Kraft. Das Gesetz 
wird im Kirchlichen Amtsblatt veröffentlicht.

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

Bischöfliches Gesetz zur Regelung der 
Mindestbeförderungsfristen kirchlicher 

Beamter in der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
in der Laufbahn des höheren Dienstes

§ 1
Einführung

Die Neufassung des Landesbeamtengesetzes Baden-
Württemberg (LBG) zum 01.01.2011, dem damit einher-
gehenden ersatzlosen Wegfall der Landeslaufbahnver-
ordnung sowie die Flexibilisierung des Beamtenrechts 
u. a. im Hinblick auf das Laufbahnrecht machen eine 
diözesane Konkretisierung notwendig. Nachstehendes 
Gesetz betrifft die Laufbahn des höheren Dienstes bei 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart sowie bei den Verwal-
tungszentren und den (Gesamt-)Kirchenpflegen.

Bei den nachstehenden Beförderungsfristen handelt es 
sich um Mindestzeiten. Ein Rechtsanspruch auf Beför-
derung wird hierdurch nicht begründet. Auch bei Vor-
liegen der Beförderungsvoraussetzungen liegt die Ent-
scheidung über eine Beförderung allein im Ermessen 
des Dienstherrn bzw. des Diözesanverwaltungsrates 
im Rahmen des Zustimmungsvorbehalts nach § 11 Kir-
chenbeamtenstatut.

Eine Beförderung darf nur erfolgen, wenn im Stellen-
plan eine entsprechende Stelle ausgewiesen ist.
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§ 2
Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt für die Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamten des höheren Dienstes mit dem Eingangs-
amt A 13 (nicht Beförderungsamt A 13). Beamte des ge-
hobenen Dienstes sind von diesem Gesetz ausgenom-
men.

§ 3
Probezeit

Die Regelprobezeit nach § 19 Abs. 1 LBG von 3 Jahren 
kann bei weit überdurchschnittlicher Bewährung (lt. 
dienstlicher Beurteilung) um höchstens 12 Monate ver-
kürzt werden (§ 19 Abs. 2 Ziffer 1 LBG). 

Die Regelungen zu anrechenbaren Zeiten aus § 19 LBG 
sowie zur Probezeitverlängerung bleiben unberührt. 
Die Mindestprobezeit wird gemäß § 19 Abs. 5 Satz 2 auf 
12 Monate festgelegt.

§ 4
Beförderung nach A 14

Eine Beförderung nach A 14 kann frühestens nach 
3 Jahren seit der letzten Beförderung bzw. nach Ablauf 
der Probezeit erfolgen.

§ 5
Beförderung nach A 15

Eine Beförderung nach A 15 kann frühestens nach 6 Jah-
ren seit der letzten Beförderung erfolgen (Wartefrist). 
Voraussetzung für eine Beförderung nach A 15 ist die 
Übernahme eines Leitungsamts gemäß § 6. Wird das 
Leitungsamt während der Besoldungsgruppe A 13 über-
tragen, wird die verbleibende Wartefrist bis zur Beförde-
rung nach A 14 um bis zu 50 % bzw. 25 % verkürzt.

§ 6
Leitungsamt

Leitungsämter im Sinne dieser Regelung sind die Stel-
len der Leitungsebene 3 A (Abteilungsleiter) und Stabs-
stellenleitungen des diözesanen Stellenplans für die 
Kurie sowie Leiterstellen der Verwaltungszentren, die 
Leiterstellen der Verwaltungsaktuariate und die Stel-
len der Gesamtkirchenpfleger, soweit sie nicht in ein 
Verwaltungszentrum organisatorisch integriert sind.

Leitungsämter im Sinne der Regelung setzen darüber 
hinaus Personalverantwortung (mindestens 2 Vollzeit-
stellen oder 3 Mitarbeiter) sowie die entsprechende 
Qualifikation gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 3 LBG voraus.

§ 7
Erprobungsfrist

Ist zum Zeitpunkt der Übertragung eines Leitungsam-
tes gemäß § 6 die Wartefrist für eine Beförderung be-
reits erfüllt, kann die Beförderung nach A 14 und höher 
frühestens nach einer Erprobungsfrist von 3 Monaten 
vorgenommen werden. 

Wurde die Wartefrist für eine Beförderung bei einem 
anderen Dienstgeber außerhalb der verfassten Kirche 
erfüllt, so beträgt die Erprobungsfrist 6 Monate, bei der 
Übertragung eines Leitungsamtes nach § 6 für eine 
 Beförderung nach A 14 oder höher 1 Jahr.

§ 8
Verfahren und Zuständigkeit

Zur Einleitung eines Beförderungsverfahrens für diöze-
sane Beamte bedarf es eines schriftlichen Antrags des 
betroffenen Beamten oder des Vorgesetzten an die Ab-
teilung Personalverwaltung. Diesem ist eine dienstli-
che Beurteilung beizulegen, die zum angestrebten Be-
förderungszeitpunkt nicht älter als 12 Monate sein 
darf. Bei Beamten der Verwaltungszentren und -aktua-
riaten holt die Abteilung Personalverwaltung zusätz-
lich eine Stellungnahme der Abteilung Kirchenge-
meinden/Rechnungsprüfungsamt ein. Die Abteilung 
Personalverwaltung leitet den Beförderungsantrag mit 
ihrer Stellungnahme an den Diözesanverwaltungsrat 
zur Entscheidung weiter. Die Abteilung Personalver-
waltung erteilt den betroffenen Beamten und Vorge-
setzten auf Nachfrage die erforderlichen Auskünfte.

Bei kirchengemeindlichen Beamten ist für eine Be-
förderung die Zustimmung des Diözesanverwaltungs-
rates zum Beschluss des ortskirchlichen Gremiums 
notwendig (Ziffer 1.6 Kirchenpflegerbesoldungsord-
nung). Hierzu ist vom Dienstherrn neben den oben ge-
nannten Unterlagen ein Protokollauszug über die Be-
schlussfassung des ortskirchlichen Gremiums der 
Abteilung Kirchengemeinden/Rechnungsprüfungsamt 
einzureichen, welche nach ihrer Stellungnahme die 
Entscheidung des Diözesanverwaltungsrates einholt. 
Die Abteilung Kirchengemeinden/Rechnungsprü-
fungsamt erteilt den betroffenen Beamten und Vorge-
setzten auf Nachfrage die erforderlichen Auskünfte.

Mit der Beförderung nach A 15 ist unterhalb der Haupt-
abteilungsleiterebene keine Änderung der Amtsbe-
zeichnung verbunden.

Bei der Antragstellung ist die Mindestbearbeitungszeit 
von 2 Monaten zu berücksichtigen. Eine rückwirkende 
Beförderung ist ausgeschlossen.

§ 9
Übergangsregelung und Inkrafttreten

Die Regelung tritt mit Veröffentlichung im Kirchlichen 
Amtsblatt in Kraft.

BO-Nr. 3282 – 31.05.19
PfReg. D 1.1 a

Interpretation zu § 27 KGO2019

In der Neufassung der Kirchengemeindeordnung/KGO 
vom 1. März 2019 werden unter § 27 Personen genannt, 
die nicht Kirchengemeinderäte beziehungsweise Kir-
chengemeinderätinnen sein können. Dazu gehören 
nach § 27 b auch: Mitglieder des Kirchengemeinderates 
von Amts wegen oder leitende Mitarbeiter/innen des 
Verwaltungszentrums oder des Bischöflichen Ordina-
riates. 

Hintergrund dieser Regelung ist, dass diese Personen 
aufgrund ihrer Leitungsfunktion unterschiedliche 
Rechte und Pflichten gegenüber Beschäftigten in Kir-
chengemeinden haben und es zu einem Interessenkon-
flikt kommen könnte. Ein derartiger Interessenkon-
flikt ist nicht anzunehmen, wenn leitende Mitarbeiter/
innen für den Kirchengemeinderat einer Kirchenge-
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meinde kandidieren, die außerhalb ihres Zuständig-
keitsgebietes liegt.

Die in § 27 KGO2019 definierte Einschränkung der Mit-
gliedschaftsrechte ist wie folgt zu interpretieren:

§ 27 b gilt im Bereich der Verwaltungszentren nur für 
die Leiter/innen sowie für stellvertretende Leiter/innen 
und bei diesen nur bezüglich der Wahrnehmung von 
Kirchengemeinderatsämtern in Kirchengemeinden, die 
im Zuständigkeitsbereich dieses Verwaltungszen-
trums liegen.

§ 27 b gilt im Bereich des Bischöflichen Ordinariates 
für Hauptabteilungsleiter/innen, Abteilungsleiter/in-
nen und stellvertretende Abteilungsleiter/innen.

Für alle Gremien, die nach der KGR-/PaR-Wahl 2015 
aufgrund der zu diesem Zeitpunkt geltenden KGO2014 
konstituiert wurden, gilt der Grundsatz, dass diese un-
verändert bis zur Neuwahl bestehen bleiben. Die Rege-
lungen des § 27 KGO2019 ebenso wie die weiteren Rege-
lungen zur Zusammensetzung (§ 21 KGO2019), zum 
Vorsitz (§ 20 KGO2019) und zur Arbeitsweise der Räte 
gelten dann für die neu konstituierten Gremien nach 
der Wahl 2020.

Rottenburg, den 3. Juni 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

BO-Nr. 3881 – 01.07.19 
PfReg. D 6.3, D 7.2 und F 1.1

Berücksichtigung des staatlichen 
Geschlechtsmerkmals „divers“ bei der 

Kirchenbuchführung und bei 
Stellenausschreibungen

Der Bundestag hat am 18. Dezember 2018 eine Ände-
rung von § 22 Personenstandsgesetz beschlossen 
(BGBl. I, S. 2635). Demnach kann ein Personenstands-
fall auch mit der Geschlechtsangabe „divers“ oder ohne 
eine Geschlechtsangabe in das Geburtenregister einge-
tragen werden, falls das Kind weder dem weiblichen 
noch dem männlichen Geschlecht zugeordnet werden 
kann. Das kirchliche Meldewesen erfolgt auf Basis 
 dieser staatlicherseits gemeldeten Daten und muss sie 
unverändert widerspiegeln.

(1) Führung der Tauf- und Aufnahmeregister

Für die Führung der Tauf- und Aufnahmeregister 
wird daher verfügt, dass in der Spalte „Name und 
Geschlecht“ entsprechend den staatlichen Melde-
daten das Geschlecht „männlich“, „weiblich“ oder 
„divers“ (bzw. abgekürzt „m“, „w“ oder „d“) einzu-
tragen oder das Fehlen eines staatlichen Ge-
schlechtseintrags durch einen Strich kenntlich zu 
machen ist. Soweit in alten Tauf- und Aufnahmere-
gistern im Spaltenkopf kein Geschlechtseintrag 
vorgesehen ist, ist das Geschlecht dennoch in die 
Spalte „Name“ einzutragen. Die Geschlechtsan-
gabe ist auch in Auszüge aus dem Tauf- oder dem 
Aufnahmeregister zu übernehmen.

Soweit in anderen Formularen ein Geschlechtsein-
trag vorgesehen ist, ist darauf zu achten, dass dieser 
gemäß der staatlichen Geschlechtsangabe erfolgt.

(2) Stellenausschreibungen

Stellenausschreibungen sind mittels geschlechts-
unabhängigen Oberbegriffen, wie z. B. Fachkraft 
für Arbeitssicherheit, Reinigungs-, Pflegekraft, 
Person für eine Referententätigkeit, Leitungsstelle 
einer Kindergarteneinrichtung, Sekretariatsfach-
kraft usw. auszuschreiben.

Sofern dies für bestimmte Tätigkeitsbereiche in 
Einzelfällen aufgrund fehlender Oberbegriffe oder 
wegen sprachlicher Schwerfälligkeit nicht möglich 
ist, soll hinter das in der Stellenausschreibung ver-
wendete grammatikalische Geschlecht der Zusatz 
„(w/m/d)“ aufgenommen werden.

Bei standardisierten Online-Bewerbungsformula-
ren ist auf die Auswahl- bzw. Ausfüllmöglichkeit 
für Geschlecht oder Anrede zu verzichten.

Rottenburg, den 14. Juni 2019

Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

BO-Nr. 175 – 09.01.19
PfReg. K 2.5 d

Portiunkula-Ablass
– Dekret – 

Der Portiunkula-Ablass kann am 2. August oder am 
1. Sonntag im August in allen Pfarrkirchen und Kir-
chen der franziskanischen Ordensgemeinschaften ge-
wonnen werden. Für die Pfarreien, in denen 2018 das 
Privileg des Portiunkula-Ablasses für die dortigen Ne-
benkirchen, öffentlichen und halböffentlichen Orato-
rien abgelaufen ist, haben wir die Verlängerung in Rom 
beantragt.

Die Apostolische Pönitentiarie hat die erbetene Verlän-
gerung des Privilegs auf weitere sieben Jahre in allen 
Fällen erteilt. Eine besondere Benachrichtigung der in-
frage kommenden Pfarreien durch das Bischöfliche Or-
dinariat erfolgt nicht.

BO-Nr. 3482 – 07.06.19
PfReg. C 3.2

Änderung der Zuständigkeit Schuldekanat für 
das Dekanat Rems-Murr

Die Zuständigkeit des Schuldekanats für das Dekanat 
Rems-Murr wechselt am 01.08.2019 von Schuldekanin 
Martina Palermo (Schuldekanin für Grund-, Haupt-, 
Werkreal-, Real- und Gemeinschaftsschulen sowie Son-
derpädagogische Bildungs- und Beratungszentren, 
Stuttgart) zu Schuldekanin Petra Schiller (Schuldeka-
nin für Grund-, Haupt-, Werkreal-, Real- und Gemein-
schaftsschulen sowie Sonderpädagogische Bildungs- 
und Beratungszentren, Waiblingen). 

Wir bitten um Beachtung.
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BO-Nr. 3673 – 18.06.19
PfReg. J 1.2

Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises

Der Dienstausweis (mit Celebret) Nummer 447 von 
Herrn Pfarrer Fernando Marcucci ist in Verlust geraten. 
Er wird hiermit für ungültig erklärt. Es wird darum 
gebeten, unverzüglich die Polizei und die Abteilung 
Personalverwaltung im Bischöflichen Ordinariat zu in-
formieren, sollte dieser für ungültig erklärte (alte) 
Dienstausweis Nummer 447 vorgelegt werden.

Rottenburg, den 24. Juni 2019

Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

BO-Nr. 2883 – 16.05.19
PfReg. F 1.1 a 1

Dekret

Nachstehenden Änderungsbeschluss der Zentral-
KODA vom 08.11.2018 setze ich hiermit in Kraft. Die-
ser Beschluss wird im Kirchlichen Amtsblatt veröffent-
licht.

Rottenburg, den 27. Mai 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

Zentrale Kommission zur Ordnung des 
Arbeitsvertragsrechtes im kirchlichen Dienst 

(Zentral-KODA)

Entgeltumwandlung

Änderungsbeschluss der Zentral-KODA vom 
08.11.2018 gemäß § 3 Absatz 1 Ziffer 1 

Zentral-KODA-Ordnung (ZKO)

Die Zentral-KODA hat in ihrer Sitzung am 8. Novem-
ber 2018 gemäß § 3 Absatz 1 Ziffer 1 Zentral-KODA-
Ordnung (ZKO) folgenden Änderungsbeschluss gefasst:

I. Die Zentral-KODA beschließt, den Beschluss zur 
Entgeltumwandlung vom 5. April 2002, zuletzt ge-
ändert durch Beschluss vom 21. März 2013, wie 
folgt zu ändern:

1. Mit Wirkung zum 1. Januar 2019 werden die Ab-
sätze 5.1 bis 5.2 gestrichen und der bisherige Ab-
satz 5.3 wird zu Absatz 5 und um folgenden neuen 
Satz 1 unter entsprechender Neunummerierung 
der Folgesätze eingefügt:

„1Der Dienstgeber leistet den gesetzlichen Zu-
schuss nach § 1a Absatz 1a BetrAVG an den Pensi-
onsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversi-
cherung soweit möglich auf den Vertrag, in dem die 
Entgeltumwandlung erfolgt.“

2. Für den Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 
31. Dezember 2021 gilt folgende Übergangsvor-
schrift mit Anmerkung:

„1Im Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31. De-
zember 2021 ist der Arbeitgeberzuschuss nach § 1a 
Absatz 1a des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) 
auch bei solchen Entgeltumwandlungsvereinba-
rungen zu erbringen, die vor dem 1. Januar 2019 
geschlossen worden sind, wenn am 31. Dezem-
ber 2018 der Anspruch auf den Zuschuss nach den 
Absätzen 5.1 bis 5.2 des Beschlusses zur Entgelt-
umwandlung in der bis zum 31. Dezember 2018 
geltenden Fassung bestanden hat*). 2Dies gilt auch 
ab dem Zeitpunkt des Eintritts einer Verpflichtung 
zur gesetzlichen Krankenversicherung, soweit am 
31. Dezember 2018 ein Anspruch auf den Zuschuss 
nur deshalb nicht bestanden hat, weil keine Kran-
kenversicherungspflicht gegeben war.

*)  Absatz 5.1 bis 5.2 in der am 31. Dezember 2018 
geltenden Fassung lauteten:

(5.1) 1Wandelt ein krankenversicherungspflichtig 
Beschäftigter Entgelt um, leistet der Dienstge-
ber in jedem Monat, in dem Arbeitsentgelt um-
gewandelt wird, einen Zuschuss in Höhe von 
13 % des jeweiligen sozialversicherungsfrei in 
die zusätzliche betriebliche Altersversorgung 
umgewandelten Betrages. 2Der Zuschuss wird 
vom Dienstgeber an die zuständige Altersvor-
sorgeeinrichtung abgeführt. 3Der Zuschuss 
wird nicht gewährt im Falle der Nettoum-
wandlung (Riester-Rente).

(5.2)1Für umgewandelte Beiträge, die unter Berück-
sichtigung des Höchstbetrages im Jahresdurch-
schnitt sozialversicherungspflichtig sind, be-
steht kein Anspruch auf Zuschuss. 2Der 
Zuschuss errechnet sich in diesem Fall aus 
dem höchstmöglichen zuschussfähigen Um-
wandlungsbetrag einschließlich des Zuschus-
ses, sodass der Zuschuss zusammen mit den 
eingezahlten Beträgen des Beschäftigten die 
sozialversicherungsfreie Höchstgrenze er-
reicht. 3Für darüber hinaus umgewandelte Be-
träge besteht kein Anspruch auf Zuschuss. 
4Diese darüber hinaus vom Beschäftigten um-
gewandelten Beträge sind ggf. entsprechend 
den gesetzlichen Vorgaben zu verbeitragen und 
zu versteuern.“

3. Im Einleitungssatz wird die Paragrafenangabe 
„§ 17 Absatz 3 und 5“ durch die Angabe „§ 19 Ab-
satz 1 und § 20 Absatz 1“ ersetzt.

4. In Absatz 1 Satz 1 wird hinter den Worten „zusätz-
liche betriebliche Altersversorgung“ der Klammer-
zusatz „(Pflichtversicherung)“ eingefügt.

5. Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Regelung gilt unabhängig davon, ob die/der 
Beschäftigte die steuerliche Förderung durch Steu-
erfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG oder durch 
Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG (einschließ-
lich Zulagenförderung nach §§ 79 ff. EStG) in An-
spruch nimmt.“

6. Absatz 1b Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„1Der Höchstbetrag der Entgeltumwandlung ein-
schließlich des Arbeitgeberzuschusses nach § 1a 
Absatz 1a BetrAVG wird begrenzt auf kalenderjähr-
lich 8 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung.“
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7. Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„1Möglichkeiten der Inanspruchnahme von Steuer-
freiheit, einer pauschalen Besteuerung sowie einer 
Zulagenförderung sowie damit verbundener Sozi-
alversicherungsfreiheit finden zunächst Anwen-
dung auf Aufwendungen (Beiträge bzw. Umlagen) 
des Dienstgebers, sodann auf umgewandelte Ent-
geltbestandteile des Mitarbeiters. 2Dies gilt für den 
Fall von Zuwendungen des Dienstgebers an eine 
Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalge-
deckten Altersversorgung im Sinne des § 3 Nr. 56 
EStG auch im Verhältnis zu einer Steuerfreiheit 
nach § 3 Nr. 63 EStG; der Mitarbeiter wird hierzu 
notwendige Erklärungen abgeben. 3Erfolgt eine 
pauschale Besteuerung des Beitrags nach § 40b 
EStG in der am 31.12.2004 geltenden Fassung, trägt 
der Mitarbeiter die Pauschalsteuer. 4Dies gilt auch, 
soweit nach § 40b EStG beim Aufbau einer nicht 
kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung 
aus umgewandelten Entgeltbestandteilen finan-
zierte Zuwendungen der Pauschalsteuer unterwor-
fen werden.“

8. Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

„1Bietet die für die Pflichtversicherung zuständige 
Kasse keine rechtliche Möglichkeit für die Durch-
führung der Entgeltumwandlung, soll die zustän-
dige arbeitsrechtliche Kommission eine andere 
Kasse festlegen, bei der die Entgeltumwandlung 
durchgeführt werden kann. 2Nimmt die zustän-
dige arbeitsrechtliche Kommission eine solche 
Festlegung nicht vor, kann die/der Beschäftigte ver-
langen, dass die Entgeltumwandlung bei der KZVK 
Köln oder einer anderen Kasse durchzuführen ist, 
bei der nach den Regelungen der arbeitsrechtlichen 
Kommissionen die Pflichtversicherung durchge-
führt werden kann.“

9. Die Erläuterungen zur Umsetzung des Beschlusses 
werden wie folgt gefasst:

„Es wird sichergestellt, dass bei der Reihenfolge 
der umzuwandelnden Beiträge vorrangig die sozial-
versicherungsfreien Beiträge zugunsten des Dienst-
gebers Verwendung finden. Soweit neben den 
 Aufwendungen des Dienstgebers noch Sozial-
versicherungsfreiheit für Beiträge aus umgewandel-
ten Entgeltbestandteilen möglich ist, ist diese unter 
Berücksichtigung des Arbeitgeberzuschusses nach 
§ 1a Absatz 1a BetrAVG so zu nutzen, dass sie durch 
die Summe von sozialversicherungsfreiem Entgelt-
bestandteil und dem Arbeitgeberzuschuss nicht 
überschritten wird. Erst dann werden die sozialver-
sicherungspflichtigen Beiträge berücksichtigt.

Der gesetzliche Zuschuss nach § 1a Absatz 1a Betr
AVG beträgt mit Stand 1. Januar 2019 15 Prozent 
des umgewandelten Entgelts und ist vom Dienstge-
ber zusätzlich als Arbeitgeberzuschuss an den Pen-
sionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversi-
cherung weiterzuleiten, soweit er durch die 
Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge 
einspart. Besteht auf einem Teil des umgewandel-
ten Entgelts keine oder nur eine teilweise Sozial-
versicherungspflicht, z. B. bei Überschreiten der 
Pflichtversicherungsgrenze in der KV innerhalb 
der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversi-
cherung, so begrenzt dies den Zuschuss auf unter 
15 Prozent. Keine Zuschusspflicht besteht danach, 

soweit die Entgeltumwandlung z. B. wegen der Er-
füllung der Voraussetzungen einer sog. Riester-
Rente nach § 1a Absatz 3 BetrAVG als sog. Net-
toumwandlung erfolgt und deshalb wegen der 
Sozialversicherungsbeiträge keine Einsparung er-
folgen kann.“

II. Dieser Beschluss tritt zum 8. November 2018 in 
Kraft.

BO-Nr. 2816 – 14.05.19
PfReg. F 1.1 a 1

Kommission zur Ordnung des Diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts

(Bistums-KODA)

33. Beschluss zur Änderung der AVO-DRS 
Teil I

Die Bistums-KODA hat am 08.04.2019 folgende Ände-
rungen der Arbeitsvertragsordnung der Diözese Rot-
tenburg-Stuttgart (AVO-DRS), Beschluss der Bistums-
KODA vom 15.10.2010, KABl. 2010, S. 333 ff. (361), 
zuletzt geändert durch Beschluss der Bistums-KODA 
vom 05.12.2018, KABl. 2019, S. 123 ff., beschlossen:

Legende:
schwarz Standard: eigenständige Regelung

Artikel I
Änderungen der AVO-DRS

1. In der Protokollerklärung zu § 18 wird die Zahl 
„50“ durch die Zahl „60“ ersetzt.

2. § 44b wird wie folgt geändert:

a) Die bisherige Nr. 1 erhält die Bezeichnung 
Nr. 1a.

b) Im Anschluss wird folgende Nr. 1b eingefügt:

„Nr. 1b
Zu § 2 – Arbeitsvertrag –

§ 2 Absatz 1 findet mit der Maßgabe Anwendung, 
dass der Arbeitsvertrag unter Verwendung des Ver-
tragsformulars gemäß Anhang abgeschlossen 
wird.“

Artikel II
Änderung der Anhänge

Der Anhang zu § 44a wird wie folgt geändert:

1. Die Bezeichnung des Anhangs wird wie folgt neu 
gefasst:

„Anhang zu § 44a und § 44b: Arbeitsvertragsfor-
mular für Lehrkräfte an Katholischen Freien Schu-
len und für Religionslehrer im Kirchendienst“

2. Die Überschreibung des Anhangs wird wie folgt 
neu gefasst:



282 Kirchliches Amtsblatt Rottenburg-Stuttgart 2019, Nr. 8, 15.07.2019

„ARBEITSVERTRAG
gemäß § 44a/§ 44b AVO-DRS“

Artikel III
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. Juli 2019 in Kraft.

Rottenburg, den 28. Mai 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

BO-Nr. 2817 – 14.05.19
PfReg. F 1.1 a 1

Kommission zur Ordnung des Diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts

(Bistums-KODA)

33. Beschluss zur Änderung der AVO-DRS 
Teil II

Die Bistums-KODA hat am 08.04.2019 folgende 
Änderungen der Arbeitsvertragsordnung der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart (AVO-DRS), Beschluss der Bis-
tums-KODA vom 15.10.2010, KABl. 2010, S. 333 ff. (361), 
zuletzt geändert durch Beschluss der Bistums-KODA 
vom 05.12.2018, KABl. 2019, S. 123 ff., beschlossen:

Legende:
schwarz Standard: eigenständige Regelung

Artikel I
Änderungen der Anlage A zur AVO-DRS

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Die Zeile zu 29 wird wie folgt neu gefasst:
„29. Beschäftigte in ambulanten Hospizdiens-
ten, in der Einsatzleitung der Nachbarschafts-
hilfe, in der Familienpflege und in Betreuungs-
diensten“

b) Im Anschluss an die Zeile zu 29 werden fol-
gende Zeilen eingefügt:
„29.1 Beschäftigte als Koordinationskräfte in 
ambulanten Hospizdiensten 
29.2 Beschäftigte in der Einsatzleitung einer 
Nachbarschaftshilfe [derzeit nicht belegt]
29.3 Beschäftigte in der landwirtschaftlichen 
Betriebshilfe und in der Haus- und Familien-
pflege
29.4 Beschäftigte in Betreuungsdiensten in der 
ambulanten oder stationären Altenpflege [der-
zeit nicht belegt]“

2. Teil II Abschnitt 29 wird wie folgt neu gefasst:

„29. Beschäftigte in ambulanten Hospizdiensten, 
in der Einsatzleitung der Nachbarschaftshilfe, in 

der Familienpflege und in Betreuungsdiensten

29.1 Beschäftigte als Koordinationskräfte in am-
bulanten Hospizdiensten

Entgeltgruppe 11

Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägiger 
Hochschulausbildung und anerkannter Zusatzqua-
lifikation
in der Tätigkeit als Koordinationskräfte in ambu-
lanten Hospizdiensten,
deren Tätigkeit sich durch den Umfang oder die 
Schwierigkeit der Koordinierung aus der Entgelt-
gruppe 10 heraushebt.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)

Entgeltgruppe 10

1. Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägi-
ger Hochschulausbildung und anerkannter Zu-
satzqualifikation 
in der Tätigkeit als Koordinationskräfte in am-
bulanten Hospizdiensten.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

2. Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägi-
ger dreijähriger Berufsausbildung und aner-
kannter Zusatzqualifikation
in der Tätigkeit als Koordinationskräfte in am-
bulanten Hospizdiensten, 
deren Tätigkeit sich durch den Umfang oder die 
Schwierigkeit der Koordinierung aus der Ent-
geltgruppe 9 Fallgruppe 1 heraushebt.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2, 3 und 4)

3. Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägi-
ger Hochschulausbildung und anerkannter Zu-
satzqualifikation,
die durch ausdrückliche Anordnung als stän-
dige Vertreterinnen/Vertreter von Koordinati-
onskräften mit abgeschlossener einschlägiger 
Hochschulausbildung und anerkannter Zu-
satzqualifikation in ambulanten Hospizdiens-
ten bestellt sind,
deren Tätigkeit sich durch den Umfang oder die 
Schwierigkeit der Koordinierung aus der Ent-
geltgruppe 10 heraushebt.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

Entgeltgruppe 9

1. Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägi-
ger dreijähriger Berufsausbildung und aner-
kannter Zusatzqualifikation 
in der Tätigkeit als Koordinationskräfte in am-
bulanten Hospizdiensten.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 4)

2. Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägi-
ger Hochschulausbildung und anerkannter Zu-
satzqualifikation, 
die durch ausdrückliche Anordnung als stän-
dige Vertreterinnen/Vertreter von Koordinati-
onskräften mit abgeschlossener einschlägiger 
Hochschulausbildung und anerkannter Zu-
satzqualifikation in ambulanten Hospizdiens-
ten bestellt sind.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 2)

3. Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägi-
ger dreijähriger Berufsausbildung und aner-
kannter Zusatzqualifikation, 
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die durch ausdrückliche Anordnung als stän-
dige Vertreterinnen/Vertreter von Koordinati-
onskräften mit abgeschlossener einschlägiger 
dreijähriger Berufsausbildung und anerkannter 
Zusatzqualifikation in ambulanten Hospiz-
diensten bestellt sind, deren Tätigkeit sich 
durch den Umfang oder die Schwierigkeit der 
Koordinierung aus der Entgeltgruppe 9 heraus-
hebt.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 4)

Entgeltgruppe 8

Beschäftigte mit abgeschlossener einschlägiger 
dreijähriger Berufsausbildung und anerkannter Zu-
satzqualifikation,
die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreterinnen/Vertreter von Koordinationskräf-
ten mit abgeschlossener einschlägiger dreijähriger 
Berufsausbildung und anerkannter Zusatzqualifi-
kation des ambulanten Hospizdienstes bestellt 
sind.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 4)

Protokollerklärungen:
1. Als einschlägige Hochschulausbildung gelten 

in der Regel Studiengänge aus den Bereichen 
Sozialpädagogik, Sozialarbeit oder Pflege.

2. Eine anerkannte Zusatzqualifikation im Sinne 
der Rahmenvereinbarung nach § 39a SGB V 
setzt derzeit voraus:

– eine hauptberufliche Berufserfahrung von 
mindestens drei Jahren,

– ein abgeschlossenes Koordinatorinnen-/
Koordinatorenseminar,

– ein abgeschlossenes Seminar für Füh-
rungskompetenz sowie

– den Abschluss einer Palliative-Care-Wei-
terbildung für psychosoziale Berufsgrup-
pen/Pflegende.

3. Das Merkmal der Heraushebung von Umfang 
oder Schwierigkeit der Koordinierung ist in der 
Regel bei einer Anzahl von mehr als 30 ehren-
amtlich Arbeitenden bzw. bei einer Zuständig-
keit für mehr als einen Hospizdienst erfüllt 
oder wenn vergleichbare Anforderungen vor-
liegen, die ebenso zu bewerten sind.

4. Als einschlägige Berufsausbildungen gelten 
Ausbildungen in der Gesundheits- und Kinder- 
krankenpflege, Altenpflege und in psychosozi-
alen Berufen.

29.2 Beschäftigte in der Einsatzleitung einer 
Nachbarschaftshilfe
[derzeit nicht belegt]

29.3 Beschäftigte in der landwirtschaftlichen 
Betriebshilfe und in der Haus- und Familienpflege

Vorbemerkung

Betriebshilfe im Sinne dieses Abschnittes dient der 
Aufrechterhaltung des landwirtschaftlichen Be-
triebs im Falle der Arbeitsunfähigkeit des Betriebs-
inhabers oder eines im Betrieb tätigen Familienan-
gehörigen.

Haus- und Familienpflege im Sinne dieses Ab-
schnitts ist die Versorgung und Betreuung von Fa-
milien und Einzelpersonen in Notsituationen im 
eigenen Haushalt.

Entgeltgruppe 7

1. Beschäftigte in der Haus- und Familienpflege 
oder Betriebshilfe, die eine Meisterprüfung auf 
der Grundlage der Handwerksordnung oder des 
Berufsbildungsgesetzes in einem einschlägi-
gen Fachgebiet bestanden haben, 
sowie Beschäftigte mit abgeschlossener gleich-
wertiger Ausbildung.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3)

2. Hauswirtschaftliche Betriebsleiterinnen/Haus -
wirtschaftliche Betriebsleiter mit staatlicher 
Anerkennung mit Tätigkeiten in der Haus- und 
Familienpflege oder Betriebshilfe 
sowie Beschäftigte mit abgeschlossener gleich-
wertiger Ausbildung.

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 5)

Entgeltgruppe 6

1. Beschäftigte in der Haus- und Familienpflege 
oder Betriebshilfe mit erfolgreich abgeschlos-
sener Ausbildung in einem einschlägigen aner-
kannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbil-
dungsdauer von mindestens drei Jahren und 
anerkannter Zusatzausbildung oder Weiterbil-
dung.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4, 6, 7 und 
8)

2. Haus- und Familienpflegerinnen/Haus- und 
Familienpfleger mit staatlicher Prüfung oder 
Anerkennung und entsprechender Tätigkeit in 
der Haus- und Familienpflege oder Betriebs-
hilfe.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4 und 8)

Entgeltgruppe 5

1. Staatlich geprüfte Landwirtinnen/Landwirte 
mit entsprechender Tätigkeit in der Haus- und 
Familienpflege oder Betriebshilfe.

(Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4 und 9)

2. Beschäftigte in der Haus- und Familienpflege 
oder Betriebshilfe mit erfolgreich abgeschlos-
sener Ausbildung in einem einschlägigen aner-
kannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbil-
dungsdauer von mindestens drei Jahren, soweit 
nicht anders eingruppiert.

(Hierzu Protokollerklärung Nr. 6)

Entgeltgruppe 4

Beschäftigte in der Familienpflege oder Betriebs-
hilfe, sofern nicht anders eingruppiert.

Protokollerklärungen:
1. Als einschlägiges Fachgebiet gilt z. B. die Meis-

terprüfung zur/zum Landwirtschafts- oder 
Hauswirtschaftsmeisterin/Hauswirtschafts-
meister.
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2. Als gleichwertige Ausbildung gilt z. B. eine 
Ausbildung zur/zum Agrartechnikerin/Agrar-
techniker.

3. Beschäftigte der Fallgruppe 1 erhalten nach 
sehr langer Tätigkeit eine Zulage nach An-
lage F Nr. 11. Eine sehr lange Tätigkeit liegt in 
der Regel bei einer einschlägigen zehnjährigen 
Berufserfahrung vor. Zeiten einer einschlägi-
gen Berufserfahrung innerhalb und außerhalb 
des Geltungsbereichs dieser Entgeltordnung 
werden bis zu drei Jahren angerechnet.

4. Eine langjährige Tätigkeit liegt in der Regel bei 
einer einschlägigen sechsjährigen Berufserfah-
rung vor. Zeiten einer einschlägigen Berufser-
fahrung innerhalb und außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieser Entgeltordnung werden 
bis zu drei Jahren angerechnet. 

5. Als gleichwertige Ausbildung gelten z. B.:

a) staatlich geprüfte Betriebswirtinnen/Be-
triebswirte für Ernährungs- und Versor-
gungsmanagement,

b) staatlich geprüfte Technikerinnen/Tech-
niker für Hauswirtschaft und Ernährung

c) staatlich geprüfte Betriebswirtinnen/Be-
triebswirte für Hauswirtschaft

d) staatlich geprüfte Betriebswirtinnen/Be-
triebswirte in der Fachrichtung hauswirt-
schaftliche Dienstleistungen

e) staatlich geprüfte Hauswirtschaftsleite-
rinnen/Hauswirtschaftsleiter mit staatli-
cher Prüfung oder Anerkennung

f) staatlich geprüfte Ökotrophologinnen/
Ökotrophologen.

6. Ein einschlägig anerkannter Ausbildungsberuf 
im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals ist z. B. 
Hauswirtschafterin/Hauswirtschafter.

7. Als anerkannte Zusatzqualifikation oder Wei-
terbildung gelten insbesondere die abgeschlos-
senen Aus- oder Weiterbildungen zur/zum

a) staatlich geprüfte/r Wirtschafter/in Fach-
richtung Hauswirtschaft oder Landwirt-
schaft

b) Fachhauswirtschafterin/Fachhauswirt-
schafter

c) Dorfhelferin/Dorfhelfer.

8. Beschäftigte der Fallgruppen 1 und 2 erhalten 
nach langjähriger Tätigkeit eine Zulage in 
Höhe des Differenzbetrags zwischen dem Ta-
bellenentgelt der Entgeltgruppe 6 und der Ent-
geltgruppe 7 in ihrer individuellen Stufe.

9. Beschäftigte der Fallgruppe 1 erhalten nach 
langjähriger Tätigkeit eine Zulage in Höhe des 
Differenzbetrags zwischen dem Tabellenent-
gelt der Entgeltgruppe 5 und der Entgeltgruppe 6 
in ihrer individuellen Stufe.

29.4 Beschäftigte in Betreuungsdiensten in der 
ambulanten oder stationären Altenpflege

[derzeit nicht belegt]“

Artikel II
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. Juli 2019 in Kraft.

Rottenburg, den 28. Mai 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

BO-Nr. 2818 – 14.05.19
PfReg. F 1.1 a 1

Kommission zur Ordnung des Diözesanen 
Arbeitsvertragsrechts

(Bistums-KODA)

33. Beschluss zur Änderung der AVO-DRS 
Teil III

Die Bistums-KODA hat am 08.04.2019 folgende Ände-
rungen der Arbeitsvertragsordnung der Diözese Rot-
tenburg-Stuttgart (AVO-DRS), Beschluss der Bistums-
KODA vom 15.10.2010, KABl. 2010, S. 333 ff. (361), 
zuletzt geändert durch Beschluss der Bistums-KODA 
vom 05.12.2018, KABl. 2019, S. 123 ff., beschlossen:

Legende:
schwarz Standard: eigenständige Regelung

Artikel I
Änderungen der AVO-DRS

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

Im Anschluss an die Zeile zu § 38b wird folgende 
Zeile eingefügt:

„§ 38c Übergangsregelung zur Neueingruppierung 
der Beschäftigten in ambulanten Hospizdiensten, 
in der Einsatzleitung der Nachbarschaftshilfe und 
in Betreuungsdiensten“

2. Im Anschluss an § 38b wird folgender § 38c einge-
fügt:

„§ 38c
Übergangsregelung zur Neueingruppierung der 

Beschäftigten in ambulanten Hospizdiensten, in 
der Einsatzleitung der Nachbarschaftshilfe und in 

Betreuungsdiensten

1. Im Zusammenhang mit der Neueingruppie-
rung der Beschäftigten in ambulanten Hospiz-
diensten gelten folgende Übergangsregelungen:

(1) 1Beschäftigte, für die sich am 1. Juli 2019 
nach Teil II Abschnitt 29.1 der Anlage A 
zur AVO-DRS eine Eingruppierung in der-
selben oder in einer höheren Entgeltgruppe 
als am 30. Juni 2019 ergibt, werden in die 
am 1. Juli 2019 maßgebliche Entgeltgruppe 
übergeleitet. 2Fallen am 1. Juli 2019 ein 
Stufenaufstieg und die Höhergruppierung 







Kirchliches Amtsblatt Rottenburg-Stuttgart 2019, Nr. 8, 15.07.2019 287

3Soweit die ZVK des KVBW für den Abrechnungs-
verband II einen Beitrag im Sinne von § 25 Ab-
satz 2a im Zeitraum

a) vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 
von mehr als 6,4 %,

b) von mehr als 6,7 % ab dem 1. Januar 2020

erhebt, ist in diesen Zeiträumen der Eigenbeitrag 
der/des Beschäftigten nach Satz 2 dieser Protokoll-
erklärung auf die jeweilige Hälfte der Differenz 
zwischen 5,3 % und den jeweiligen in Satz 1 ge-
nannten Prozentsätzen des zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelts beschränkt.

(2b) Die Regelung des Absatz 2a tritt mit Ablauf des Ta-
ges vor dem Tag außer Kraft, an dem im ATV-K für 
den Abrechnungsverband II der ZVK des KVBW 
eine Neuregelung der Eigenbeteiligung in Kraft ge-
setzt wird, mit der Maßgabe, dass eine Rückab-
wicklung bzw. Neuberechnung der bereits einge-
brachten Eigenbeteiligung der Beschäftigten nach 
Absatz 2a nicht erfolgt.“

Artikel II
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. April 2019 in Kraft.

Rottenburg, den 5. Juni 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

BO-Nr. 3280 – 31.05.19
PfReg. F 1.1 d 2

Dekret
Caritas-Werkstätten-Mitwirkungsordnung 

(Caritas-WMO)/Änderungsgesetz zur Caritas-
Werkstätten-Mitwirkungsordnung

Die Caritas-Werkstätten-Mitwirkungsordnung (Cari-
tas-WMO) wird zum 01.07.2019 geändert.

Die Neufassung der Caritas-Werkstätten-Mitwir-
kungsordnung (Caritas-WMO) sowie das Änderungsge-
setz zur Caritas-Werkstätten-Mitwirkungsordnung 
setze ich hiermit in Kraft. Diese wird im Kirchlichen 
Amtsblatt veröffentlicht.

Rottenburg, den 17. Juni 2019

+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

Änderungsgesetz: Caritas-Werkstätten-
Mitwirkungsordnung (CWMO)

I.

Die Caritas-Werkstätten-Mitwirkungsordnung in der 
Fassung vom 1. Januar 2017 wird mit Wirkung zum 
1. Juli 2019 wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a. Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa. In Satz 1 wird das Wort „Behinderte“ ge-
strichen. Es werden nach dem Wort „Men-
schen“ die Wörter „mit Behinderungen“, 
nach dem Wort „Werkstatt“ die Wörter 
„sowie im Arbeitsbereich eines anderen 
Anbieters nach § 60 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch“, nach dem Wort „wir-
ken“ die Wörter „und bestimmen“ und 
nach dem Wort „an“ die Wörter „und in“ 
eingefügt.

bb. In Satz 2 wird das Wort „behinderten“ ge-
strichen und nach „Frauen“ die Wörter 
„mit Behinderungen“ eingefügt.

b. Absatz 2 wird wie folgt geändert:
Das Wort „behinderte“ wird gestrichen. Nach 
dem Wort „Menschen“ werden die Wörter „mit 
Behinderungen“ eingefügt.

2. § 3 erhält die folgenden neuen Sätze 3 bis 5:

„³Eine dem Werkstattrat vergleichbare Vertretung 
wird im Arbeitsbereich eines anderen Anbieters 
nach § 60 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch ab 
fünf Wahlberechtigten gewählt. 4Sie besteht bei bis 
zu 20 Wahlberechtigten aus einem Mitglied. 5Im 
Übrigen gilt Satz 1.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a. Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa. In Satz 1 wird eine neue Nr. 4 eingefügt: „4. 

auf Gewaltverhinderung und -prävention 
zu achten und als Ansprechpartner für den 
Fall erfolgter Gewalt zur Verfügung zu ste-
hen.“

bb. In Satz 2 werden nach dem Wort „wahren“ 
ein Komma eingefügt und das Wort „und“ 
gestrichen. Nach dem Wort „fördern“ wer-
den die Wörter „und auf den Schutz vor 
körperlicher, psychischer oder sexueller 
Gewalt und Belästigung zu achten.“ einge-
fügt.

b. Absatz 2 wird wie folgt angepasst:
aa. In Satz 1 wird das Wort „Werkstattberech-

tigten“ durch das Wort „Werkstattbeschäf-
tigten“ ersetzt.

bb. In Satz 2 wird das Wort „Werkstattberech-
tigten“ durch das Wort „Werkstattbeschäf-
tigten“ ersetzt.

c. Absatz 3 wird wie folgt angepasst:
Das Wort „behinderten“ wird gestrichen. Nach 
dem Wort „Menschen“ werden die Wörter „mit 
Behinderungen“ eingefügt.

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a. Absatz 1 wird wie folgt angepasst:
aa. In Nr. 4 werden nach dem Wort „neuer“ die 

Wörter „oder erhebliche Änderung beste-
hender“ eingefügt.

bb. In Nr. 5 wird das Wort „Mitarbeitern“ 
durch das Wort „Werkstattbeschäftigten“ 
ersetzt.

cc. Die Nr. 7 wird gestrichen und die bisherige 
Nr. 8 wird zur Nr. 7.

dd. Die bisherige Nr. 9 wird zur Nr. 8.
ee. Es wird eine neue Nr. 9 mit folgendem Text 

eingefügt: „9. Förderung und Weiterent-
wicklung der Barrierefreiheit“.
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b. Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa. In Nr. 2 wird jeweils das Wort „Beschäfti-

gungszeit“ durch das Wort „Arbeitszeit“ 
ersetzt, das Wort „Pausen“ durch das Wort 
„Ruhepausen“ ersetzt und anschließend 
ein Komma eingefügt.

bb. In Nr. 9 werden nach dem Wort „Soziale“ 
die Wörter „und religiöse“ eingefügt.

c. Absatz 3 wird wie folgt geändert:
In Satz 1 werden nach dem Wort „Mitwir-
kungsrecht“ die Wörter „oder ein Mitbestim-
mungsrecht“ eingefügt.

5. Der bisherige § 9 wird zu § 6. 

6. Der bisherige § 6 wird zu § 7 und wie folgt geändert:

a. Der Absatz 1 erhält folgende neue Fassung:
„(1) Der Werkstattrat ist in folgenden Angele-
genheiten zu unterrichten:
a) Beendigung des arbeitnehmerähnlichen 

Rechtsverhältnisses, Versetzungen und 
Umsetzungen von Werkstattbeschäftig-
ten,

b) Verlauf und Ergebnis der Eltern- und Be-
treuerversammlung,

c) Einstellung, Versetzung und Umsetzung 
des Fachpersonals (Angehörige der beglei-
tenden Dienste und Fachkräfte zur Ar-
beits- und Berufsförderung) und des sonsti-
gen Personals der Werkstatt.“

b. Der bisherige Absatz 1 wird zu Absatz 2 und 
wie folgt angepasst:
In Satz 2 wird der Verweis auf „Absatzes 2“ 
durch den Verweis auf „Absatzes 1“ ersetzt.

c. Der bisherige Absatz 2 wird gestrichen. 

7. Der bisherige § 7 wird zu § 8 und der Absatz 1 wird 
wie folgt geändert:

a. In Satz 1 werden der „§ 36“ durch den „§ 52“ 
und der „§ 139“ durch den „§ 222“ ersetzt.

b. Satz 2 erhält folgende neue Fassung:
„Die Werkstatt und der Werkstattrat können 
hierbei die Unterstützung der in der Werkstatt 
vertretenen Behindertenverbände sowie der 
Verbände, denen die Werkstatt angehört, in An-
spruch nehmen.

8. Der bisherige § 8 wird zu § 9 und wie folgt ange-
passt:

a. In Satz 1 wird das Wort „Beschäftigten“ durch 
das Wort „Werkstattbeschäftigten“ ersetzt.

b. In Satz 3 wird das Wort „behinderte“ gestri-
chen. Nach dem Wort „Menschen“ werden die 
Wörter „mit Behinderungen“ eingefügt. 

9. In § 10 wird das Wort „Beschäftigten“ durch das 
Wort „Werkstattbeschäftigten“ ersetzt.

10. § 12 wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 Nr. 1 wird das Wort „Werkstattmitglie-
der“ durch das Wort „Werkstattratsmitglieder“ er-
setzt.

11. In § 14 Absatz 1 Satz 4 wird nach dem Wort „wie“ 
das Wort „der“ durch das Wort „die“ ersetzt.

12. In § 29 Satz 3 wird der Verweis auf „Absatz 1“ 
durch den Verweis auf „Absatz 3“ ersetzt.

13. In § 31 Absatz 1 wird das Wort „Vorsitzende“ mit 
den Zeichen „/n“ ergänzt.

14. In § 32 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Werkstattrats“ die Wörter „und die Frauenbeauf-
tragte“ eingefügt.

15. § 33 Absatz 2 erhält folgende neue Fassung:

„(2) 1Der Werkstattrat kann die Vertrauensperson 
(§ 39 Absatz 3) und, wenn und soweit er es für erfor-
derlich hält, ein Mitglied der Mitarbeitervertre-
tung, eine Schreibkraft oder einen Vertreter oder 
eine Vertreterin eines Behindertenverbandes im 
Sinne des § 7 Absatzes 1 oder sonstige Dritte zu 
seinen Sitzungen hinzuziehen. ²Für sie gelten die 
Geheimhaltungspflicht sowie die Offenbarungs- 
und Verwertungsverbote gemäß § 37 Absatz 6 ent-
sprechend.“

16. § 37 Absatz 5 Satz 2 erhält eine redaktionelle Ände-
rung:

Aus dem Verweis auf„§ 9 Absatz 3 und 4“ wird der 
Verweis auf „§ 6 Absatz 2 und 3“.

17. § 38 Absatz 2 Satz 1 erhält eine Ergänzung. Nach 
dem Wort „Sprechstunde“ werden die Wörter „oder 
durch sonstige Inanspruchnahme“ eingefügt.

18. § 39 wird wie folgt geändert:

a. Absatz 1 Satz 2 erhält folgende neue Fassung:
„²Das Gleiche gilt für Kosten, die für die Teil-
nahme an Schulungs- und Bildungsveranstal-
tungen gemäß § 37 Absatz 4 oder durch die 
Interessenvertretung auf Bundes-, Landes- oder 
Diözesanebene entstehen.“

b. Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa. In Satz 1 werden die Wörter „aus dem Fach-
personal“ gestrichen.

bb. Der Satz 2 wird ersatzlos gestrichen.
cc. Der bisherige Satz 3 wird zu Satz 2.
dd. Der bisherige Satz 4 wird zu Satz 3.
ee. Der bisherige Satz 5 wird zu Satz 4.

19. In § 39a Absatz 5 Satz 3 wird jeweils das Wort 
„Menschen“ durch das Wort „Frauen“ ersetzt.

20. In § 39b Absatz 1 wird folgender neuer Satz 4 ein-
gefügt:

„4Bei anderen Leistungsanbietern nach § 60 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch wird eine Frau-
enbeauftragte ab fünf wahlberechtigten Frauen ge-
wählt, eine Stellvertreterin ab 20 wahlberechtigten 
Frauen.

II.

Die vorstehenden Änderungen treten mit Wirkung 
zum 1. Juli 2019 in Kraft. 
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Caritas-Werkstätten-Mitwirkungsordnung 
(Caritas-WMO)

(Stand 1. Juli 2019)

§ 1
Anwendungsbereich

(1) 1Menschen mit Behinderungen im Arbeitsbereich 
der Werkstatt sowie im Arbeitsbereich eines ande-
ren Anbieters nach § 60 des Neunten Buches Sozi-
algesetzbuch, die in einem besonderen arbeitneh-
merähnlichen Rechtsverhältnis in der Regel auf der 
Grundlage eines Sozialleistungsverhältnisses be-
schäftigt werden (Werkstattbeschäftigte), wirken 
und bestimmen nach dieser Ordnung an und in den 
Angelegenheiten der Werkstatt mit. 2Die Interes-
senvertretung der in Werkstätten beschäftigten 
Frauen mit Behinderungen erfolgt durch Frauenbe-
auftragte. 3Die Mitbestimmung und Mitwirkung 
geschieht im Rahmen eines Werkstattrats.

(2) Diese Ordnung gilt für Werkstätten für Menschen 
mit Behinderungen in Trägerschaft der katholi-
schen Kirche und der ihr zugeordneten Verbände.

§ 2
Errichtung von Werkstatträten

(1) Ein Werkstattrat wird in Werkstätten gewählt.

(2) 1In Zweig- und Teilwerkstätten können gesonderte 
selbstständige Werkstatträte gebildet werden. 2Dies 
gilt insbesondere, wenn diese auf die Teilhabe be-
sonderer Personenkreise ausgerichtet sind. 3Die 
Entscheidung hierüber trifft die Werkstatt im Ein-
vernehmen mit dem Werkstattrat.

(3) Rechte und Pflichten der Werkstatt sind solche des 
Trägers der Werkstatt.

§ 3
Zahl der Mitglieder des Werkstattrats

1Der Werkstattrat besteht aus mindestens drei Mitglie-
dern, in Werkstätten mit in der Regel
1. bis zu 200 Wahlberechtigten aus drei Mitgliedern,
2. 201 bis 400 Wahlberechtigten aus fünf Mitglie-

dern,
3. 401 bis 700 Wahlberechtigten aus sieben Mitglie-

dern,
4. 701 bis 1000 Wahlberechtigten aus neun Mitglie-

dern,
5. 1001 bis 1500 Wahlberechtigten aus elf Mitglie-

dern,
mehr als 1500 Wahlberechtigten aus 13 Mitgliedern.
2Die Geschlechter sollen entsprechend ihrem zahlen-
mäßigen Verhältnis vertreten sein. 3Eine dem Werk-
stattrat vergleichbare Vertretung wird im Arbeitsbe-
reich eines anderen Anbieters nach § 60 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch ab fünf Wahlberechtigten ge-
wählt. 4Sie besteht bei bis zu 20 Wahlberechtigten aus 
einem Mitglied. 5Im Übrigen gilt Satz 1.

§ 4
Allgemeine Aufgaben des Werkstattrats

(1) 1Der Werkstattrat hat folgende allgemeine Aufga-
ben:
1. darüber zu wachen, dass die zugunsten der 

Werkstattbeschäftigten geltenden Gesetze, 
Verordnungen, Unfallverhütungsvorschriften 

und mit der Werkstatt getroffenen Vereinba-
rungen durchgeführt werden, vor allem, dass
a) die auf das besondere arbeitnehmer-

ähnliche Rechtsverhältnis zwischen den 
Werkstattbeschäftigten und der Werkstatt 
anzuwendenden arbeitsrechtlichen Vor-
schriften und Grundsätze, insbesondere 
über Beschäftigungszeit einschließlich 
Teilzeitbeschäftigung sowie der Erho-
lungspausen und Zeiten der Teilnahme an 
Maßnahmen zur Erhaltung und Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit und zur Weiterent-
wicklung der Persönlichkeit des Werk-
stattbeschäftigten, Urlaub, Entgeltfortzah-
lung im Krankheitsfall, Entgeltzahlung an 
Feiertagen, Mutterschutz, Elternzeit, Per-
sönlichkeitsschutz und Haftungsbe-
schränkung,

b) die in dem besonderen arbeitnehmerähnli-
chen Rechtsverhältnis aufgrund der Für-
sorgepflicht geltenden Mitwirkungs- und 
Beschwerderechte, 

c) die Werkstattverträge
von der Werkstatt beachtet werden;

2. Maßnahmen, die dem Betrieb der Werkstatt 
und den Werkstattbeschäftigten dienen, bei der 
Werkstatt zu beantragen;

3. Anregungen und Beschwerden von Werkstatt-
beschäftigten entgegenzunehmen und, falls sie 
berechtigt erscheinen, durch Verhandlungen 
mit der Werkstatt auf eine Erledigung hinzu-
wirken; er hat die betreffenden Werkstattbe-
schäftigten über den Stand und das Ergebnis 
der Verhandlungen zu unterrichten;

4. auf Gewaltverhinderung und -prävention zu 
achten und als Ansprechpartner für den Fall 
erfolgter Gewalt zur Verfügung zu stehen.

2Dabei hat er vor allem die Interessen besonders 
 betreuungs- und förderungsbedürftiger Werkstatt-
beschäftigter zu wahren, die Durchsetzung der 
 tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Män-
nern zu fördern und auf den Schutz vor körperli-
cher, psychischer oder sexueller Gewalt und Beläs-
tigung zu achten.

(2) 1Werden in Absatz 1 Nr. 1 genannte Angelegenhei-
ten zwischen der Werkstatt und einem oder einer 
Werkstattbeschäftigten erörtert, so nimmt auf des-
sen oder deren Wunsch ein Mitglied des Werkstatt-
rats an der Erörterung teil. 2Es ist verpflichtet, über 
Inhalt und Gegenstand der Erörterung Stillschwei-
gen zu bewahren, soweit es von dem oder der Werk-
stattbeschäftigten im Einzelfall nicht von dieser 
Verpflichtung entbunden wird.

(3) Der Werkstattrat berücksichtigt die Interessen der 
im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbe-
reich tätigen Menschen mit Behinderungen in an-
gemessener und geeigneter Weise, solange für diese 
eine Vertretung nach § 52 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch nicht besteht.

§ 5
Mitwirkung und Mitbestimmung

(1) Der Werkstattrat hat in folgenden Angelegenheiten 
ein Mitwirkungsrecht:
1. Darstellung und Verwendung des Arbeitser-

gebnisses, insbesondere der Höhe der Grund- 
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und Steigerungsbeträge, unter Darlegung der 
dafür maßgeblichen wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Verhältnisse auch in leichter Spra-
che,

2. Regelungen über die Verhütung von Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten sowie über den 
Gesundheitsschutz im Rahmen der gesetzli-
chen Vorschriften oder der Unfallverhütungs-
vorschriften,

3. Weiterentwicklung der Persönlichkeit und För-
derung des Übergangs auf den allgemeinen Ar-
beitsmarkt,

4. Gestaltung von Arbeitsplätzen, Arbeitsklei-
dung, Arbeitsablauf und Arbeitsumgebung, 
Einführung neuer oder erhebliche Änderung 
bestehender Arbeitsverfahren,

5. dauerhafte Umsetzung von Werkstattbeschäf-
tigten im Arbeitsbereich auf einen anderen Ar-
beitsplatz, wenn die Betroffenen eine Mitwir-
kung des Werkstattrats wünschen,

6. Planung von Neu-, Um- und Erweiterungsbau-
ten sowie neuer technischer Anlagen, Ein-
schränkung, Stilllegung oder Verlegung der 
Werkstatt oder wesentlicher Teile der Werk-
statt, grundlegende Änderungen der Werkstatt-
organisation und des Werkstattzwecks,

7. Eröffnung oder Schließung von bedeutenden 
Tätigkeitsfeldern im Arbeitsbereich der Werk-
statt,

8. Fragen der Beförderung,
9. Förderung und Weiterentwicklung der Barrie-

refreiheit.

(2) Der Werkstattrat hat in folgenden Angelegenheiten 
ein Mitbestimmungsrecht:
1. Ordnung und Verhalten der Werkstattbeschäf-

tigten im Arbeitsbereich einschließlich Auf-
stellung und Änderung einer Werkstattord-
nung,

2. Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit, Ru-
hepausen, Zeiten für die Erhaltung und Erhö-
hung der Leistungsfähigkeit und zur Weiter-
entwicklung der Persönlichkeit, Verteilung der 
Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage und 
die damit zusammenhängende Regelung des 
Fahrdienstes, vorübergehende Verkürzung oder 
Verlängerung der üblichen Arbeitszeit,

3. Arbeitsentgelte, insbesondere Aufstellung und 
Änderung von Entlohnungsgrundsätzen, Fest-
setzung der Steigerungsbeträge und vergleich-
barer leistungsbezogener Entgelte, Zeit, Ort 
und Art der Auszahlung sowie Gestaltung der 
Arbeitsentgeltbescheinigungen,

4. Grundsätze für den Urlaubsplan,
5. Verpflegung,
6. Einführung und Anwendung technischer Ein-

richtungen, die dazu bestimmt sind, das Ver-
halten oder die Leistung der Werkstattbeschäf-
tigten zu überwachen,

7. Grundsätze für die Fort- und Weiterbildung,
8. Gestaltung von Sanitär- und Aufenthaltsräu-

men,
9. soziale und religiöse Aktivitäten der Werk-

stattbeschäftigten.

(3) 1In Angelegenheiten, in denen der Werkstattrat ein 
Mitwirkungsrecht oder ein Mitbestimmungsrecht 
hat, hat die Werkstatt den Werkstattrat rechtzeitig, 
umfassend und in angemessener Weise zu unter-

richten und ihn vor der Durchführung einer Maß-
nahme anzuhören. 2Beide Seiten haben auf ein Ein-
vernehmen hinzuwirken. 3Lässt sich Einvernehmen 
nicht herstellen, so kann jede Seite die Vermitt-
lungsstelle anrufen.

(4) In Angelegenheiten der Mitwirkung nach Absatz 1 
entscheidet die Werkstatt unter Berücksichtigung 
des Einigungsvorschlags endgültig.

(5) Kommt in Angelegenheiten der Mitbestimmung 
nach Absatz 2 keine Einigung zustande und han-
delt es sich nicht um Angelegenheiten, die nur ein-
heitlich für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter so-
wie Werkstattbeschäftigte geregelt werden können 
und die Gegenstand einer Vereinbarung mit der 
Mitarbeitervertretung sind oder sein sollen, ent-
scheidet die Vermittlungsstelle endgültig. 

(6) 1Soweit Angelegenheiten der Absätze 1 oder 2 nur 
einheitlich für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie Werkstattbeschäftigte geregelt werden kön-
nen und soweit sie Gegenstand einer Vereinbarung 
mit der Mitarbeitervertretung sind oder sein sol-
len, haben die Beteiligten auf eine einvernehmliche 
Regelung hinzuwirken. 2Die ergänzende Vereinba-
rung besonderer behindertenspezifischer Regelun-
gen zwischen Werkstatt und Werkstattrat bleiben 
unberührt. 3Unberührt bleiben auch weiterge-
hende, einvernehmlich vereinbarte Formen der Be-
teiligung in den Angelegenheiten des Absatzes 1.

§ 6
Vermittlungsstelle

(1) 1Die Vermittlungsstelle besteht aus einem oder ei-
ner unparteiischen, in Werkstattangelegenheiten 
erfahrenen Vorsitzenden, auf den oder die sich 
Werkstatt und Werkstattrat einigen müssen, und 
aus je einem von der Werkstatt und vom Werkstatt-
rat benannten Beisitzer oder einer Beisitzerin. 
2Kommt eine Einigung nicht zustande, so schlagen 
die Werkstatt und der Werkstattrat je eine Person 
als Vorsitzenden oder Vorsitzende vor; durch Los 
wird entschieden, wer als Vorsitzender oder Vorsit-
zende tätig wird.

(2) 1Die Vermittlungsstelle hat unverzüglich tätig zu 
werden. 2Sie hört beide Seiten an und entscheidet 
nach mündlicher Beratung mit Stimmenmehrheit. 
3Die Beschlüsse der Vermittlungsstelle sind schrift-
lich niederzulegen und von dem Vorsitzenden oder 
der Vorsitzenden zu unterschreiben. 4Werkstatt 
und Werkstattrat können weitere Einzelheiten des 
Verfahrens vor der Vermittlungsstelle vereinbaren.

(3) 1Der Einigungsvorschlag der Vermittlungsstelle er-
setzt in den Angelegenheiten nach § 5 Absatz 1 so-
wie in den Angelegenheiten nach § 5 Absatz 2, die 
nur einheitlich für Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter sowie Werkstattbeschäftigte geregelt werden 
können, nicht die Entscheidung der Werkstatt. 2Bis 
dahin ist die Durchführung der Maßnahme auszu-
setzen. 3Das gilt auch in den Fällen des § 5 Absatz 5 
und 6. 4Fasst die Vermittlungsstelle in den Angele-
genheiten nach § 5 Absatz 1 innerhalb von zwölf 
Tagen keinen Beschluss für einen Einigungsvor-
schlag, gilt die Entscheidung der Werkstatt.



Kirchliches Amtsblatt Rottenburg-Stuttgart 2019, Nr. 8, 15.07.2019 291

§ 7
Unterrichtungsrechte des Werkstattrats

(1) Der Werkstattrat ist in folgenden Angelegenheiten 
zu unterrichten:
a) Beendigung des arbeitnehmerähnlichen Rechts-

verhältnisses, Versetzungen und Umsetzungen 
von Werkstattbeschäftigten, 

b) Verlauf und Ergebnis der Eltern- und Betreuer-
versammlung, 

c) Einstellung, Versetzung und Umsetzung des 
Fachpersonals (Angehörige der begleitenden 
Dienste und Fachkräfte zur Arbeits- und Be-
rufsförderung) und des sonstigen Personals der 
Werkstatt.

(2) 1In Angelegenheiten, in denen er ein Unterrich-
tungsrecht hat, hat die Werkstatt den Werkstattrat 
rechtzeitig und umfassend unter Vorlage der erfor-
derlichen Unterlagen zu unterrichten. 2Die in den 
Fällen des Absatzes 1 Buchstabe a einzuholende 
Stellungnahme des Fachausschusses und die in die-
sem Rahmen erfolgende Anhörung des/der Werk-
stattbeschäftigten bleibt unberührt.

§ 8
Zusammenarbeit

(1) 1Die Werkstatt, ihre Mitarbeitervertretung, die 
Schwerbehindertenvertretung, die Vertretung der 
Teilnehmer an Maßnahmen im Eingangsverfahren 
und im Berufsbildungsbereich nach § 52 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch, ein nach § 222 Ab-
satz 4 Satz 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
errichteter Eltern- und Betreuerbeirat und der 
Werkstattrat arbeiten im Interesse der Werkstattbe-
schäftigten vertrauensvoll zusammen. 2Die Werk-
statt und der Werkstattrat können hierbei die Un-
terstützung der in der Werkstatt vertretenen 
Behindertenverbände sowie der Verbände, denen 
die Werkstatt angehört, in Anspruch nehmen. 

(2) 1Werkstatt und Werkstattrat sollen in der Regel ein-
mal im Monat zu einer Besprechung zusammentre-
ten. 2Sie haben über strittige Fragen mit dem erns-
ten Willen zur Einigung zu verhandeln und 
Vorschläge für die Beilegung von Meinungsver-
schiedenheiten zu machen.

§ 9
Werkstattversammlung

1Der Werkstattrat führt mindestens einmal im Kalen-
derjahr eine Versammlung der Werkstattbeschäftigten 
durch. 2Die in der Werkstatt für Versammlungen der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geltenden Vorschrif-
ten finden entsprechende Anwendung; Teil- sowie Ab-
teilungsversammlungen sind zulässig. 3Der Werkstatt-
rat kann im Einvernehmen mit der Werkstatt in Werk-
stattangelegenheiten erfahrene Personen sowie Men-
schen mit Behinderungen, die an Maßnahmen im Ein-
gangsverfahren oder im Berufsbildungsbereich 
teilnehmen, einladen.

§ 10
Wahlberechtigung

Wahlberechtigt sind alle Werkstattbeschäftigten, die 
am Tag vor der Wahl in der Werkstatt beschäftigt sind.

§ 11
Wählbarkeit

1Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am Wahltag 
seit mindestens sechs Monaten in der Werkstatt be-
schäftigt sind. 2Zeiten des Eingangsverfahrens und der 
Teilnahme an Maßnahmen im Berufsbildungsbereich 
werden angerechnet.

§ 12
Zeitpunkt der Wahlen zum Werkstattrat

(1) Die regelmäßigen Wahlen zum Werkstattrat finden 
alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Oktober bis 30. No-
vember statt, erstmals im Jahre 2001.

(2) Außerhalb dieser Zeiten finden Wahlen statt, wenn
1. die Gesamtzahl der Mitglieder nach Eintreten 

sämtlicher Ersatzmitglieder unter die vorge-
schriebene Zahl der Werkstattratsmitglieder 
gesunken ist,

2. der Werkstattrat mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder seinen Rücktritt beschlossen hat,

3. die Wahl des Werkstattrats mit Erfolg ange-
fochten worden ist oder

4. ein Werkstattrat noch nicht gewählt ist.

(3) 1Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen 
festgelegten Zeitraumes eine Wahl zum Werkstatt-
rat stattgefunden, so ist er in dem auf die Wahl fol-
genden nächsten Zeitraum der regelmäßigen Wah-
len neu zu wählen. 2Hat die Amtszeit des 
Werkstattrats zu Beginn des für die nächsten regel-
mäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes noch 
nicht ein Jahr betragen, ist der Werkstattrat in dem 
übernächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen 
neu zu wählen.

§ 13
Bestellung des Wahlvorstandes

(1) 1Spätestens zehn Wochen vor Ablauf seiner Amts-
zeit bestellt der Werkstattrat einen Wahlvorstand 
aus drei Wahlberechtigten oder sonstigen der Werk-
statt angehörenden Personen und einen oder eine 
von ihnen als Vorsitzenden oder Vorsitzende. 2Dem 
Wahlvorstand muss mindestens eine wahlberech-
tigte Frau angehören.

(2) 1Ist in der Werkstatt ein Werkstattrat nicht vorhan-
den, werden der Wahlvorstand und die vorsitzende 
Person in einer Versammlung der Wahlberechtig-
ten gewählt. 2Die Werkstatt hat die Wahl zu fördern 
und zu dieser Versammlung einzuladen. 3Unab-
hängig davon können drei Wahlberechtigte einla-
den.

§ 14
Aufgaben des Wahlvorstandes

(1) 1Der Wahlvorstand bereitet die Wahl vor und führt 
sie durch. 2Die Werkstatt hat dem Wahlvorstand 
auf dessen Wunsch aus den Angehörigen des Fach-
personals eine Person seines Vertrauens zur Verfü-
gung zu stellen, die ihn bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl unterstützt. 3Der Wahl-
vorstand kann in der Werkstatt Beschäftigte als 
Wahlhelfer oder Wahlhelferinnen zu seiner Unter-
stützung bei der Durchführung der Stimmabgabe 
und der Stimmenzählung bestellen. 4Die Mitglie-
der des Wahlvorstandes, die Vertrauensperson und 
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die Wahlhelfer und Wahlhelferinnen haben die 
gleichen persönlichen Rechte und Pflichten wie die 
Mitglieder des Werkstattrats (§ 37). 5Die Vertrau-
ensperson nimmt ihre Aufgabe unabhängig von 
Weisungen der Werkstatt wahr.

(2) 1Die Beschlüsse des Wahlvorstandes werden mit 
Stimmenmehrheit seiner Mitglieder gefasst. 2Über 
jede Sitzung des Wahlvorstandes ist eine Nieder-
schrift aufzunehmen, die mindestens den Wortlaut 
der gefassten Beschlüsse enthält. 3Die Niederschrift 
ist von dem/der Vorsitzenden zu unterzeichnen so-
wie von einem weiteren Mitglied des Wahlvorstan-
des oder der Vertrauensperson.

(3) Der Wahlvorstand hat die Wahl unverzüglich ein-
zuleiten; sie soll spätestens eine Woche vor dem Tag 
stattfinden, an dem die Amtszeit des Werkstattrats 
abläuft.

(4) 1Die Werkstatt unterstützt den Wahlvorstand bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben. 2Sie gibt ihm insbe-
sondere alle für die Anfertigung der Liste der Wahl-
berechtigten erforderlichen Auskünfte und stellt 
die notwendigen Unterlagen zur Verfügung.

§ 15
Erstellung der Liste der Wahlberechtigten

1Der Wahlvorstand stellt eine Liste der Wahlberechtig-
ten auf. 2Die Wahlberechtigten sollen mit dem Famili-
ennamen und dem Vornamen, erforderlichenfalls dem 
Geburtsdatum, in alphabetischer Reihenfolge aufge-
führt werden.

§ 16
Bekanntmachung der Liste der Wahlberechtigten

Die Liste der Wahlberechtigten oder eine Abschrift ist 
unverzüglich nach Einleitung der Wahl bis zum Ab-
schluss der Stimmabgabe an geeigneter Stelle zur Ein-
sicht auszulegen.

§ 17
Einspruch gegen die Liste der Wahlberechtigten

(1) Wahlberechtigte und sonstige Beschäftigte, die ein 
berechtigtes Interesse an einer ordnungsgemäßen 
Wahl glaubhaft machen, können innerhalb von 
zwei Wochen seit Erlass des Wahlausschreibens 
(§ 18) beim Wahlvorstand Einspruch gegen die 
Richtigkeit der Liste der Wahlberechtigten einle-
gen.

(2) 1Über Einsprüche nach Absatz 1 entscheidet der 
Wahlvorstand unverzüglich. 2Hält er den Einspruch 
für begründet, berichtigt er die Liste der Wahlbe-
rechtigten. 3Der Person, die den Einspruch einge-
legt hat, wird die Entscheidung unverzüglich mit-
geteilt; die Entscheidung muss ihr spätestens am 
Tag vor der Stimmabgabe zugehen.

(3) 1Nach Ablauf der Einspruchsfrist soll der Wahlvor-
stand die Liste der Wahlberechtigten nochmals auf 
ihre Vollständigkeit hin überprüfen. 2Im Übrigen 
kann nach Ablauf der Einspruchsfrist die Liste der 
Wahlberechtigten nur bei Schreibfehlern, offenba-
ren Unrichtigkeiten, in Erledigung rechtzeitig 
 eingelegter Einsprüche oder bei Eintritt oder Aus-
scheiden eines Wahlberechtigten oder einer Wahl-
berechtigten bis zum Tage vor dem Beginn der 
Stimmabgabe berichtigt oder ergänzt werden.

§ 18
Wahlausschreiben

(1) 1Spätestens sechs Wochen vor dem Wahltag erlässt 
der Wahlvorstand ein Wahlausschreiben, das von 
dem/der Vorsitzenden und mindestens einem wei-
teren Mitglied des Wahlvorstandes zu unterschrei-
ben ist. 2Es muss enthalten:
1. das Datum seines Erlasses,
2. die Namen und Fotos der Mitglieder des Wahl-

vorstandes,
3. die Voraussetzungen der Wählbarkeit zum 

Werkstattrat,
4. den Hinweis, wo und wann die Liste der Wahl-

berechtigten und diese Ordnung zur Einsicht 
ausliegen,

5. den Hinweis, dass nur wählen kann, wer in die 
Liste der Wahlberechtigten eingetragen ist, und 
dass Einsprüche gegen die Liste der Wahlbe-
rechtigten nur vor Ablauf von zwei Wochen 
seit dem Erlass des Wahlausschreibens beim 
Wahlvorstand schriftlich oder zur Nieder-
schrift eingelegt werden können; der letzte Tag 
der Frist ist anzugeben,

6. die Aufforderung, Wahlvorschläge innerhalb 
von zwei Wochen nach Erlass des Wahlaus-
schreibens beim Wahlvorstand einzureichen; 
der letzte Tag der Frist ist anzugeben,

7. die Mindestzahl von Wahlberechtigten, von 
denen ein Wahlvorschlag unterstützt werden 
muss (§ 19 Satz 2),

8. den Hinweis, dass die Stimmabgabe an die 
Wahlvorschläge gebunden ist und dass nur sol-
che Wahlvorschläge berücksichtigt werden 
dürfen, die fristgerecht (Nummer 6) eingereicht 
worden sind,

9. die Bestimmung des Ortes, an dem die Wahl-
vorschläge bis zum Abschluss der Stimmab-
gabe durch Aushang oder in sonst geeigneter 
Weise bekannt gegeben werden,

10. Ort, Tag und Zeit der Stimmabgabe,
11. den Ort und die Zeit der Stimmauszählung und 

der Sitzung des Wahlvorstandes, in der das 
Wahlergebnis abschließend festgestellt wird,

12. den Ort, an dem Einsprüche, Wahlvorschläge 
und sonstige Erklärungen gegenüber dem 
Wahlvorstand abzugeben sind.

(2) Eine Abschrift oder ein Abdruck des Wahlaus-
schreibens ist vom Tag seines Erlasses bis zum 
Wahltag an einer oder mehreren geeigneten, den 
Wahlberechtigten zugänglichen Stellen vom Wahl-
vorstand auszuhängen.

§ 19
Wahlvorschläge

1Die Wahlberechtigten können innerhalb von zwei Wo-
chen seit Erlass des Wahlausschreibens Vorschläge 
beim Wahlvorstand einreichen. 2Jeder Wahlvorschlag 
muss von mindestens drei Wahlberechtigten unter-
stützt werden. 3Der Wahlvorschlag bedarf der Zustim-
mung des Vorgeschlagenen oder der Vorgeschlagenen. 
4Der Wahlvorstand entscheidet über die Zulassung zur 
Wahl.
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§ 20
Bekanntmachung der Bewerber und Bewerberinnen

Spätestens eine Woche vor Beginn der Stimmabgabe 
und bis zum Abschluss der Stimmabgabe macht der 
Wahlvorstand die Namen und Fotos oder anderes Bild-
material der Bewerber und Bewerberinnen aus zugelas-
senen Wahlvorschlägen in alphabetischer Reihenfolge 
in gleicher Weise bekannt wie das Wahlausschreiben 
(§ 18 Absatz 2).

§ 21
Stimmabgabe

(1) Der Werkstattrat wird in geheimer und unmittel-
barer Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheits-
wahl gewählt.

(2) 1Wer wahlberechtigt ist, kann seine Stimme nur für 
rechtswirksam vorgeschlagene Bewerber(innen) 
abgeben. 2Jede(r) Wahlberechtigte hat so viele Stim-
men, wie Mitglieder des Werkstattrats gewählt 
werden. 3Der Stimmzettel muss einen Hinweis da-
rauf enthalten, wie viele Bewerber im Höchstfall 
gewählt werden dürfen. 4Für jeden Bewerber oder 
jede Bewerberin kann nur eine Stimme abgegeben 
werden.

(3) 1Das Wahlrecht wird durch Abgabe eines Stimm-
zettels in einem Wahlumschlag ausgeübt. 2Auf 
dem Stimmzettel sind die Bewerber in alphabeti-
scher Reihenfolge unter Angabe von Familienname 
und Vorname, erforderlichenfalls des Geburtsda-
tums, sowie mit Foto oder anderem Bildmaterial 
aufzuführen. 3Die Stimmzettel müssen sämtlich 
die gleiche Größe, Farbe, Beschaffenheit und Be-
schriftung haben. 4Das Gleiche gilt für die Wahlum-
schläge.

(4) 1Bei der Stimmabgabe wird durch Ankreuzen an 
der im Stimmzettel jeweils vorgesehenen Stelle die 
von dem/der Wählenden gewählte Person gekenn-
zeichnet. 2Stimmzettel, auf denen mehr als die zu-
lässige Anzahl der Bewerber oder Bewerberinnen 
gekennzeichnet ist oder aus denen sich der Wille 
des Wählenden oder der Wählenden nicht zweifels-
frei ergibt, sind ungültig.

(5) Ist für mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten 
infolge ihrer Behinderung eine Stimmabgabe durch 
Abgabe eines Stimmzettels nach den Absätzen 3 
und 4 überwiegend nicht möglich, kann der Wahl-
vorstand eine andere Form der Ausübung des Wahl-
rechts beschließen.

§ 22
Wahlvorgang

(1) Der Wahlvorstand hat geeignete Vorkehrungen für 
die unbeobachtete Kennzeichnung der Stimmzet-
tel im Wahlraum zu treffen und für die Bereitstel-
lung einer Wahlurne zu sorgen. 2Die Wahlurne 
muss vom Wahlvorstand verschlossen und so ein-
gerichtet sein, dass die eingeworfenen Stimmzettel 
nicht herausgenommen werden können, ohne dass 
die Urne geöffnet wird.

(2) 1Während der Wahl müssen immer mindestens 
zwei Mitglieder des Wahlvorstandes im Wahlraum 
anwesend sein. 2Sind Wahlhelfer oder Wahlhelfe-
rinnen bestellt (§ 14 Absatz 1 Satz 3), genügt die 

Anwesenheit eines Mitgliedes des Wahlvorstandes 
und eines Wahlhelfers oder einer Wahlhelferin.

(3) Der gekennzeichnete und in den Wahlumschlag 
gelegte Stimmzettel ist in die hierfür bereitge-
stellte Wahlurne einzuwerfen, nachdem die 
Stimmabgabe von einem Mitglied des Wahlvor-
standes oder einem Wahlhelfer oder einer Wahlhel-
ferin in der Liste der Wahlberechtigten vermerkt 
worden ist.

(4) 1Wer infolge seiner Behinderung bei der Stimmab-
gabe beeinträchtigt ist, bestimmt eine Person sei-
nes Vertrauens, die ihm bei der Stimmabgabe be-
hilflich sein soll, und teilt dies dem Wahlvorstand 
mit. 2Personen, die sich bei der Wahl bewerben, 
Mitglieder des Wahlvorstandes, Vertrauensperso-
nen im Sinne des § 14 Absatz 1 Satz 2 sowie Wahl-
helfer und Wahlhelferinnen dürfen nicht zur Hilfe-
leistung herangezogen werden. 3Die Hilfeleistung 
beschränkt sich auf die Erfüllung der Wünsche des 
Wählers oder der Wählerin zur Stimmabgabe; die 
Vertrauensperson darf gemeinsam mit dem Wähler 
oder der Wählerin die Wahlkabine aufsuchen. 4Die 
Vertrauensperson ist zur Geheimhaltung der 
Kenntnisse von der Wahl einer anderen Person ver-
pflichtet, die sie bei der Hilfeleistung erlangt hat. 
5Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Wähler 
und Wählerinnen, die des Lesens unkundig sind.

(5) Nach Abschluss der Wahl ist die Wahlurne zu ver-
siegeln, wenn die Stimmenauszählung nicht un-
mittelbar nach der Beendigung der Wahl durchge-
führt wird.

§ 23
Feststellung des Wahlergebnisses

(1) Unverzüglich nach Abschluss der Wahl nimmt der 
Wahlvorstand öffentlich die Auszählung der Stim-
men vor und stellt das Ergebnis fest.

(2) 1Gewählt sind die Bewerber und Bewerberinnen, 
die die meisten Stimmen erhalten haben. 2Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) 1Der Wahlvorstand fertigt über das Ergebnis eine 
Niederschrift, die von dem/der Vorsitzenden und 
mindestens einem weiteren Mitglied des Wahlvor-
standes unterschrieben wird. 2Die Niederschrift 
muss die Zahl der abgegebenen gültigen und ungül-
tigen Stimmzettel, die auf jeden Bewerber oder jede 
Bewerberin entfallenen Stimmenzahlen sowie die 
Namen der gewählten Bewerber und Bewerberin-
nen enthalten.

§ 24
Benachrichtigung der Gewählten und Annahme der 

Wahl

(1) 1Der Wahlvorstand benachrichtigt die zum Werk-
stattrat Gewählten unverzüglich von ihrer Wahl. 
2Erklärt eine gewählte Person nicht innerhalb von 
drei Arbeitstagen nach Zugang der Benachrichti-
gung dem Wahlvorstand ihre Ablehnung der Wahl, 
gilt dies als Annahme der Wahl.

(2) Lehnt eine gewählte Person die Wahl ab, tritt an 
ihre Stelle der Bewerber oder die Bewerberin mit 
der nächsthöchsten Stimmenzahl.
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§ 25
Bekanntmachung der Gewählten

Sobald die Namen der Mitglieder des Werkstattrats 
endgültig feststehen, macht der Wahlvorstand sie durch 
zweiwöchigen Aushang in gleicher Weise wie das 
Wahlausschreiben bekannt (§ 18 Absatz 2) und teilt sie 
unverzüglich der Werkstatt mit.

§ 26
Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Die Wahlunterlagen, insbesondere die Niederschriften, 
Bekanntmachungen und Stimmzettel, werden vom 
Werkstattrat mindestens bis zum Ende der Wahlperi-
ode aufbewahrt. 

§ 27
Wahlanfechtung

(1) Die Wahl kann bei dem nach § 40 benannten Kirch-
lichen Arbeitsgericht angefochten werden, wenn 
gegen wesentliche Vorschriften über das Wahl-
recht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren ver-
stoßen worden ist und eine Berichtigung nicht er-
folgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß das 
Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflusst wer-
den konnte.

(2) 1Zur Anfechtung berechtigt sind mindestens drei 
Wahlberechtigte oder die Werkstatt. 2Die Wahlan-
fechtung ist nur binnen einer Frist von zwei Wo-
chen, vom Tag der Bekanntgabe des Wahlergebnis-
ses an gerechnet, zulässig.

§ 28
Wahlschutz und Wahlkosten

(1) 1Niemand darf die Wahl des Werkstattrats behin-
dern. 2Insbesondere dürfen Werkstattbeschäftigte 
in der Ausübung des aktiven und passiven Wahl-
rechts nicht beschränkt werden.

(2) Niemand darf die Wahl des Werkstattrats durch 
Zufügung oder Androhung von Nachteilen oder 
durch Gewährung oder Versprechen von Vorteilen 
beeinflussen.

(3) 1Die Kosten der Wahl trägt die Werkstatt. 2Ver-
säumnis von Beschäftigungszeit, die zur Aus-
übung des Wahlrechts, zur Betätigung im Wahlvor-
stand oder zur Tätigkeit als Wahlhelfer oder 
Wahlhelferin erforderlich ist, berechtigt die Werk-
statt nicht zur Minderung des Arbeitsentgeltes. 
3Die Ausübung der genannten Tätigkeiten steht der 
Beschäftigung als Werkstattbeschäftigter gleich.

§ 29
Amtszeit des Werkstattrats

1Die regelmäßige Amtszeit des Werkstattrats beträgt 
vier Jahre. 2Die Amtszeit beginnt mit der Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses oder, wenn die Amtszeit des bis-
herigen Werkstattrats noch nicht beendet ist, mit deren 
Ablauf. 3Die Amtszeit des außerhalb des regelmäßigen 
Wahlzeitraumes gewählten Werkstattrats endet mit der 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses des nach § 12 Ab-
satz 3 neu gewählten Werkstattrats, spätestens jedoch 
am 30. November des maßgebenden Wahljahres. 4Im 
Falle des § 12 Absatz 2 Nr. 1 und 2 endet die Amtszeit 
des bestehenden Werkstattrats mit der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses des neu gewählten Werkstattrats.

§ 30
Erlöschen der Mitgliedschaft im Werkstattrat; 

Ersatzmitglieder

(1) Die Mitgliedschaft im Werkstattrat erlischt durch
1. Ablauf der Amtszeit,
2. Niederlegung des Amtes,
3. Ausscheiden aus der Werkstatt,
4. Beendigung des arbeitnehmerähnlichen Rechts-

verhältnisses.

(2) 1Scheidet ein Mitglied aus dem Werkstattrat aus, so 
rückt ein Ersatzmitglied nach. 2Dies gilt entspre-
chend für die Stellvertretung eines zeitweilig ver-
hinderten Mitgliedes des Werkstattrats.

(3) 1Die Ersatzmitglieder werden der Reihe nach aus 
den nicht gewählten Bewerbern und Bewerberin-
nen der Vorschlagsliste entnommen. 2Die Reihen-
folge bestimmt sich nach der Höhe der erreichten 
Stimmenzahlen. 3Bei Stimmengleichheit entschei-
det das Los.

§ 31
Vorsitz des Werkstattrats

(1) Der Werkstattrat wählt aus seiner Mitte den/die 
Vorsitzende/n und eine Stellvertretung.

(2) Der/die Vorsitzende vertritt den Werkstattrat im 
Rahmen der von diesem gefassten Beschlüsse und 
ist zur Entgegennahme von Erklärungen, die dem 
Werkstattrat gegenüber abzugeben sind, berechtigt.

(3) Im Falle der Verhinderung wird der/die Vorsitzende 
durch den Stellvertreter vertreten.

§ 32
Einberufung der Sitzungen

(1) Innerhalb einer Woche nach dem Wahltag beruft 
der/die Vorsitzende des Wahlvorstandes den neu 
gewählten Werkstattrat zu der nach § 31 Absatz 1 
vorgeschriebenen Wahl ein und leitet die Sitzung.

(2) 1Die weiteren Sitzungen beruft der/die Vorsitzende 
des Werkstattrats ein, setzt die Tagesordnung fest 
und leitet die Sitzung. 2Der/die Vorsitzende hat die 
Mitglieder des Werkstattrats und die Frauenbeauf-
tragte rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesord-
nung zu laden.

(3) Der/die Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen 
und den Gegenstand, dessen Beratung beantragt 
wird, auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies 
von der Werkstatt beantragt wird.

(4) Die Werkstatt nimmt an den Sitzungen teil, die auf 
ihr Verlangen anberaumt sind, und an den Sitzun-
gen, zu denen sie ausdrücklich eingeladen worden 
ist.

§ 33
Sitzungen des Werkstattrats

(1) 1Die Sitzungen des Werkstattrats finden in der Re-
gel während der Beschäftigungszeit statt. 2Der 
Werkstattrat hat bei der Ansetzung der Sitzungen 
auf die Arbeitsabläufe in der Werkstatt Rücksicht 
zu nehmen. 3Die Werkstatt ist vom Zeitpunkt der 
Sitzung vorher zu verständigen. 4Die Sitzungen des 
Werkstattrats sind nicht öffentlich.
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(2) 1Der Werkstattrat kann die Vertrauensperson (§ 39 
Absatz 3) und, wenn und soweit er es für erforder-
lich hält, ein Mitglied der Mitarbeitervertretung, 
eine Schreibkraft oder einen Vertreter oder eine 
Vertreterin eines Behindertenverbandes im Sinne 
des § 7 Absatz 1 oder sonstige Dritte zu seinen Sit-
zungen hinzuziehen. 2Für sie gelten die Geheim-
haltungspflicht sowie die Offenbarungs- und Ver-
wertungsverbote gemäß § 37 Absatz 6 entsprechend.

§ 34
Beschlüsse des Werkstattrats

(1) 1Die Beschlüsse des Werkstattrats werden mit der 
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder 
gefasst. 2Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag ab-
gelehnt.

(2) Der Werkstattrat ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens die Hälfte seiner Mitglieder an der Beschluss-
fassung teilnimmt.

(3) 1Im Falle längerfristiger Verhinderung wird ein 
Mitglied durch das Ersatzmitglied nach § 30 Ab-
satz 2 vertreten. 2Die Entscheidung, ob ein länger-
fristiger Verhinderungsfall vorliegt, trifft der Werk-
stattrat.

§ 35
Sitzungsniederschrift

(1) 1Über die Sitzungen des Werkstattrats ist eine Sit-
zungsniederschrift aufzunehmen. 2Sie muss ent-
halten:
• den Wortlaut der Beschlüsse
• und die Stimmenmehrheit, mit der sie gefasst 

wurden,
• die Anwesenheitsliste.

(2) 1Die Niederschrift ist von dem/der Vorsitzenden zu 
unterschreiben. 2Weiterhin unterschreibt ein wei-
teres Mitglied oder die Vertrauensperson (§ 39 Ab-
satz 3).

(3) Hat die Werkstatt an der Sitzung teilgenommen, so 
ist ihr der entsprechende Teil der Niederschrift ab-
schriftlich auszuhändigen.

§ 36
Geschäftsordnung des Werkstattrats

1Der Werkstattrat kann sich für seine Arbeit eine 
schriftliche Geschäftsordnung geben. 2In dieser kön-
nen weitere Bestimmungen über die Geschäftsführung 
getroffen werden.

§ 37
Persönliche Rechte und Pflichten der Mitglieder des 

Werkstattrats

(1) Die Mitglieder des Werkstattrats führen ihr Amt 
unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Sie dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht be-
hindert oder wegen ihres Amtes nicht benachtei-
ligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre 
berufliche Entwicklung.

(3) 1Sie sind von ihrer Tätigkeit ohne Minderung des 
Arbeitsentgeltes zu befreien, wenn und soweit es 
zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 
2Die Werkstattratstätigkeit steht der Beschäftigung 
gleich. 3In Werkstätten mit 200 oder mehr Wahlbe-

rechtigten ist der Vorsitzende oder die Vorsitzende 
des Werkstattrats auf Verlangen von der Tätigkeit 
im Arbeitsbereich der Werkstatt freizustellen, in 
Werkstätten mit mehr als 700 Wahlberechtigten 
auch die Stellvertretung. 4Die Befreiung nach Sät-
zen 1 und 3 erstreckt sich nicht auf Maßnahmen 
nach § 5 Absatz 3 der Werkstättenverordnung.

(4) 1Absatz 3 gilt entsprechend für die Teilnahme an 
Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, soweit 
diese Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit des 
Werkstattrats erforderlich sind. 2Unbeschadet von 
Satz 1 hat jedes Mitglied des Werkstattrats wäh-
rend seiner regelmäßigen Amtszeit Anspruch auf 
Freistellung ohne Minderung des Arbeitsentgeltes 
für insgesamt fünfzehn Tage zur Teilnahme an sol-
chen Schulungs- und Bildungsveranstaltungen; der 
Anspruch erhöht sich für Beschäftigte, die erstmals 
das Amt eines Mitgliedes des Werkstattrats über-
nehmen, auf 20 Tage.

(5) 1Bei Streitigkeiten in Angelegenheiten der Ab-
sätze 3 und 4 kann die Vermittlungsstelle angeru-
fen werden. ²§ 6 Absatz 2 und 3 gelten entsprechend. 
³Das Recht zur Anrufung des Kirchlichen Arbeits-
gerichtes gemäß § 40 bleibt unberührt.

(6) 1Die Mitglieder des Werkstattrats sind verpflichtet,
a) über persönliche Verhältnisse und Angelegen-

heiten von Beschäftigten, die ihrer Bedeutung 
oder ihrem Inhalt nach einer vertraulichen Be-
handlung bedürfen, und

b) ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene 
und von der Werkstatt ausdrücklich als ge-
heimhaltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse nicht zu offenbaren 
und nicht zu verwerten, Stillschweigen zu be-
wahren.

²Die Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden 
aus dem Werkstattrat. ³Sie gelten nicht gegenüber 
den Mitgliedern des Werkstattrats und der Vertrau-
ensperson (§ 39 Absatz 3) sowie vor der Vermitt-
lungsstelle.

§ 38
Sprechstunden

(1) 1Der Werkstattrat kann während der Beschäfti-
gungszeit Sprechstunden einrichten. 2Zeit und Ort 
sind mit der Werkstatt zu vereinbaren.

(2) 1Versäumt ein(e) Beschäftigte(r) wegen des Besuchs 
der Sprechstunde oder durch sonstige Inanspruch-
nahme des Werkstattrats Beschäftigungszeit, so ist 
die Werkstatt ihm/ihr gegenüber nicht zur Minde-
rung des Arbeitsentgeltes berechtigt. 2Diese Zeit 
steht der Beschäftigung gleich.

§ 39
Kosten und Sachaufwand des Werkstattrats

(1) 1Die durch die Tätigkeit des Werkstattrats entste-
henden Kosten trägt die Werkstatt. 2Das Gleiche 
gilt für Kosten, die für die Teilnahme an Schu-
lungs- und Bildungsveranstaltungen gemäß § 37 
Absatz 4 oder durch die Interessenvertretung auf 
Bundes-, Landes- oder Diözesanebene entstehen.

(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die lau-
fende Geschäftsführung hat die Werkstatt in erfor-
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derlichem Umfang Räume, sächliche Mittel und 
eine Bürokraft zur Verfügung zu stellen.

(3) 1Die Werkstatt hat dem Werkstattrat auf dessen 
Wunsch eine Person seines Vertrauens zur Verfü-
gung zu stellen, die ihn bei seiner Tätigkeit unter-
stützt. 2Die Vertrauensperson nimmt ihre Aufgabe 
unabhängig von Weisungen der Werkstatt wahr. 
3Die Werkstatt hat sie bei der Erfüllung ihrer Auf-
gabe zu fördern. 4Für die Vertrauensperson gilt § 37 
entsprechend.

§ 39a
Aufgaben und Rechtsstellung der Frauenbeauftragten

(1) 1Die Frauenbeauftragte vertritt die Interessen der 
in der Werkstatt beschäftigten behinderten Frauen 
gegenüber der Werkstattleitung, insbesondere in 
den Bereichen Gleichstellung von Frauen und Män-
nern, Vereinbarkeit von Familie und Beschäftigung 
sowie Schutz vor körperlicher, sexueller und psy-
chischer Belästigung oder Gewalt. 2Werkstatt-
leitung und Frauenbeauftragte sollen in der Regel 
einmal im Monat zu einer Besprechung zusam-
mentreten.

(2) 1Über Maßnahmen, die Auswirkungen in den in 
Absatz 1 genannten Bereichen haben können, un-
terrichtet die Werkstattleitung die Frauenbeauf-
tragte rechtzeitig, umfassend und in angemessener 
Weise. 2Beide Seiten erörtern diese Maßnahmen 
mit dem Ziel des Einvernehmens. 3Lässt sich ein 
Einvernehmen nicht herstellen, kann jede Seite die 
Vermittlungsstelle anrufen. 4Die Werkstatt ent-
scheidet unter Berücksichtigung des Einigungsvor-
schlages endgültig.

(3) Die Frauenbeauftragte hat das Recht, an den Sit-
zungen des Werkstattrats und an den Werkstattver-
sammlungen (§ 9) teilzunehmen und dort zu spre-
chen.

(4) 1Die Stellvertreterinnen vertreten die Frauenbeauf-
tragte im Verhinderungsfall. 2Darüber hinaus kann 
die Frauenbeauftragte ihre Stellvertreterinnen zu 
bestimmten Aufgaben heranziehen.

(5) 1Die Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterin-
nen sind von ihrer Tätigkeit ohne Minderung des 
Arbeitsentgeltes zu befreien, wenn und soweit es 
zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 
2Die Tätigkeit steht der Werkstattbeschäftigung 
gleich. ³In Werkstätten mit mehr als 200 wahlbe-
rechtigten Frauen ist die Frauenbeauftragte auf Ver-
langen von der Tätigkeit freizustellen, in Werkstät-
ten mit mehr als 700 wahlberechtigen Frauen auch 
die erste Stellvertreterin. 4Die Befreiung nach den 
Sätzen 1 und 3 erstreckt sich nicht auf Maßnahmen 
nach § 5 Absatz 3 der Werkstättenverordnung. 5Im 
Übrigen gelten § 37 Absatz 1, 2, 4, 5 und 6 sowie die 
§§ 38 und 39 für die Frauenbeauftragte und die 
Stellvertreterinnen entsprechend.

§ 39b
Wahlen und Amtszeit der Frauenbeauftragten

(1) 1Die Wahlen der Frauenbeauftragten und der Stell-
vertreterinnen sollen zusammen mit den Wahlen 
zum Werkstattrat stattfinden. 2Wahlberechtigt 
sind alle Frauen, die auch zum Werkstattrat wählen 
dürfen (§ 10). 3Wählbar sind alle Frauen, die auch in 

den Werkstattrat gewählt werden können (§ 11). 
4Bei anderen Leistungsanbietern nach § 60 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch wird eine Frau-
enbeauftragte ab fünf wahlberechtigten Frauen ge-
wählt, eine Stellvertreterin ab 20 wahlberechtigten 
Frauen.

(2) 1Wird zeitgleich der Werkstattrat gewählt, soll der 
Wahlvorstand für die Wahl des Werkstattrats auch 
die Wahl der Frauenbeauftragten und ihrer Stellver-
treterinnen vorbereiten und durchführen. 2Ande-
renfalls beruft die Werkstatt eine Versammlung 
der wahlberechtigten Frauen ein, in der ein Wahl-
vorstand und dessen Vorsitzende gewählt werden. 
3Auch drei wahlberechtigte Frauen können zu die-
ser Versammlung einladen. 4Für die Vorbereitung 
und Durchführung der Wahl gelten die §§ 14 bis 28 
entsprechend.

(3) 1Für die Amtszeit der Frauenbeauftragten und ihrer 
Stellvertreterinnen gilt § 29 entsprechend. 2Das 
Amt der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertre-
terinnen erlischt mit Ablauf der Amtszeit, Nieder-
legung des Amtes, Ausscheiden aus der Werkstatt, 
Beendigung des arbeitnehmerähnlichen Rechtsver-
hältnisses oder erfolgreicher Wahlanfechtung.

§ 39c
Vorzeitiges Ausscheiden der Frauenbeauftragten

(1) Scheidet die Frauenbeauftragte vor dem Ablauf der 
Amtszeit aus dem Amt aus, wird die erste Stellver-
treterin zur Frauenbeauftragten.

(2) 1Scheidet eine Stellvertreterin vorzeitig aus ihrem 
Amt aus, rückt die nächste Stellvertreterin bezie-
hungsweise aus der Vorschlagsliste die Bewerberin 
mit der nächsthöheren Stimmenzahl nach. 2Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) Können die Ämter der Frauenbeauftragten und der 
Stellvertreterinnen aus der Vorschlagsliste nicht 
mehr besetzt werden, erfolgt eine außerplanmä-
ßige Wahl der Frauenbeauftragten und der Stellver-
treterinnen.

(4) 1Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen 
festgelegten Zeitraumes eine Wahl zu den Ämtern 
der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterin-
nen stattgefunden, so sind sie in dem auf die Wahl 
folgenden nächsten Zeitraum der regelmäßigen 
Wahlen neu zu wählen. 2Hat die Amtszeit zu Be-
ginn des für die nächsten regelmäßigen Wahlen 
festgelegten Zeitraumes noch nicht ein Jahr betra-
gen, sind die Frauenbeauftragte und ihre Stellver-
treterinnen in dem übernächsten Zeitraum der re-
gelmäßigen Wahlen neu zu wählen.

§ 40
Zuständigkeit für Streitigkeiten

Für Streitigkeiten nach dieser Ordnung ist das im Be-
reich der Diözese eingerichtete Kirchliche Arbeitsge-
richt zuständig.

§ 41
Inkrafttreten

Diese Ordnung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft. Mit ihrem 
Inkrafttreten tritt die Ordnung vom 1. Januar 2017 au-
ßer Kraft.
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BO-Nr. 3746 – 24.06.19
PfReg. Q

Warnung vor den Oblats de Marie Reine 
(OMR)

Aus gegebenem Anlass warnt die Deutsche Bischofs-
konferenz vor den „Oblats de Marie Reine“ (OMR). Es 
handelt sich dabei um eine traditionalistisch-sedisva-
kantistische Gruppierung, die nicht in Gemeinschaft 
mit dem Heiligen Stuhl steht. Sie bezieht sich auf an-
gebliche „Bischöfe“, von denen einer in Frankreich we-
gen Hochstapelei und Anmaßung des Titels „Bischof“ 
rechtskräftig verurteilt worden ist. Auf Anfragen sei-
tens dieser Gruppierung oder einzelner Mitglieder der-
selben, beispielsweise auch nach kirchlichen Räum-
lichkeiten, sollte daher nicht eingegangen werden.

BO-Nr. 3927 – 02.07.19
PfReg. Q

Warnung vor betrügerischen E-Mails im 
Namen verschiedener Kardinäle

Unter Verweis auf entsprechende frühere Veröffentli-
chungen (u. a. KABl. 2013, S. 343) warnen wir davor, 
dass laut einer Mitteilung des Staatssekretariats nach 
wie vor E-Mails in Umlauf sind, in denen unter betrü-
gerischer Verwendung der Namen des Präfekten der 
Kongregation für die Bischöfe, Marc Kardinal Ouellet, 
und des emeritierten Großpönitentiars, Manuel Kardi-
nal Monteiro de Castro, um Geldspenden für verschie-
dene Zwecke gebeten wird. Selbst wenn Spendenauf-
rufe vorgeblich im Namen kirchlicher oder anderer 
bekannter Persönlichkeiten oder Institutionen ver-
schickt werden, müssen sie äußerst kritisch auf ihre 
Authentizität geprüft werden; ansonsten darf darauf 
nicht eingegangen werden.
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Mitteilungen

Geistliche Tage für Priester – die Berufung 
neu erleben – mit ganzem Herzen Priester sein

Marriage Encounter – ME
Bewegung in der Katholischen Kirche für Eheleute, 

Priester und Ordensleute

Sonntag, 19. Januar 2020, 18:00 Uhr, bis Dienstag, 
21. Januar 2020, ca. 17:00 Uhr

In Zeiten des Umbruchs wird die Frage nach der eige-
nen Identität immer bedeutsamer, um in Freude und 
Klarheit seine Berufung leben und seinen Dienst aus-
üben zu können.

Der Kurs ist für Priester gedacht, die ihr Bewusstsein, 
katholischer Priester zu sein, erweitern und die Bezie-
hung zu ihrer Gemeinde oder Gemeinschaft vertiefen 
möchten.

Er ist geeignet,
– neue Wege kennenzulernen, mit Priestern und Ehe-

paaren ins Gespräch zu kommen;
– zu entdecken, was Priester und Ehepaare einander 

bedeuten können;
– zu sehen, wie Träume und Hoffnungen für mein 

Leben als Priester Wirklichkeit werden können;
– die Lebensform des Zölibats lebendig und fruchtbar 

zu gestalten;
– mehr zur Seelsorge an Paaren zu erfahren, und zu 

erfahren, wie Eheleute aus dem Ehesakrament her-
aus leben und ihre Ehe auch als spirituellen Weg 
gestalten können.

Der Kurs wird von der Gemeinschaft Marriage Encoun-
ter ME angeboten. ME ist eine in der kath. Kirche ver-
wurzelte Erneuerungsbewegung, die es als ihre Auf-
gabe ansieht, die beiden Sakramente der Priesterweihe 
und der Ehe zu stärken. Beides sind Beziehungssakra-
mente und können sich daher gut ergänzen und unter-
stützen.

Teilnehmer: Priester jeden Alters
Ehepaare mit Erfahrung in Marriage Encounter ME.

Ort: Bonifatiuskloster (OMI) in Hünfeld b. Fulda

Leitung: Pfr. Franz Götz, Augsburg, P. Ludger Werner 
SM, Passau, Ehepaar Siglinde und Peter Haubner

Kosten: ca. 190,00 €

Anmeldung:
P. Ludger Werner SM, Heiliggeistgasse 2, 94032 Passau, 
Tel.: 0851 98852814 oder 0178 1666117. E-Mail: priester-
kurs@me-deutschland.de 

Information: bei P. Werner (siehe oben) 
und bei Pfr. Franz Götz in Augsburg, Tel.: 08212 527316, 
E-Mail: goetz@herzjesu.com

Prospekt: erhältlich über pr-pa@me-deutschland.de, 
Tel.: 0221 71500718 Wilfried Koch u. Waltraud Koch-
Heuskel

Priester, die den ME-Kurs mitgemacht haben, berichten 
davon, dass der Kurs ihnen eine vertiefte Sicht auf ihr 
Priestersein, auf die Ehe, auf die Gottes- und Men-
schenbeziehung geschenkt habe. Die Gemeinschaft 
mit Eheleuten in diesen Tagen habe sie bereichert.
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Studientagung der Reihe: Spirituelle Theologie

Leben, ohne zu lügen. Sinn und Unsinn des Betens.

Viele haben Schwierigkeiten mit einem personalen 
Gott. Meditation und Kontemplation ja, jedoch Beten? 
Aber kann es überhaupt lebendigen Glauben und au-
thentische Spiritualität geben ohne Beten – und das mit 
Leib und Seele, mit Wort und Tat? Was heißt „allezeit 
beten“? Was meint das Herzensgebet im Namen Jesu? 
Wie also die menschheitlichen, biblischen und mysti-
schen Traditionen verstehen, wie heute beten in spiri-
tueller wie intellektueller Redlichkeit? Das ist nicht 
zuletzt für den Religionsdialog, für die Zukunft von 
Kirchen und Gemeinden, letztlich für den Frieden (in) 
der Welt und im eigenen Herzen eine zentrale Frage, 
vielleicht sogar die entscheidende.

Texte aus Mystik und Tradition bilden die Basis für das 
gemeinsame Bedenken solcher Fragen.

Referent/Leitung: 
Dr. Gotthard Fuchs; Dr. Erika Straubinger-Keuser

Beginn: Freitag, 29. November 2019, 12:00 Uhr
Ende: Samstag, 30. November 2019, 16:30 Uhr 

Tagungsort: Christkönigshaus Stuttgart

Teilnahmegebühr: 
mit Übernachtung: EZ: 150 €/DZ: 145 €
ohne Übernachtung: 130 €

Anmeldeschluss: 8. August 2019

Weitere Informationen, Programmflyer und Anmel-
dung über:
Fachbereich Theologie und Spiritualität/Sekretariat, 
Jahnstr. 30, 70597 Stuttgart, Tel: 0711 9791-1142, 
E-Mail: theologie@bo.drs.de

Kompetent und erfolgreich Gruppen, Teams 
und Kurse leiten – Kursreihe „Von Frauen für 

Frauen“

Qualifizierungsangebot für Frauen, die in der Bildungs-
arbeit, in Gemeinden oder Verbänden tätig sind und 
Gremien, Gruppen, Teams bereits leiten oder leiten 
wollen. Jeder einzelne Kursteil wird durch ein Zertifi-
kat bestätigt.

Basiskurs „Leitungskompetenz“

Ziel dieses zweiteiligen Kurses ist es, als Gruppenleite-
rin sowohl auf den Prozess als auch auf das Ergebnis 
einer Gruppe positiv Einfluss nehmen zu lernen und so 
für ein gutes Sachergebnis und für ein hohes Maß an 
Zufriedenheit in der Gruppe zu sorgen.

11.–13.10. und 08.–10.11.2019 in Wernau

Referentin: Edith Lauble
Verantwortlich: Johanna Rosner-Mezler, Fachbereich 
Frauen

Kosten:
€ 185,00 Unterkunft im DZ (Aufpreis für EZ: € 40,00)
€ 60,00 Kurskosten
€ 100,00 Kurskosten für Teilnehmerinnen, bei denen 
der Träger 50 % oder mehr übernimmt

Ausführliche Ausschreibung und Anmeldung bei:
Bischöfliches Ordinariat Rottenburg-Stuttgart
Fachbereich Frauen
Tel.: 0711 9791-1044
E-Mail: frauen@bo.drs.de

Die weiteren Veranstaltungen der Kursreihe finden Sie 
auf unserer Homepage https://kirche-und-gesellschaft.
drs.de/frauen.html, ein Flyer ist ab sofort bei uns erhält-
lich.

Führungs- und Kommunikationstraining für 
Frauen in Verantwortung 2019

Teamführung in turbulenten Zeiten

2 Tage: 14./15.10.2019

Ort: Christkönighaus, Paracelsusstr. 89, 70599 Stutt-
gart

Referentin: Sabinja Klink

Preis: intern € 170,00, extern € 250,00, zzgl. Verpfle-
gung und evtl. Unterkunft

Anmeldung bis 09.07.2019, Diözese Rottenburg-Stutt-
gart, Fachbereich Frauen, Jahnstraße 30, 70597 Stutt-
gart, Tel.: 0711 9791-1050, E-Mail: frauen@bo.drs.de

Zielgruppen: weibliche Führungskräfte, deren Stellver-
treterinnen und Nachwuchsführungskräfte
intern: in haupt- und ehrenamtlichen Führungspositi-
onen in kirchlichen Institutionen der DRS,
extern: in Wirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung, Ge-
sundheit, Recht, Bildung und ebenso Freiberuflerinnen.

Themen:
• Was fordert Teams heute heraus? Was benötigen 

sie?
• Vorsicht vor Ansteckung durch „Schlechte-Laune-

Modus“
• „Da sehe ich nur noch rot!“ – Was tun bei „erhöh-

tem Reizpegel“ im und um das Team? Hilfreiches 
aus der Hirnforschung

• Tipps zur Teampflege in Zeiten der Unruhe
• Teams für Veränderungen gewinnen
• Führungsachtsamkeit für das Team vertiefen

Führungswerkstatt

1 Tag: 13.11.2019

Ort: Christkönighaus, Paracelsusstr. 89, 70599 Stutt-
gart

Referentin: Sabinja Klink

Preis: intern € 90,00, extern € 130,00, zzgl. Verpfle-
gung

Anmeldung bis 31.07.2019, Diözese Rottenburg-Stutt-
gart, Fachbereich Frauen, Jahnstraße 30, 70597 Stutt-
gart, Tel.: 0711 9791-1050, E-Mail: frauen@bo.drs.de

Zielgruppen: weibliche Führungskräfte, deren Stellver-
treterinnen und Nachwuchsführungskräfte
intern: in haupt- und ehrenamtlichen Führungspositi-
onen in kirchlichen Institutionen der DRS,
extern: in Wirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung, Ge-
sundheit, Recht, Bildung und ebenso Freiberuflerinnen.
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Themen:
• Theorieimpuls: „Umgang mit Komplexität im Be-

rufsalltag“
• Training und Vertiefung Konfliktmanagement
• Führungsachtsamkeit stärken
• Tipps durch Feedback und kollegiale Beratung für 

aktuelle Anliegen
• Umsetzungsstrategien für die Praxis

Führungs- und Kommunikationstraining für 
Frauen in Verantwortung 2020

Organisationswissen und Konfliktmanagement

4 Tage: 04./05.02.2020 und 04./05.03.2020

Ort: Christkönighaus, Paracelsusstr. 89, 70599 Stutt-
gart

Referentin: Sabinja Klink

Preis: intern € 330,00, extern € 490,00, zzgl. Verpfle-
gung und evtl. Unterkunft

Anmeldung bis 29.10.2019, Diözese Rottenburg-Stutt-
gart, Fachbereich Frauen, Jahnstraße 30, 70597 Stutt-
gart, Tel.: 0711 9791-1050/-4762, E-Mail: frauen@bo.drs.
de

Zielgruppen: zukünftige und aktuelle weibliche Füh-
rungskräfte, Stellvertreterinnen, Nachwuchsführungs-
kräfte
intern: in haupt- und ehrenamtlichen Führungspositi-
onen in kirchlichen Institutionen der DRS,
extern: in Wirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung, Ge-
sundheit, Recht, Bildung und ebenso Freiberuflerinnen.

Themen:
• Unternehmenskultur in Veränderung
• Führungsachtsamkeit entwickeln
• Führungswerte und -stile nutzen
• Verhandlungsstrategien trainieren
• Delegieren und motivieren mit Erfolg
• Macht und Autorität einsetzen
• Strategien konstruktiver Konfliktbearbeitung
• Emotionalisierte Gespräche deeskalieren
• Anerkennungskultur fördern

Teams führen und entwickeln

2 Tage: 14./15.07.2020

Ort: Christkönighaus, Paracelsusstr. 89, 70599 Stutt-
gart

Referentin: Sabinja Klink

Preis: intern € 170,00, extern € 250,00, zzgl. Verpfle-
gung und evtl. Unterkunft

Anmeldung bis 08.04.2020, Diözese Rottenburg-Stutt-
gart, Fachbereich Frauen, Jahnstraße 30, 70597 Stutt-
gart, Tel.: 0711 9791-1050/-4762, E-Mail: frauen@bo.drs.
de

Zielgruppen: zukünftige und aktuelle weibliche Füh-
rungskräfte, Stellvertreterinnen, Nachwuchsführungs-
kräfte
intern: in haupt- und ehrenamtlichen Führungspositi-
onen in kirchlichen Institutionen der DRS,

extern: in Wirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung, Ge-
sundheit, Recht, Bildung und ebenso Freiberuflerinnen.

Themen:
• Potenziale und Ressourcen in Teams mobilisieren
• Strategien für Gruppenkonflikte erarbeiten
• Team-Haltungen und Werte konstruktiv prägen
• Unterschiede und Gegensätze im Team effektiv 

nutzen
• Besprechungen souverän moderieren

Führungswerkstatt

1 Tag: 20.10.2020

Ort: Christkönighaus, Paracelsusstr. 89, 70599 Stutt-
gart

Referentin: Sabinja Klink

Preis: intern € 90,00, extern € 130,00, zzgl. Verpflegung

Anmeldung bis 14.07.2020, Diözese Rottenburg-Stutt-
gart, Fachbereich Frauen, Jahnstraße 30, 70597 Stutt-
gart, Tel.: 0711 9791-1050/-4762, E-Mail: frauen@bo.drs.
de

Zielgruppen: zukünftige und aktuelle weibliche Füh-
rungskräfte, Stellvertreterinnen, Nachwuchsführungs-
kräfte
intern: in haupt- und ehrenamtlichen Führungspositi-
onen in kirchlichen Institutionen der DRS,
extern: in Wirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung, Ge-
sundheit, Recht, Bildung und ebenso Freiberuflerinnen.

Themen:
• Theorie-Impuls „Bei Konflikten zwischen Mitar-

beiter/-innen vermitteln“
• Praxis-Coaching für Themen aus dem Führungs-

alltag
• Umsetzungsstrategien für die Praxis
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Angebote des Instituts für Fort- und Weiterbildung

Alle Kurse sind mit ausführlicher Beschreibung auf der Homepage zu finden.
Wir bitten um Online-Anmeldung: www.institut-fwb.de

Datum Nr. Titel Zielgruppe Information

18.09.2019 V19031 Guter Umgang mit Trauern-
den – Vertiefungskurs

Pfarramtssekretär/-innen MDreher.institut-fwb
@bo.drs.de
Tel.: 07472 922-151

19.09.2019 V19032 Rund um das Eherecht – Auffri-
schungskurs

Pfarramtssekretär/-innen MDreher.institut-fwb
@bo.drs.de
Tel.: 07472 922-151

25.09.2019 V19034 Richtig reinigen Hauswirtschaftliches 
Personal, Reinigungs-
kräfte in Kirchengemein-
den und kirchlichen Ein-
richtungen

MDreher.institut-fwb
@bo.drs.de
Tel.: 07472 922-151

26.09.2019 V19035 Sicherheitsbeauftragte – Einfüh-
rungskurs

Sicherheitsbeauftragte MDreher.institut-fwb
@bo.drs.de
Tel.: 07472 922-151

15.–
16.10.2019

P19016 Grenzen setzen für eine gute 
Lebensbalance

Hauptamtliche pastorale 
Mitarbeiter/-innen; 
ehrenamtliche pastorale 
Mitarbeiter/-innen; 
Mitarbeiter/-innen in 
 einem Verwaltungsberuf

ARiester.institut-fwb
@bo.drs.de
Tel.: 07472 922-152

21.– 
22.10.2019

I19010 Bibelinterpretation modern: die 
Methode 3D

Alle pastoralen Dienste, 
interessierte Ehrenamtli-
che

AVauth.institut-fwb
@bo.drs.de
Tel.: 07472 922-168

22.–
24.10.2019

P19017 Update Seelsorgliche Ge-
sprächsführung im personzen-
trierten Ansatz –
Seelsorge in Krisen

Alle hauptamtlichen 
Mitarbeiter/-innen in der 
Pastoral, in der Gemein-
deseelsorge oder in der 
Kategorialseelsorge

ARiester.institut-fwb
@bo.drs.de
Tel.: 07472 922-152

18.–
19.11.2019

P19019 Beerdigungs- und Trauerpasto-
ral

Alle pastoralen Dienste, 
die bereits Erfahrung im 
Beerdigungsdienst haben

ARiester.institut-fwb
@bo.drs.de
Tel.: 07472 922-152

20.– 
22.11.2019

I19010 Bibliolog mit Objekten – Auf-
baukurs 

Alle pastoralen Dienste, 
interessierte Ehrenamt-
liche, die einen Grund-
kurs Bibliolog mit Zerti-
fikat absolviert haben.

AVauth.institut-fwb
@bo.drs.de
Tel.: 07472 922-168

25.– 
26.11.2019

T19002 Kirchenbilder Alle pastoralen Dienste MDreher.institut-fwb
@bo.drs.de
Tel.: 07472 922-151
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